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Textgegeniiberstellung

Geltende Fassung

Vorgeschlagene Fassung

Artikel 1
Anderung des Tuberkulosegesetzes

Begriffsbestimmungen

81. (1) Als Tuberkulose im Sinne dieses Bundesgesetzes gelten alle
Krankheiten, welche entweder mit Sicherheit oder mit wissenschaftlich
begriindeter Wahrscheinlichkeit durch das Tuberkelbakterium (mycobacterium
tuberculosis) beim Menschen verursacht werden.

(2) Eine ansteckende Tuberkulose im Sinne dieses Bundesgesetzes liegt
dann vor, wenn vom Menschen Tuberkelbakterien ausgeschieden werden

Behandlungspflicht

8 2. Personen, die an einer ansteckenden Tuberkulose leiden, sind
verpflichtet, sich wahrend der Dauer dieses Zustandes einer drztlichen
Behandlung zu unterziehen.

8§ 3. Meldepflichtig im Sinne dieses Bundesgesetzes sind:

a) jede Erkrankung an Tuberkulose, die der arztlichen Behandlung oder
Uberwachung bedarf;

b) jeder Todesfall, wenn anlaBlich der Totenbeschau oder

Begriffsbestimmungen

81. (1) Als Tuberkulose im Sinne dieses Bundesgesetzes gelten alle
Krankheiten, die durch einen zum Mykobakterium-tuberkulosis-Komplex
zdhlenden Erreger (im Folgenden Tuberkuloserreger oder Erreger) beim
Menschen verursacht werden.

(2) Eine ansteckende Tuberkulose liegt vor, wenn eine Infektion mit einem
Tuberkuloseerreger beim Menschen und eine aktive Erkrankung vorliegen und
Tuberkuloseerreger ausgeschieden werden (bestétigter Tuberkulosefall).

(3) Eine nicht ansteckende Tuberkulose liegt vor, wenn eine Infektion mit
einem Tuberkuloseerreger beim Menschen und eine aktive Erkrankung vorliegen,
aber keine Tuberkuloseerreger ausgeschieden werden.

(4) Ein Krankheitsverdacht liegt vor, wenn nach dem Stand der
medizinischen Wissenschaft substantiierte Anhaltspunkte fiir das Vorliegen einer
Tuberkuloseerkrankung gegeben sind.

(5) Eine latente Infektion mit einem Tuberkuloseerreger liegt vor, wenn eine
Infektion festgestellt, jedoch eine Erkrankung ausgeschlossen wurde.

Behandlungspflicht

§ 2. Personen, die an einer behandlungsbediirftigen Tuberkulose (8 1 Abs. 2
und 3) erkrankt sind (kranke Personen), und Personen, bei denen ein
Krankheitsverdacht nach 8 1 Abs. 4 besteht (krankheitsverdachtige Personen),
sind verpflichtet, sich bis zur Ausheilung der Tuberkulose einer drztlichen
Behandlung zu unterziehen, um eine Gefdhrdung anderer Personen
auszuschlieRen.

§ 3. Meldepflichtig im Sinn dieses Bundesgesetzes sind:

1. jede Tuberkuloseerkrankung geméai § 1 Abs. 2 und 3;

2. jeder Krankheitsverdacht (§ 1 Abs. 4);
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Leichendffnung festgestellt wurde, dal im Zeitpunkt des Todes eine
Erkrankung nach lit. a bestanden hat.

8 4. (1) Zur Erstattung der Meldung sind verpflichtet:

a) jeder mit dem Erkrankungs- oder Todesfall befaBte Arzt sowie die
arztlichen Leiter von Instituten, an denen solche Arzte beschaftigt
sind,;

b) in Krankenanstalten, Kuranstalten, Pflegeheimen und &hnlichen
Einrichtungen der arztliche Leiter bzw. der zur arztlichen Aufsicht
verpflichtete Arzt;

¢) der Totenbeschauer oder der Prosektor;

d) der Leiter der militarischen Dienststelle, die zur &rztlichen Betreuung
von Angehorigen des Bundesheeres (§ 1 Abs. 3 des Wehrgesetzes
1990, BGBI. Nr. 305) berufen ist.

(2) Tierarzte, die in Austbung ihres Berufes begriindeten Verdacht auf das
Vorliegen von ansteckender Tuberkulose bei Personen in der Umgebung von
Tierbestdnden hegen, haben dies der Bezirksverwaltungsbehdrde zu melden.

85. (1) Die Meldung ist innerhalb von drei Tagen nach Stellung der
Diagnose der Bezirksverwaltungsbehdrde zu erstatten, sofern sich die zur
Meldung verpflichtete Person nicht davon uberzeugt hat, daR der Erkrankungsfall
der Bezirksverwaltungsbehdrde bereits gemeldet worden ist.

(2) Ein Todesfall im Sinne des §3 lit. b ist von jeder zur Meldung
verpflichteten Person zu melden; dies auch dann, wenn bereits eine Meldung Uiber
den vorangegangenen Krankheitsfall erfolgt ist.

(3) Durch die vorstehenden Bestimmungen wird eine auf Grund anderer
Rechtsvorschriften bestehende Meldepflicht nicht berihrt.

Erhebungen und Untersuchungen tiber das Auftreten der Tuberkulose
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Vorgeschlagene Fassung
3. jeder Todesfall, wenn anldsslich der Totenbeschau oder Obduktion
festgestellt wurde, dass im Zeitpunkt des Todes eine Erkrankung nach
Z 1 bestanden hatte; Todesfélle sind auch dann zu melden, wenn der
Todesfallmeldung bereits eine Erkrankungsmeldung vorausgegangen
war;
4. jeder positive Nachweis eines Tuberkuloseerregers.

8 4. (1) Zur Erstattung der Meldung sind verpflichtet:
1. jeder mit einem Erkrankungs-, Verdachts- oder Todesfall befasste Arzt;
2.in  Krankenanstalten, Kuranstalten, Pflegeheimen und &hnlichen
Einrichtungen der é&rztliche Leiter bzw. der zur &rztlichen Aufsicht
verpflichtete Arzt;
3. der Totenbeschauer oder der Prosektor.

(1a) Zur Erstattung der Meldung geméaR § 3 Z 4 ist jedes Labor verpflichtet,
das einen Tuberkuloseerreger beim Menschen diagnostiziert.

85. (1) Die Meldung ist innerhalb von drei Tagen nach Stellung der
Diagnose ab an die Bezirksverwaltungsbehdrde zu erstatten, in deren Sprengel
die kranke, krankheitsverdachtige oder verstorbene Person ihren Wohnsitz hat
bzw. hatte.

(2) Labors haben ihrer Meldeverpflichtung elektronisch durch Eingabe der
Meldung in das Register nach § 4 Epidemiegesetz 1950, BGBI. Nr. 186/1950,
nachzukommen. Dabei haben die Labors sinngemaR die in 8 4 Abs. 12 bis 14
Epidemiegesetz 1950 vorgesehenen Datensicherheitsmanahmen zu ergreifen.

Erhebungen und Untersuchungen tber das Auftreten der Tuberkulose
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8 6. (1) Die Bezirksverwaltungsbehdrde hat alle erforderlichen Erhebungen
und Untersuchungen zur Feststellung der Krankheit oder einer Infektionsquelle
sowie die nach dem Stand der medizinischen Wissenschaft erforderlichen
Untersuchungen des durch die Krankheit gefdhrdeten Personenkreises zu
veranlassen. Bei den Erhebungen ist mit der durch die Umstdnde gebotenen
Ricksichtnahme vorzugehen.

(2) Den von der Bezirksverwaltungsbehdrde entsendeten Organen ist der
Zutritt zum Kranken, Krankheitsverdédchtigen oder zur Leiche und die Vornahme
der fur die Ermittlung Uber die Krankheit, den Krankheitsverdacht oder die
Bazillenausscheidung erforderlichen Untersuchungen zu gestatten.

(3) Um das Vorliegen einer Tuberkulose bei Verstorbenen festzustellen,
kann die Bezirksverwaltungshbehdrde die Offnung von Leichen und die
Untersuchung von Leichenteilen (sanitatsbehérdliche Obduktion) anordnen, wenn
der begriindete Verdacht einer solchen Erkrankung besteht.

(4) Die zur Meldung verpflichteten Personen, die Kranken,
krankheitsverdachtigen und krankheitsgefahrdeten Personen haben auf Befragen
Uber alle mit der Erkrankung im Zusammenhang stehenden Umstande Auskunfte
zu erteilen.

(5) Personen, auf die sich die Erhebungen und Untersuchungen im Sinne des
Abs. 1 erstrecken, sind verpflichtet, sich den erforderlichen zumutbaren arztlichen
Untersuchungen, insbesondere auch Prifungen der Tuberkulinallergie,
Rontgenuntersuchungen,  Blutabnahmen und  Sputumuntersuchungen, zu
unterziehen und das notwendige Untersuchungsmaterial unter allfalligen
Kontrollen zu liefern.

Uberwachung

§ 7. (1) Die Bezirksverwaltungsbehorde hat die Uberwachung der Kranken
und Krankheitsverdéachtigen unverziglich zu verfigen. Die genannten Personen
sind verpflichtet, sich den von der Bezirksverwaltungsbehdérde angeordneten
Kontrolluntersuchungen  zu  unterziehen. Von der Vornahme einer
Kontrolluntersuchung ist abzusehen, wenn der Vorgeladene einen d&rztlichen
Befund vorlegt, der zur Erreichung des Zweckes der Uberwachung ausreichend
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Vorgeschlagene Fassung

§ 6. (1) Die Bezirksverwaltungsbehodrde hat alle erforderlichen Erhebungen
und Untersuchungen zur Feststellung der Krankheit oder einer Infektionsquelle
sowie die nach dem Stand der medizinischen Wissenschaft erforderlichen
Untersuchungen des durch die Krankheit gefahrdeten Personenkreises zu
veranlassen. Bei den Erhebungen ist mit der durch die Umstdnde gebotenen
Rucksichtnahme vorzugehen.

(2) Die zur Meldung nach 8§ 4 Abs.1 Z 2 verpflichteten Personen haben den
von der Bezirksverwaltungsbehorde entsendeten Organen Zutritt zur kranken
oder krankheitsverdachtigen Person zu gewéhren. Die zur Meldung verpflichteten
Personen haben der Bezirksverwaltungshehorde gegebenenfalls Einsicht in die
Krankengeschichte oder sonstige medizinische Aufzeichnungen zu gewéhren und
auf Verlangen alle erforderlichen Auskiinfte zu erteilen.

(3) Die kranken, krankheitsverdachtigen und krankheitsgefédhrdeten
Personen haben der Bezirksverwaltungsbehdrde auf Anfrage alle erforderlichen
Auskiinfte zu erteilen.

(4) Die kranken, krankheitsverdachtigen und krankheitsgefédhrdeten
Personen haben sich den ihnen zumutbaren und medizinisch erforderlichen
arztlichen Untersuchungen zu unterziehen, insbesondere auch Prifungen der
Tuberkulinallergie, Réntgenuntersuchungen, Blutabnahmen und
Sputumuntersuchungen.

(5) Um das Vorliegen einer Tuberkulose bei einer bereits verstorbenen
Person  festzustellen, kann  die  Bezirksverwaltungsbhehtrde  eine
sanitatshehordliche Obduktion anordnen, wenn der begriindete Verdacht einer
solchen Erkrankung besteht.

Uberwachung

§ 7. (1) Die Bezirksverwaltungsbehorde hat die Uberwachung der Kranken
und Krankheitsverdéchtigen unverziglich zu verfigen. Die genannten Personen
sind verpflichtet, sich den von der Bezirksverwaltungshehdrde angeordneten
Kontrolluntersuchungen  zu  unterziehen. Von der Vornahme einer
Kontrolluntersuchung ist abzusehen, wenn der Vorgeladene einen &rztlichen
Befund vorlegt, der zur Erreichung des Zweckes der Uberwachung ausreichend
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ist.
(2) Die Uberwachung ist auch nach Abschluf einer Heilbehandlung so lange
fortzusetzen, bis anzunehmen ist, daf eine Konsolidierung des Prozesses
eingetreten ist.

(3) Die der Uberwachung unterliegenden Personen sind verpflichtet, allen
ihnen von der Bezirksverwaltungsbehorde erteilten Anweisungen flr ein
hygienisch einwandfreies Verhalten Folge zu leisten.

Einrichtungen der Bezirksverwaltungsbehdrden

88. (1) Die Bezirksverwaltungsbehdrde hat Vorsorge zu treffen, dal
geeignete, dem Stand der medizinischen Wissenschaft entsprechende
Einrichtungen zur Untersuchung der Kranken, Krankheitsverdachtigen und
Krankheitsgefihrdeten sowie zur Uberwachung und Betreuung der Kranken und
Krankheitsverddchtigen vorhanden sind.

(2) Mit den Aufgaben der Untersuchung, Uberwachung und Betreuung ist
ein Facharzt fur Lungenkrankheiten oder, wenn ein solcher nicht zur Verfligung
steht, ein anderer fachlich geeigneter Arzt zu betrauen. Dem Arzt ist zur
Durchflihrung seiner Aufgaben entsprechend ausgebildetes Personal zuzuweisen.

(3) Erweisen sich Manahmen geméal den Abs. 1 und 2 infolge der geringen
Zahl der Kranken, Krankheitsverdéchtigen oder Krankheitsgeféhrdeten als nicht
erforderlich, sind die betroffenen Personen der nédchsten entsprechend
ausgestatteten Bezirksverwaltungsbehorde zur Untersuchung, Uberwachung und
Betreuung zu Uberweisen.

Pflichten der Bezirksverwaltungsbehdrde
§ 9. (1) Die Bezirksverwaltungsbehdrde hat im Rahmen ihrer Aufgaben (§ 8
Abs. 2) inshesondere folgende Obliegenheiten zu erfillen:
a) die Diagnose sicherzustellen;

b) die Wohn-, Schlaf- und Arbeitsverhéltnisse des Tuberkulosekranken
ermitteln zu lassen;

c¢) den Tuberkulosekranken Uber die mit seiner Krankheit verbundenen
Gefahren fiir sich und seine Umgebung aufzuklaren;

d) dem Tuberkulosekranken genaue Anweisungen fiir ein im Hinblick
auf seine Krankheit hygienisch einwandfreies Verhalten zu geben;
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Vorgeschlagene Fassung
ist.
(2) Nach dem Abschluss der Tuberkulosetherapie ist die Uberwachung so
lange fortzusetzen, als das Risiko fiir ein Rezidiv besteht.

Einrichtungen der Bezirksverwaltungsbehdrden

88. (1) Die Bezirksverwaltungshehdrde hat Vorsorge zu treffen, daf
geeignete, dem Stand der medizinischen Wissenschaft entsprechende
Einrichtungen zur Untersuchung der kranken, krankheitsverdéchtigen und
krankheitsgefahrdeten Personen sowie zur Uberwachung und Betreuung der
kranken und krankheitsverdachtigen Personen vorhanden sind.

(2) Mit den Aufgaben der Untersuchung, Uberwachung und Betreuung ist
ein Facharzt fur Innere Medizin und Pneumologie oder, wenn ein solcher nicht
zur Verfugung steht, ein anderer fachlich geeigneter Arzt zu betrauen. Dem Arzt
ist zur Durchfiihrung seiner Aufgaben entsprechend ausgebildetes Personal
zuzuweisen.

(3) Erweisen sich MaRnahmen gemal den Abs. 1 und 2 infolge der geringen
Zahl der kranken, krankheitsverdédchtigen oder krankheitsgefahrdeten Personen
als nicht erforderlich, sind die betroffenen Personen der néchsten entsprechend
ausgestatteten Bezirksverwaltungsbehorde zur Untersuchung, Uberwachung und
Betreuung zu Uberweisen.

Pflichten der Bezirksverwaltungsbehdrde
89. (1) Die Bezirksverwaltungsbehtrde hat insbesondere folgende
Aufgaben zu erfillen:

1. die Abklérung des Verdachts auf eine Tuberkuloseerkrankung und die
Diagnosesicherzustellen;

2. die Veranlassung der Ermittlung der Wohn-, Sozialversicherungs- und
Arbeitsverhéltnisse der kranken oder krankheitsverdachtigen Person;

3. ansteckungsverdachtige Personen Uber Verhaltsmaliregeln aufzukléren;
wenn sie in engem Kontakt zu einer kranken oder krankheitsverdéchtigen
Person standen, eine Infektionsdiagnostik zu veranlassen und (ber Uber
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e) den Tuberkulosekranken auf die allfallige Notwendigkeit einer
Heilbehandlung hinzuweisen und ihm eine solche mit seinem
Einverstandnis zu vermitteln;
f) Personen, die einer Ansteckungsgefahr ausgesetzt sind oder waren,
Uber SchutzmaRnahmen zu belehren.

(2) Eine Heilbehandlung (kurative &rztliche Tatigkeit) darf im Rahmen der
Betreuung nicht stattfinden.
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die mit einer Infektion verbundenen Gefahren aufzukléren sowie bei
erhohter  Erkrankungsgefahr ~ Uber  die Méglichkeit  einer
Infektionsprophylaxe oder praventiven Therapie aufzukldren;

4, die Uberwachung der Durchfiihrung der Therapie, die Abklarung des
Therapiestatus nach sechs Monaten und erforderlichenfalls in weiteren
sechsmonatigen Abstanden;

5. die Verstandigung der zustdndigen Veterinarbehdrde bei Infektion mit
Mykobakterium bovis oder caprae oder anderen Tuberkuloseerregern
tierischen Ursprungs;

6. die Zusammenarbeit und der Informationsaustausch mit anderen von
einem Fall betroffenen Bezirksverwaltungsbehdrden;

7. die ehestmdgliche Aufklarung der kranken oder krankheitsverdéachtigen
Person entsprechend dem jeweiligen Krankheitsstadium in einer ihr
verstandlichen Sprache Uber

a. die mit der Erkrankung verbundenen Gefahren fir sich und ihre
Umgebung;

b. die genauen Anweisungen fur ein im Hinblick auf das
Krankheitsstadium adéquates Verhalten, um die Gefahrdung anderer
Personen verlasslich auszuschlief3en;

c. Behandlungs- und Verhaltenspflichten nach 882, 6 Abs.4 und 5
sowie 7 Abs. 1 und 3;

d. die mogliche Rechtsfolge der gerichtlichen Anhaltung nach den §§ 14
ff. und das mogliche AusmaR der damit jeweils verbundenen
Einschrankungen der personlichen Freiheit bei Gefédhrdung anderer
Personen und Verletzung der in lit. b und ¢ angefuhrten Pflichten.

(2) Die Bezirksverwaltungsbehdrde hat die Erfullung ihrer Aufgaben zu
dokumentieren. Die Dokumentationspflicht umfasst insbesondere die
Aufbewahrung der Anamnese, der Laborergebnisse einschlieRlich der fir die
Therapie relevanten Labordaten, der Histologie, des Therapieverlaufs, sonstiger
fur die Erfullung ihrer Aufgaben wichtiger Mitteilungen und Unterlagen sowie
von Rontgenbefunden und -bildern und bildgebender Diagnostik. Die
Dokumentation ist mindestens 30 Jahre aufzubewahren.

(3) Uber die Belehrung nach Abs. 1 Z 7 ist eine Niederschrift aufzunehmen
und der kranken oder krankheitsverdachtigen Person nachweislich auszufolgen.
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8§ 10. Befindet sich der Tuberkulosekranke bereits wegen Tuberkulose in
Behandlung eines Arztes, hat sich die Bezirksverwaltungsbehdrde mit diesem ins
Einvernehmen zu setzen. Im Rahmen dieses Einvernehmens ist insbesondere

a) der Befund und das Ergebnis der durch die
Bezirksverwaltungsbehdrde durchgefiihrten diagnostischen
Untersuchungen (Rontgenaufnahmen, Tomographien,
bakteriologische Untersuchungen) dem behandelnden Arzt auf dessen
Verlangen zur Verfiigung zu stellen;

b) mit dem behandelnden Arzt (iber geeignete MaRnahmen Riicksprache
zu pflegen.

Pflichten des behandelnden Arztes

8 11. (1) Der behandelnde Arzt hat der Bezirksverwaltungsbehorde auf
Verlangen die von ihm erhobenen Befunde zur Verfiigung zu stellen und jene
Kranken zu melden, die sich seiner Behandlung oder Uberwachung entzogen
haben.

(2) Der éarztliche Leiter einer Krankenanstalt hat bei der Entlassung oder dem
Tod eines Kranken, der wegen Tuberkulose im Sinne dieses Bundesgesetzes in
Pflege stand, der Bezirksverwaltungsbehorde einen Bericht zu tbermitteln, der
die notwendigen Angaben (ber Verlauf und Behandlung enthdlt. Ist der
Tuberkulosekranke verstorben, so ist, sofern eine Obduktion vorgenommen
wurde, aulerdem noch der Obduktionsbefund zu tbermitteln.
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(4) Eine kurative arztliche Tétigkeit darf im Rahmen der Betreuung nicht
stattfinden.

§10. Zur Sicherung des Therapieerfolges ist ein gegenseitiger
Informationsaustausch ~ zwischen den behandelnden  Arzten und der
Bezirksverwaltungsbehdrde sicherzustellen. In diesem Zusammenhang sind
inshesondere:

1. der Befund und das Ergebnis der durch die Bezirksverwaltungsbehorde
durchgefiihrten oder veranlassten Untersuchungen (insbesondere
Rontgenbefunde und —bilder und sonstige bildgebende Diagnostik,
Tomographien, bakteriologische Untersuchungen) dem behandelnden
Arzt auf dessen Verlangen zur Verfligung zu stellen und

2. mit dem behandelnden Arzt UGber geeignete MalRnahmen Riicksprache zu
halten.

Pflichten des behandelnden Arztes

811. (1) Der behandelnde Arzt hat der Bezirksverwaltungsbehdrde —
unbeschadet der Meldepflicht nach 8§ 3f — diejenigen Personen zu melden, die
sich wegen einer Erkrankung oder eines Krankheitsverdacht an Tuberkulose in
seiner Behandlung befinden oder seiner Behandlung entzogen haben. Er hat der
Bezirksverwaltungsbehérde unaufgefordert alle von ihm erhobenen einschlégigen
Befunde sowie sonstige relevanten Unterlagen zur Verfiigung zu stellen.

(2) Der éarztliche Leiter einer Krankenanstalt hat anlésslich der Entlassung
oder des Todes einer Person, die wegen meldepflichtiger Tuberkulose
aufgenommen war, der Bezirksverwaltungsbehorde einen Bericht zu Ubermitteln,
der die notwendigen Angaben tber Verlauf und Behandlung zu enthalten hat. Ist
die Person verstorben, so ist, sofern eine Obduktion vorgenommen wurde,
zusétzlich der Obduktionsbefund zu Ubermitteln.

Nationale Referenzzentrale fir Tuberkulose

§ 11a. (1) Nationale Referenzzentrale fiir Tuberkulose ist die Osterreichische
Agentur fir Gesundheit und Ernahrungssicherheit GmbH (AGES).

(2) Labors, die den Tuberkuloseerreger beim Menschen diagnostizieren,
sind  verpflichtet, Isolate an die nationale Referenzzentrale zur
Resistenzbestimmung und Feintypisierung zu tbermitteln.

(3) Ausbriiche sind von der nationalen Referenzzentrale den zustandigen
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8 12. (1) Jedermann hat Uber die ihm in Auslibung seines Berufes bei
Durchfihrung dieses Bundesgesetzes bekanntgewordenen Umstdnde der
betroffenen Personen, insbesondere ihre personlichen, wirtschaftlichen oder
sonstigen Verhéltnisse, Verschwiegenheit zu bewahren.

(2) Die Verschwiegenheitspflicht besteht nicht, soweit eine Mitteilung nach
Art und Inhalt durch Interessen der 6ffentlichen Gesundheitspflege oder der
Rechtspflege gerechtfertigt ist. Die Verschwiegenheitspflicht besteht auch dann
nicht, wenn die durch die Mitteilung beriihrte Person den zur Verschwiegenheit
Verpflichteten davon entbunden hat.

(3) AuBer im Falle einer behordlichen Anfrage kann der zur
Verschwiegenheit Verpflichtete die Erlassung eines Feststellungsbescheides
darlber, ob ein offentliches Interesse an der Offenbarung des Geheimnisses
vorliegt, von der Bezirksverwaltungsbehdrde verlangen.

2. Abschnitt
MaRnahmen gegen uneinsichtige Tuberkulosekranke
Belehrung

8 13. (1) Ergeben die Erhebungen der Bezirksverwaltungsbehorde, daf? ein
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Bezirksverwaltungsbehdrden zu melden.

(4) Die nationale Referenzzentrale hat einen jahrlichen Bericht Uber das
Auftreten  von Tuberkulose in Osterreich zu verfassen und dem
Bundesministeriun flir Gesundheit zur Publikation vorzulegen.

§12. (1) Jedermann hat Uber die ihm in Auslbung seines Berufes bei
Durchfihrung dieses Bundesgesetzes bekanntgewordenen Umstdnde der
betroffenen Personen, insbesondere ihre personlichen, wirtschaftlichen oder
sonstigen Verhaltnisse, Verschwiegenheit zu bewahren.

(2) Die Verschwiegenheitspflicht besteht nicht, soweit eine Mitteilung nach
Art und Inhalt durch Interessen der &ffentlichen Gesundheitspflege oder der
Rechtspflege gerechtfertigt ist. Die Verschwiegenheitspflicht besteht auch dann
nicht, wenn die durch die Mitteilung beriihrte Person den zur Verschwiegenheit
Verpflichteten davon entbunden hat.

(3) AuBer im Falle einer behordlichen Anfrage kann der zur
Verschwiegenheit Verpflichtete die Erlassung eines Feststellungsbescheides
darlber, ob ein offentliches Interesse an der Offenbarung des Geheimnisses
vorliegt, von der Bezirksverwaltungsbehdrde verlangen.

Meldungen nach dem Beschluss Nr. 1082/2013/EU

812a. (1) Die Bezirksverwaltungsbehdrden sind verpflichtet, das
Bundesministerium fiir Gesundheit unverziiglich von Sachverhalten geméai Art. 9
des Beschlusses Nr. 1082/2013/EU des Europdischen Parlaments und des Rates
vom  22. Oktober 2013 zu schwerwiegenden grenziiberschreitenden
Gesundheitsgefahren und zur Aufhebung der Entscheidung Nr. 2119/98/EG, ABI.
Nr. L 293 vom 5.11.2013, S. 1, in Kenntnis zu setzen.

(2) Das Bundesministerium fur Gesundheit ist verpflichtet, die in Abs. 1
genannten Angaben der Europaischen Kommission und den zustidndigen
Behorden der Mitgliedstaaten (Uber das in Art. 8 des Beschlusses
Nr. 1082/2013/EU vorgesehene Schnellwarnsystem umgehend zu Gbermitteln.

2. Abschnitt

MaRnahmen zur Hintanhaltung einer schweren Gesundheitsgefahrdung
Anderer

Schutz der Personlichkeitsrechte
813. (1) Die Personlichkeitsrechte an Tuberkulose erkrankter oder
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Geltende Fassung

an ansteckender Tuberkulose Erkrankter das ihm aufgetragene Verhalten (§ 7
Abs. 3) nicht befolgt oder der Behandlungspflicht gemé&R 8§ 2 nicht nachkommt,
ist er vorzuladen. Er ist erneut anzuweisen, sich in gesundheitlicher Hinsicht
einwandfrei zu verhalten. Aulerdem ist er dartber zu belehren, dal3 er in einer
Krankenanstalt angehalten werden wird, wenn er seine Pflichten weiterhin nicht
erfillen sollte. Uber die Belehrung ist eine Niederschrift aufzunehmen und eine
Durchschrift dem Tuberkulosekranken nachweislich auszufolgen.

(2) Befindet sich der Tuberkulosekranke in Anstaltspflege oder ist er aus
anderen Grinden gehindert, der Ladung Folge zu leisten, so ist er schriftlich im
Sinne des Abs. 1 zu belehren; diese Belehrung ist ihm zu eigenen Handen (§ 21
Zustellgesetz, BGBI. Nr. 200/1982) zuzustellen.

Anhaltung
Antrag

8 14. (1) Verstolit ein Tuberkulosekranker auch nach der Belehrung im
Sinne des § 13 gegen die ihm obliegenden Pflichten und entsteht dadurch eine
Gefahr  fur die  Gesundheit anderer Menschen, so hat die
Bezirksverwaltungsbehdrde beim Bezirksgericht des gewshnlichen Aufenthaltes,
in Ermangelung eines solchen des Aufenthaltes des Kranken die Feststellung der
Zuléssigkeit seiner Anhaltung in einer Krankenanstalt zu beantragen.

(2) Ist der Tuberkulosekranke alkoholkrank und wiirde sonst der Zweck der
Anhaltung voraussichtlich geféhrdet werden, o) hat die
Bezirksverwaltungsbehdrde auch die Feststellung zu beantragen, daB die Offnung
der wéhrend der Anhaltung an den Kranken gerichteten Postsendungen, in denen
nach ihrem Umfang und Gewicht Getrdnke enthalten sein konnen, und die
Beschlagnahme der in diesen befindlichen alkoholischen Getrénke zul&ssig ist.

Gerichtsbeschluf3

8 15. (1) Das Gericht hat auf Grund des Antrages mdglichst binnen drei
Wochen im auferstreitigen Verfahren zu entscheiden, ob die Anhaltung des
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Vorgeschlagene Fassung
krankheitsverdachtiger Personen, die in einer Krankenanstalt angehalten werden,
sind besonders zu schiitzen. lhre Menschenwiirde ist unter allen Umsténden zu
achten und zu wahren.

(2) Beschrankungen von Personlichkeitsrechten sind nur zuléssig, soweit sie
im Verfassungsrecht, in diesem Bundesgesetz oder in anderen gesetzlichen
Vorschriften ausdriicklich vorgesehen sind.

Antrag

8§ 14. VerstoRt eine an Tuberkulose im Sinn des 8 1 Abs. 2 und 3 erkrankte
oder im Sinne des § 1 Abs. 4 krankheitsverdachtige Person trotz einer Belehrung
gemal § 9 Abs. 1 Z 7 gegen die ihr obliegenden Pflichten und entsteht dadurch
eine ernstliche und erhebliche Gefahr fir die Gesundheit anderer Personen, die
nicht durch gelindere MaRnahmen beseitigt werden kann, so hat die
Bezirksverwaltungsbehorde beim Bezirksgericht, in dessen Sprengel die
Krankenanstalt liegt, in der die Anhaltung durchgefiihrt werden soll, die
Feststellung der Zulassigkeit der Anhaltung in einer zur Behandlung von
Tuberkulose eingerichteten Krankenanstalt zu beantragen. Dem Antrag der
Bezirksverwaltungsbehdrde ist ein fachérztliches Attest zu Bescheinigung der
Gesundheitsgefahrdung anderer Personen beizulegen, in dem im Einzelnen die
Griunde anzufihren sind, aus denen der Arzt die Voraussetzungen der Anhaltung
fur gegeben erachtet.

Gerichtliches Verfahren

8 15. (1) Das Gericht hat auf Grund des Antrages mdoglichst binnen drei
Wochen im aulerstreitigen Verfahren zu entscheiden, ob die Anhaltung der
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Geltende Fassung
Tuberkulosekranken in einer Krankenanstalt und gegebenenfalls auch die
Offnung der im § 14 Abs. 2 bezeichneten Postsendungen und die Beschlagnahme
der darin befindlichen alkoholischen Getrénke zuléssig ist. Die Zuldssigkeit der
Anhaltung sowie der Offnung und Beschlagnahme der Postsendungen ist
auszusprechen, wenn die im § 14 angefiihrten Voraussetzungen zutreffen.

(2) Die Anhaltung eines Erkrankten und gegebenenfalls die Offnung und
Beschlagnahme der Postsendungen darf fur die Dauer von mindestens sechs,
hdchstens jedoch von zwdIf Monaten fir zuléssig erklart werden.

(3) Der Richter hat den Anzuhaltenden personlich anzuhdren, sofern diesem
ein personliches Erscheinen zugemutet werden kann. Vor einem Beschluf auf
Ablehnung des Antrages ist auch der Arzt der Bezirksverwaltungsbehorde (8 8
Abs. 2) zu horen.

(4) Leistet der Anzuhaltende der Vorladung nicht Folge, so kann er
vorgefihrt werden.

(5) Der Gerichtsbeschlul? verliert drei Jahre nach Eintritt seiner Rechtskraft
seine Wirksamkeit
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Vorgeschlagene Fassung
Person in einer Krankenanstalt zuldssig ist. Die Zulassigkeit der Anhaltung ist
auszusprechen, wenn die in § 14 oder § 20 umschriebene Gesundheitsgefdhrdung
anderer Personen gegeben ist und andere gelindere MaRnahmen zur Abwehr
dieser Gefahrdung nicht ausreichen.

(2) Liegen zugleich auch die Voraussetzungen fiir eine Anhaltung nach dem
Unterbringungsgesetz (UbG), BGBI. Nr. 155/1990, vor, so ist die Anhaltung im
Verfahren nach den nachfolgenden tuberkuloserechtlichen Vorschriften zu
entscheiden und zu vollziehen. In diesem Fall ist der die Patientenanwaltschaft
wahrnehmende Verein (8 13 Abs. 1 UbG) mit der Vertretung der Person zu
betrauen. Der Verein hat die Person in sinngemaRer Anwendung der 8§ 13 ff.
UbG zu vertreten. §10 Abs.2 UbG uber die Verstandigungspflicht des
Abteilungsleiters sowie die 88 33 bis 39b uber weitergehende Beschrénkungen
sind sinngemal anzuwenden.

(3) Das Gericht hat die Person, erforderlichenfalls unter Beiziehung eines
Dolmetschers, sowie den behandelnden Arzt im Rahmen einer mindlichen
Verhandlung personlich anzuhdren. Von einer personlichen Anhorung kann
insbesondere abgesehen werden, wenn eine Gesundheitsgefahrdung des Richters
und der anderen am Verfahren teilnehmenden Personen nicht ausgeschlossen
werden kann. Leistet die Person einer Ladung nicht Folge, so kann sie vorgefiihrt
werden. Sie ist Ober die Verfahrenshilfe sowie Uber die mogliche Beiziehung
eines anwaltlichen Vertreters zu belehren.

(4) Auf Verlangen der Person sowie, wenn das Gericht es fur notwendig
erachtet, von Amts wegen ist zusatzlich zur Einvernahme des behandelnden
Arztes ein Sachverstandiger beizuziehen. Im Falle einer Tuberkuloseerkrankung
nach § 1 Abs. 3 ist zur Frage der Wahrscheinlichkeit einer Reaktivierung und der
sich daraus ergebenden Fremdgefahrdung jedenfalls ein
Sachverstdndigengutachten einzuholen.

(5) Am Schluss der mindlichen Verhandlung hat das Gericht tber die
Zulgssigkeit der Anhaltung zu entscheiden sowie den Beschluss zu verkiinden, zu
begrinden und der kranken Person zu erlautern. Das Gericht hat den Beschluss
innerhalb von sieben Tagen schriftlich auszufertigen.

(6) Sofern das Gericht in seinem Beschluss nichts anderes anordnet, ist die
Anhaltung auf unbestimmte Dauer zul&ssig.
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Einweisung

816. (1) Auf Grund des  Gerichtsheschlusses hat  die
Bezirksverwaltungsbehdérde den Anzuhaltenden in eine Krankenanstalt
einzuweisen.

(2) Wenn und solange sich der Anzuhaltende nach Zustellung des
Gerichtsbeschlusses entsprechend den ihm obliegenden Verpflichtungen verhalt,
darf der Kranke auf Grund des Gerichtsbeschlusses nicht in eine Krankenanstalt
eingewiesen werden.

(3) Die Bezirksverwaltungsbehorde hat das Gericht von der Einweisung zu
verstandigen.

(4) Die Zeit, wéhrend der die Bezirksverwaltungsbehérde wvon der
Einweisung des Anzuhaltenden absieht, ist in die durch den Gerichtsbeschluf? fiir
zuléssig erklarte Dauer der Anhaltung nicht einzurechnen.

Vorzeitiges Beenden der Anhaltung

8 17. (1) Ist auf Grund des Verhaltens des Angehaltenen zu erwarten, daf er
der Behandlungspflicht (8 2) nachkommen bzw. das ihm auferlegte Verhalten
(8§ 7 Abs. 3) befolgen wird, hat die Bezirksverwaltungsbehdrde die Anhaltung
vorzeitig zu beenden.

(2) Von dem Beenden der Anhaltung hat die Bezirksverwaltungsbehdrde das
Gericht zu verstandigen.

(3) Das Gericht kann auf Antrag des Angehaltenen beschlieBen, daB die
Anhaltung vor der Zeit, fir die sie fir zuldssig erklart worden ist, beendet wird,
wenn die Voraussetzungen des Abs. 1 gegeben sind. Der Antrag kann friihestens
drei Monate nach dem Beginn der Anhaltung gestellt werden. Im Fall der
Ablehnung des Antrages kann das Gericht zugleich beschlieen, daR der
Angehaltene wahrend der restlichen Dauer der fir zuldssig erkléarten
Anhaltungszeit keinen neuen Antrag auf vorzeitige Beendigung der Anhaltung
stellen darf. Auf Grund des gerichtlichen Beschlusses (ber die vorzeitige
Beendigung der Anhaltung ist der Angehaltene sofort zu entlassen.
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Vorgeschlagene Fassung
Verstandigungspflichten

8 16. (1) Die Bezirksverwaltungsbehorde hat das Gericht insbesondere von
der Durchfiihrung der Einweisung und der Beendigung der Anhaltung (8 17) zu
versténdigen.

2) Der  drztliche Leiter ~ der  Krankenanstalt  hat  die
Bezirksverwaltungsbehérde unverziiglich zu verstandigen, wenn sich die Person
in der Krankenanstalt eingefunden hat, wenn sie entlassen worden ist oder wenn
sie die Krankenanstalt eigenméchtig verlassen hat. Der é&rztliche Leiter der
Krankenanstalt hat das Gericht nach § 11 zu informieren.

Beendigung der Anhaltung

8 17. (1) Ist auf Grund des Verhaltens der angehaltenen Person oder anderer
Umstédnde zu erwarten, dass durch die Erkrankung keine ernstliche und
erhebliche Gefahr fiir die Gesundheit anderer Personen mehr besteht, so hat die
Bezirksverwaltungsbehérde sogleich die Anhaltung zu beenden.

(2) Ist der é&rztliche Leiter der Krankenanstalt der Ansicht, dass die
angehaltene Person zu entlassen ist, hat er davon sogleich die
Bezirksverwaltungsbehorde zu verstandigen. Vertritt die
Bezirksverwaltungsbehérde entgegen dem arztlichen Leiter die Ansicht, dass die
Anhaltung nicht zu beenden ist, hat sie das Gericht zu befassen, das daruber zu
entscheiden hat.

(3) Das Gericht hat die Zulassigkeit der Anhaltung von Amts wegen im
Abstand von langstens drei Monaten ab dem Datum des Beschlusses (ber die
Zulassigerklarung zu uberprifen und die Anhaltung im Falle des Wegfalls der
Voraussetzungen zu beenden. Anlasslich der Uberpriifung hat das Gericht
jedenfalls eine Stellungnahme des &rztlichen Leiters einzuholen.
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Aussetzen der Anhaltung

8 18. (1) Erklart der Angehaltene, sich freiwillig in einer Krankenanstalt
behandeln zu lassen, und ist auf Grund seines Verhaltens zu erwarten, dal3 er
dieses Vorhaben ausfiihren und sich der Anstaltsordnung der Krankenanstalt
entsprechend verhalten wird, so hat die Bezirksverwaltungsbehdrde die
Anhaltung fiir die voraussichtliche Dauer eines solchen freiwilligen Aufenthaltes
in einer Krankenanstalt auszusetzen.

(2) Der érztliche Leiter der Krankenanstalt (Abs. 1) hat die
Bezirksverwaltungsbehdrde unverzuglich zu verstandigen, wenn der Angehaltene
sich in der Krankenanstalt eingefunden hat, wenn er entlassen wird oder die
Krankenanstalt verl&Rt.

(3) Die Zeit, wéhrend der die Bezirksverwaltungsbehdrde die Anhaltung
aussetzt, ist in die durch den GerichtsbeschluB fiir zulassig erklarte Dauer der
Anhaltung nicht einzurechnen.
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(4) Die angehaltene Person kann jederzeit die Beendigung der Anhaltung bei
Gericht beantragen. Das Gericht hat iber den Antrag nach personlicher Anhérung
(8 15 Abs. 3) zu entscheiden.

(5) Das Gericht hat Gber einen Antrag auf Beendigung der Anhaltung nach
Abs. 2 bis4 ohne Aufschub, ldngstens jedoch binnen einer Woche zu
entscheiden.

(6) Anlasslich der Beendigung der Anhaltung nach Abs. 1 bis 4 hat die
Bezirksverwaltungsbehorde die angehaltene Person in einer ihr versténdlichen
Sprache Uber ihren gesundheitlichen Zustand und die zur Abwendung der von der
Erkrankung ausgehenden ernstlichen und erheblichen Gefahr fir die Gesundheit
anderer Personen und die zu deren Abwendung notwendigen Malinahmen
aufzukldren und insbesondere darlber zu belehren, dass bei VerstoRR gegen die ihr
auferlegten Verhaltenspflichten ein neuer Antrag auf Anhaltung gestellt werden
kann.

Beschréankungen der Bewegungsfreiheit

8 18. (1) Zur Sicherung des Zweckes der Anhaltung und Hintanhaltung der
Gesundheitsgefahrdung anderer Personen in der Krankenanstalt kann die
angehaltene Person in der Krankenanstalt Beschrénkungen in der Freiheit der
Bewegung und des Verkehrs mit der AuRBenwelt unterworfen werden. Abgesehen
vom personlichen Verkehr darf die Kommunikation mit der AuBRenwelt nicht
eingeschrankt werden. Die 8§ 38 bis 38a, 39a UbG sind sinngemé&R anzuwenden.

(2) Im Allgemeinen darf die Bewegungsfreiheit der angehaltenen Person nur
auf mehrere Raume oder auf bestimmte rdumliche Bereiche beschrankt werden.
Beschrankungen der Bewegungsfreiheit auf einen Raum sind vom behandelnden
Arzt jeweils besonders anzuordnen und in der Krankengeschichte unter Angabe
des Grundes zu dokumentieren. Auf Verlangen der angehaltenen Person hat das
Gericht Uber die Zulédssigkeit einer solchen Beschrénkung unverziglich zu
entscheiden.

3) Der  érztliche Leiter ~ der  Krankenanstalt und  die
Bezirksverwaltungsbehdrde haben sicherzustellen, dass die Personlichkeitsrechte
der angehaltenen Person in einem mdglichst geringen AusmaR beschrénkt werden
und diese Uber das Stadium der Erkrankung sowie (ber ihre Rechte in einer ihr
verstandlichen Sprache aufgeklart wird.
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Durchfiihrung der Anhaltung

8 19. (1) Zur Sicherung des Zweckes der Anhaltung und zur Fdrderung der
Heilung sind die Angehaltenen in der Krankenanstalt Beschrankungen in der
Freiheit der Bewegung und des Verkehrs mit der AuBBenwelt unterworfen. Sie
unterliegen besonderen Regelungen hinsichtlich der Ausgangserlaubnis, der
Besuchserlaubnis und der Bettruhe. Zu Behandlungszwecken kdnnen sie mit ihrer
Zustimmung zu Arbeiten in der Anstalt herangezogen werden. Der Besitz und der
GenuRR von alkoholischen Getrénken ist ihnen ohne Erlaubnis des drztlichen
Leiters der Anstalt untersagt.

(2) Wenn ein Angehaltener unerlaubt alkoholische Getrénke in die Anstalt
verbringt oder zu verbringen sucht, so hat die Bezirksverwaltungsbehérde beim
Bezirksgericht des Aufenthaltes des Angehaltenen die Feststellung zu beantragen,
daR die Offnung der wihrend der Anhaltung vom Kranken mitgebrachten oder an
ihn gesandten Pakete, in denen nach ihrem Umfang und Gewicht Getrénke
enthalten sein konnen, und die Beschlagnahme der in diesen befindlichen
alkoholischen Getranke zul&ssig ist.

(3) Das Gericht hat die Zulassigkeit der Offnung der Pakete und der
Beschlagnahme der alkoholischen Getranke auszusprechen, wenn die im Abs. 2
angefilhrten Voraussetzungen zutreffen.

(4) Die auf Grund eines Beschlusses des Gerichtes gemdall Abs. 3 oder § 15
Abs. 2 beschlagnahmten Getranke sind dem Absender zuriickzustellen.

Rechtsmittel

§ 20. (1) Gegen die Beschliisse, mit denen die Anhaltung oder die Offnung
der Pakete und die Beschlagnahme der alkoholischen Getrénke fiir zuléssig
erklart (8 15 und 8 19 Abs. 3) oder ein Antrag auf vorzeitige Beendigung der
Anhaltung abgelehnt (§ 17 Abs. 3) werden, steht dem Kranken und, falls er nicht
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Rechtsmittel

8 19. (1) Gegen die Beschlisse, mit denen die Anhaltung fir zulassig erklért,
die Patientenanwaltschaft zur Vertretung bestellt (§ 15 Abs. 2), ber die
Zulassigkeit einer Beschrankung der Bewegungsfreiheit (§ 18 Abs.2) entschieden
oder der Antrag auf Zuldssigerklarung (88 14, 20) bzw. auf Beendigung der
Anhaltung (8 17) abgewiesen wird, steht der angehaltenen Person, ihrem
gesetzlichen Vertreter, der Bezirksverwaltungsbehérde und dem Patientenanwalt
das Recht des Rekurses zu.

(2) Erklart das Gericht die Anhaltung fir unzuléssig, so ist die angehaltene
Person sogleich zu entlassen, es sei denn, die Bezirksverwaltungsbehorde erklart,
dass sie gegen den Beschluss Rekurs erhebt, und das Gericht diesem Rekurs
sogleich  aufschiebende Wirkung zuerkennt. Die Verweigerung der
aufschiebenden Wirkung lasst das Rekursrecht unberiihrt.

(3) In Verfahren nach § 17 kann die Bezirksverwaltungsbehdrde gegen den
Beschluss, mit dem die Anhaltung beendigt wird, innerhalb von sieben Tagen
nach Zustellung der schriftlichen Ausfertigung des Beschlusses Rekurs erheben.
Im Fall einer nach Abs. 2 zuerkannten aufschiebenden Wirkung hat das Gericht
erster Instanz unmittelbar nach Einlangen des Rekurses zu priufen, ob diesem
weiterhin aufschiebende Wirkung zukommt. Gegen diese Entscheidung ist ein
abgesondertes Rechtsmittel nicht zuléssig.

(4) Das Recht zur Rekursbeantwortung kommt nur der angehaltenen Person,
ihrem  gesetzlichen  Vertreter und dem Patientenanwalt zu. Die
Rekursbeantwortung ist innerhalo von sieben Tagen ab Zustellung des
Rechtsmittels einzubringen.

(5) Das Gericht zweiter Instanz hat, sofern die Anhaltung noch andauert,
innerhalb von vierzehn Tagen ab Einlangen der Akten zu entscheiden.

Soforteinweisung

§ 20. (1) Entsteht durch das Verhalten einer an Tuberkulose im Sinn des § 1
Abs. 2 und 3 erkrankten oder im Sinne des § 1 Abs. 4 krankheitsverdachtigen und
geméR § 9 Abs. 1 Z 7 belehrten Person eine unmittelbare und akute Gefahr, dass
sie eine andere Person ansteckt, und kann diese Gefahr nicht durch gelindere
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eigenberechtigt ist, auch seinem gesetzlichen Vertreter, und gegen die MaRnahmen hintangehalten werden, so hat die Bezirksverwaltungsbehorde die
Beschlisse, mit denen die Anhaltung oder die Offnung der Pakete und die Person sogleich in eine zur Behandlung von Tuberkulose eingerichtete
Beschlagnahme der alkoholischen Getrénke fir nicht zuldssig erklart (8 15 und Krankenanstalt zum Zweck der Anhaltung einzuweisen.
8 19 Abs. 3) oder die vorzeitige Beendigung der Anhaltung ausgesprochen (8§ 17
Abs. 3) werden, der Bezirksverwaltungsbehdrde binnen einer Notfrist von 14
Tagen das Recht des Rekurses zu.

~ (2) Rekurse gegen die Beschliisse, mit denen die Anhaltung oder die (2) Im Fall der Soforteinweisung gelten folgende besondere Bestimmungen:
Offnung der Pakete und die Beschlagnahme der alkoholischen Getranke fur 1. Die Bezirksverwaltungsbehdrde hat unverziiglich, langstens binnen
zuléssig erklart (8§15 und §19 Abs. 3) oder die vorzeitige Beendigung der drei Tagen nach Vollzug der Einweisung (Abs. 1), die Feststellung der
Anhaltung ausgesprochen (§ 17 Abs. 3) werden, haben keine aufschiebende Zulassigkeit der Anhaltung beim zustandigen Bezirksgericht (§ 14) zu
Wirkung. beantragen. Stellt die Bezirksverwaltungsbehdrde den Antrag nicht

fristgerecht, so hat sie die angehaltene Person sofort zu entlassen.

2. Das Gericht hat binnen einer Woche ab Einlangen des Antrags Uber
die Zul&ssigkeit der Anhaltung zu entscheiden.

3. Ist eine abschliefende Entscheidung binnen einer Woche nicht
mdglich, so hat das Gericht nach Anhdrung der angehaltenen Person
vorlaufig Uber die Zulassigkeit der Anhaltung zu entscheiden. Gelangt
das Gericht nach der Anh6rung zum Ergebnis, dass die
Voraussetzungen fir die Anhaltung vorliegen, so hat es diese
vorlaufig bis zur abschlieBenden Entscheidung fiir zuléssig zu erklaren
und eine mindliche Verhandlung anzuberaumen, die innerhalb von
vierzehn Tagen nach der Verkindung der vorldufigen Entscheidung
stattzufinden hat. Gegen die vorlaufige Entscheidung ist ein
abgesondertes Rechtsmittel nicht zuldssig.

4. Gelangt das Gericht hingegen zum Ergebnis, dass die
Voraussetzungen der Anhaltung nicht vorliegen, so hat es den Antrag
abzuweisen. In diesem Fall ist die angehaltene Person sofort zu
entlassen, wobei hinsichtlich einer aufschiebenden Wirkung des
Rekurses § 19 Abs. 2 zur Anwendung kommt. Der Rekurs ist binnen
drei Tagen auszufiihren.

(3) Das Rechtsmittel der Vorstellung ist ausgeschlossen.
(4) (Anm.: Aufgehoben durch BGBI. Nr. 654/1989.)

821. (1) Entstent durch VerstoRe eines an ansteckender Tuberkulose §21. (1) Entsteht durch VerstoRe eines an ansteckender Tuberkulose
Erkrankten gegen die Anordnungen nach § 7 Abs. 3 oder gegen die Belehrung Erkrankten gegen die Anordnungen nach § 7 Abs. 3 oder gegen die Belehrung
nach § 13 Abs. 1 eine unmittelbare Gefahr, dal er andere ansteckt, und kann nach § 13 Abs. 1 eine unmittelbare Gefahr, dall er andere ansteckt, und kann
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diese Gefahr durch keine andere MaBnahme beseitigt werden, so hat die
Bezirksverwaltungsbehodrde den Erkrankten sofort in eine Krankenanstalt zum
Zweck der Anhaltung einzuweisen. Dies kann auch eine Lungenabteilung an
einem psychiatrischen Krankenhaus sein.

(2) Die Bezirksverwaltungsbehdrde hat unverziiglich, langstens binnen drei
Tagen nach Vollzug der Einweisung (Abs. 1) die Feststellung der Zuléssigkeit der
Anhaltung beim Gericht zu beantragen (§ 14).

(3) Stellt die Bezirksverwaltungsbehdrde den Antrag nicht fristgerecht oder
erklart das Gericht die Anhaltung nicht innerhalb von drei Wochen fiir zuldssig,
so ist der Angehaltene sofort zu entlassen.

(4) Die Bestimmungen der 88 15 bis 20 sind sinngemafi anzuwenden.
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diese Gefahr durch keine andere MaBnahme beseitigt werden, so hat die
Bezirksverwaltungsbehorde den Erkrankten sofort in eine Krankenanstalt zum
Zweck der Anhaltung einzuweisen. Dies kann auch eine Lungenabteilung an
einem psychiatrischen Krankenhaus sein.

(2) Die Bezirksverwaltungsbehérde hat unverziiglich, langstens binnen drei
Tagen nach Vollzug der Einweisung (Abs. 1) die Feststellung der Zul&ssigkeit der
Anhaltung beim Gericht zu beantragen (8§ 14).

(3) Stellt die Bezirksverwaltungsbehdrde den Antrag nicht fristgerecht oder
erklart das Gericht die Anhaltung nicht innerhalb von drei Wochen fir zuléssig,
so ist der Angehaltene sofort zu entlassen.

(4) Die Bestimmungen der 88 15 bis 20 sind sinngemdf anzuwenden.

3. ABSCHNITT
Sonderbestimmungen fir Angehdrige des Bundesheeres

§ 22. Die Durchfihrung der nach den Bestimmungen dieses Hauptstiickes
durch die Bezirksverwaltungsbehorde zu treffenden MalRnahmen obliegt, soweit
sie Angehorige des Bundesheeres betreffen, den militarischen Dienststellen, die
zur arztlichen Betreuung dieser Personen berufen sind.

§ 22. Die Durchfiihrung der nach den Bestimmungen dieses Hauptstiickes
durch die Bezirksverwaltungsbehdrde zu treffenden MalRhahmen obliegt, soweit
sie Angehorige des Bundesheeres betreffen, den militarischen Dienststellen, die
zur drztlichen Betreuung dieser Personen berufen sind.

Il. HAUPTSTUCK
Vorbeugung gegen Tuberkulose
Reihenuntersuchungen

8§23. (1) Zur Erfassung unbekannter Tuberkulosefalle hat der
Landeshauptmann fiir bestimmte Personengruppen gezielte
Reihenuntersuchungen durch Verordnung festzusetzen.

(2) Durch die Verordnung nach Abs. 1 ist zu bestimmen:

a) der Zeitpunkt und der Ort der Reihenuntersuchung nach MaBgabe des
zur Verfligung stehenden Personals sowie der organisatorischen und
technischen Einrichtungen;

b) der jeweils zu untersuchende Personenkreis unter Beriicksichtigung
der Personen, die nicht einer regelmaRigen gesundheitlichen Kontrolle
unterliegen und bei denen nach den Erfahrungen der medizinischen
Wissenschaft ~ die  erhdhte  Gefahr  einer  unbekannten
Tuberkuloseerkrankung besteht

(3) Die Gemeinden sind verpflichtet, fur die Reihenuntersuchung die
erforderlichen Raume zur Verfigung zu stellen und bei der Erfassung des zu

823. (1) Zur Erfassung unbekannter Tuberkulosefalle hat der
Bundesminister fur Gesundheit fir bestimmte Personengruppen gezielte
Reihenuntersuchungen durch Verordnung festzusetzen.

(2) Durch Verordnung nach Abs. 1 ist zu bestimmen:

1. der jeweils zu untersuchende Personenkreis unter Berlicksichtigung der
Personen, die keiner regelméRigen gesundheitlichen Kontrolle
unterliegen und bei denen nach den Erfahrungen der medizinischen
Wissenschaft die erhdhte Gefahr einer Tuberkuloseerkrankung besteht,

2.der  Zeitpunkt der  Reihenuntersuchung  sowie  allfélliger
Wiederholungsuntersuchungen und

3. die uber die Reihenuntersuchungen zu filhrende Dokumentation.

(3) Die Gemeinden sind verpflichtet, fiir die Reihenuntersuchung die
erforderlichen Raume zur Verfigung zu stellen und bei der Erfassung des zu
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untersuchenden Personenkreises mitzuwirken.

(4) Hinsichtlich der Angehérigen des Bundesheeres (§ 1 des Wehrgesetzes)
werden die Reihenuntersuchungen auf Anordnung des Bundesministeriums fiir
Landesverteidigung von den militarischen Dienststellen durchgefiihrt. Falls die
im Bundesheer fur die Durchfiihrung der Reihenuntersuchungen zur Verfligung
stehenden Einrichtungen nicht ausreichen, werden diese Reihenuntersuchungen
im Einvernehmen mit den Bezirksverwaltungsbehérden unter Heranziehung der
diesen Behdorden zur Verfiigung stehenden Einrichtungen durchgefiihrt.

(5) Die Reihenuntersuchung hat bei Personen nach vollendetem 14.
Lebensjahr jedenfalls in der Anfertigung einer Rontgenaufnahme der Lunge zu
bestehen.

8 24. Die in der nach § 23 erlassenen Verordnung bezeichneten Personen
sind verpflichtet, sich der angeordneten Untersuchung zu unterziehen.

8 25. Die Verpflichtung, sich einer nach § 23 angeordneten Untersuchung zu
unterziehen, entfallt, wenn der zu dem allgemeinen Termin Vorgeladene
entweder

a) einen Rontgenbefund der Lunge auf Grund von Filmaufnahmen, der
nicht &lter als zwei Monate ist, oder

b) bei Kindern bis zu 14 Jahren

1.das negative Ergebnis einer fur die Altersstufe brauchbaren
Tuberkulinprobe, die nicht langer als zwei Monate zurlckliegen darf,
oder

2.ein arztliches Zeugnis Uber eine mit Erfolg durchgefihrte
Tuberkuloseschutzimpfung, die nicht l&nger als finf Jahre zuriickliegen
darf,

vorweist.

826. (1) Personen, die im Falle ihrer Erkrankung an ansteckender
Tuberkulose bei der Ausiibung ihres Berufes oder bei der Berufsausbildung eine
erhohte Gefahr fur ihre Umgebung darstellen, haben sich einer Kontrolle ihres
Gesundheitszustandes mit Réntgenuntersuchung durch die
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untersuchenden Personenkreises mitzuwirken.

(4) Hinsichtlich der Angehdrigen des Bundesheeres (8 1 des Wehrgesetzes)
werden die Reihenuntersuchungen auf Anordnung des Bundesministeriums fir
Landesverteidigung von den militarischen Dienststellen durchgefuihrt. Falls die
im Bundesheer fir die Durchfiihrung der Reihenuntersuchungen zur Verfiigung
stehenden Einrichtungen nicht ausreichen, werden diese Reihenuntersuchungen
im Einvernehmen mit den Bezirksverwaltungsbehdrden unter Heranziehung der
diesen Behdrden zur Verfligung stehenden Einrichtungen durchgefihrt.

(5) Die Reihenuntersuchung hat bei Personen ab dem schulpflichtigen Alter
jedenfalls in der Anfertigung einer Rontgenaufnahme der Lunge zu bestehen.

8 24. Die in der nach § 23 erlassenen Verordnung bezeichneten Personen
sind verpflichtet, sich der angeordneten Untersuchung zu unterziehen. Wird der
Vorladung nicht Folge geleistet, ist ein Ladungsbescheid zu erlassen. Wird die
Vornahme der Untersuchung verweigert, ist diese bescheidmaRig anzuordnen.

825. (1) Die Verpflichtung, sich einer nach 823 angeordneten
Untersuchung zu unterziehen, entfallt, wenn der Vorgeladene der
Bezirksverwaltungsbehdrde entweder

1. einen Rontgenbefund der Lunge, der nicht &lter als zwei Monate ist, oder

2. bei Kindern bis zum schulpflichtigen Alter einen dokumentierten

Ausschluss einer Tuberkuloseinfektion, der nicht langer als zwei Monat
zuriickliegt,

vorweist.

(2) Auf Verlangen hat die Bezirksverwaltungsbehorde der untersuchten
Person eine Bestétigung lber die durchgefihrte Untersuchung auszustellen.
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Bezirksverwaltungsbehdrde zu unterziehen, sofern sie nicht bereits auf Grund
anderer gesetzlicher Bestimmungen einer derartigen Kontrolle unterzogen
wurden.

(2) Das Bundesministerium flr soziale Verwaltung hat durch Verordnung
diejenigen Berufe und Beschéaftigungen zu bezeichnen, bei deren Ausiibung eine
erhdhte Gefahr im Sinne des Abs. 1 gegeben ist.

8 27. (1) Die im § 26 bezeichneten Personen durfen ihren Beruf nur dann
antreten oder in diesem nur dann erstmalig beschaftigt werden, wenn sie durch
ein Zeugnis der Bezirksverwaltungsbehorde, das nicht alter als ein Monat ist,
nachweisen, dafl durch sie keine Gefahr der Ansteckung ihrer Umgebung mit
Tuberkulose besteht.

(2) Diese Personen haben sich nach Berufsantritt zu den von der
Bezirksverwaltungsbehorde festgesetzten Terminen einer Kontrolluntersuchung
zu unterziehen. Die Kontrolluntersuchung wird durch die Vorlage eines
Rontgenbefundes mit Filmaufnahme, der nicht alter als zwei Monate ist, ersetzt.
Diese Kontrolluntersuchungen sind mindestens in jedem zweiten Jahr
anzuberaumen.

(3) Ergibt die Kontrolluntersuchung, daR eine Gefahr der Ansteckung mit
Tuberkulose fur andere Personen besteht, so ist eine weitere Betétigung bzw. eine
weitere Verwendung in dem betreffenden Beruf fiir die Dauer des Bestehens
dieser Gefahr unzuldssig.

Vorbeugende MalRnahmen in Schulen und ahnlichen Anstalten

8 28. (1) Der Leiter einer im Abs. 2 angefiihrten Schule ist verpflichtet, von
Lehrern und sonstigen Schulbediensteten sowie von Schiilern, die Erscheinungen
aufweisen, welche den Verdacht auf das Vorliegen einer tuberkuldsen
Erkrankung erwecken, die Vorlage eines d&rztlichen Zeugnisses Uber ihren
Gesundheitszustand zu verlangen. Falls ein solches Zeugnis in angemessener
Frist nicht vorgelegt oder der Verdacht durch dieses Zeugnis nicht beseitigt wird,
hat der Leiter der Schule die betreffende Person der Bezirksverwaltungsbehorde
namhaft zu machen.

(2) Schulen im Sinne des Abs. 1 sind die 6ffentlichen und privaten Schulen
im Sinne des Schulorganisationsgesetzes, BGBI. Nr.242/1962, und die
oOffentlichen und privaten Land- und Forstwirtschaftlichen Schulen sowie alle
sonstigen Privatschulen und Unterrichtseinrichtungen.
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Vorbeugende Malinahmen in Schulen und &hnlichen Einrichtungen

8 28. (1) Der Leiter einer im Abs. 2 angefilhrten Einrichtung ist verpflichtet,
von Personen, die in der Einrichtung beschaftigt sind oder betreut werden und
Erscheinungen aufweisen, die den Verdacht auf das Vorliegen einer tuberkulésen
Erkrankung erwecken, die Vorlage eines lungenfachérztlichen Zeugnisses uber
das Nichtvorliegen einer Tuberkuloseerkrankung zu verlangen. Falls ein solches
Zeugnis in angemessener Frist nicht vorgelegt oder der Verdacht durch dieses
Zeugnis nicht beseitigt werden kann, hat der Leiter die betreffende Person der
Bezirksverwaltungsbehdrde zu melden.

(2) Einrichtungen im Sinn des Abs. 1 sind 6ffentliche und private Schulen
im Sinn des Schulorganisationsgesetzes, BGBI. Nr. 242/1962, o6ffentliche und
private land- und forstwirtschaftliche Schulen, alle sonstigen Privatschulen und
Unterrichtseinrichtungen sowie Kindergéarten und sonstige
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(3) Ergibt die Untersuchung der in Abs. 1 genannten Personen, daf3 fiir deren
Umgebung die Gefahr der Ansteckung mit Tuberkulose besteht, ist diesen
Personen der Besuch der Schule bzw. die Dienstleistung an der Schule fir die
Dauer des Bestehens dieser Gefahr nicht gestattet.

(4) Die Bestimmungen der Abs.1 und 3 gelten sinngem&R auch fir
Kindergarten, Heime, Anstalten und &hnliche Einrichtungen, in denen
Minderjahrige untergebracht sind.

§29. (1) Die Organe der Universitdten und Hochschulen kiinstlerischer
Richtung haben deren Angehorige einschlielich der Studierenden, die
Erscheinungen aufweisen, die den Verdacht auf das Vorliegen einer tuberkuldsen
Erkrankung erwecken, anzuweisen, sich einer &rztlichen Untersuchung zu
unterziehen.

(2) Ergibt die Untersuchung, daB fur die Umgebung die Gefahr einer
Ansteckung mit Tuberkulose besteht, so ist den im Abs. 1 genannten Personen die
Erfallung ihrer dienstlichen Aufgaben bzw. der Besuch der Lehrveranstaltungen
an den Universitaten und Hochschulen kinstlerischer Richtung zu untersagen.

Sonderbestimmungen fur Angehdrige des Bundesheeres

§ 30. Die Durchfiihrung der nach den Bestimmungen der 8§ 26 bis 28
hinsichtlich der Angehérigen des Bundesheeres (§ 1 des Wehrgesetzes) zu
treffenden MalRnahmen obliegt den militarischen Dienststellen, die zur drztlichen
Betreuung dieser Personen berufen sind, im Einvernehmen mit den
Bezirksverwaltungsbehorden.

8§ 32. (1) Personen, die in Einrichtungen, die sich mit der Untersuchung oder
Bekampfung von Tuberkulose beschaftigen, in ihrem Beruf oder wahrend ihrer
Berufsausbildung  einer  (berdurchschnittlichen — Ansteckungsgefahr — mit
Tuberkulose ausgesetzt sind, haben sich vor Beginn ihrer Tatigkeit einer
Rontgenuntersuchung der Lunge mit Film sowie einer Prifung der
Tuberkulinallergie zu unterziehen.

(2) Personen, die keine positive Tuberkulinreaktion aufweisen, ist die
Madglichkeit einer Schutzimpfung gegen Tuberkulose anzubieten.

(3) Die Rontgenuntersuchung ist jahrlich sowie bei Abschlu? der Tatigkeit
zu wiederholen.
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Gemeinschaftseinrichtungen, in denen sich Minderjahrige aufhalten.

(3) Ergibt die Untersuchung der in Abs. 1 genannten Personen, dass flr
deren Umgebung die Gefahr der Ansteckung mit Tuberkulose besteht, ist diesen
Personen die Dienstleistung an der Einrichtung bzw. der Besuch der Einrichtung
fiir die Dauer des Bestehens der Ansteckungsgefahr nicht gestattet.

Bun|pisseqnuebeblxe | - JNMmuB RLBISIUIIA - dO "AXX INA6T

TGUOA LT



e ABruBWe |led MMM

Geltende Fassung
Desinfekation

8§ 33. (1) Gegenstande und Raume, von denen anzunehmen ist, daf} sie mit
Tuberkelbakterien behaftet sind und daf wvon ihnen eine erhdhte
Ansteckungsgefahr ausgeht, sind durch die Bezirksverwaltungsbehdrde oder in
deren Auftrag durch die Gemeinde einer Desinfektion zu unterziehen.

(2) Hiebei durfen ansteckungsverdachtige Gegenstande der Desinfektion
nicht entzogen werden.

8 34. (1) Fir Gegenstande, die nach § 33 der behordlichen Desinfektion
unterzogen wurden und hiebei derartig beschadigt worden sind, dal sie zu ihrem
bestimmungsgemaliien Gebrauch nicht mehr verwendet werden kénnen sowie flir
vernichtete Gegenstande besteht ein Anspruch auf Entschadigung (8 47).

(2) Die Bestimmungen der §8 29 bis 31 und 33 des Epidemiegesetzes 1950
sind sinngemal anzuwenden.

§ 35. Personen, die Untersuchungen gemaR den 88 6, 7, 23, 26, 27 und 32
unterzogen werden, haben Anspruch auf Vergutung der notwendigen
Reisekosten. Hiebei sind die Bestimmungen des Gebuhrenanspruchsgesetzes tber
die Reisekosten der Zeugen sinngemal anzuwenden. Der Vergltungsanspruch ist
bei sonstigem Ausschlul® binnen zwei Wochen nach Abschlu® der Untersuchung
bei der Bezirksverwaltungsbehérde geltend zu machen.
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§ 35. Personen, die Untersuchungen gemal den 88 6, 7 und 23 unterzogen
werden, haben Anspruch auf Vergitung der notwendigen Reisekosten. Hiebei
sind die Bestimmungen des Geblihrenanspruchsgesetzes lber die Reisekosten der
Zeugen sinngemal anzuwenden. Der Vergutungsanspruch ist bei sonstigem
Ausschluss binnen zwei Wochen nach Abschluss der Untersuchung bei der
Bezirksverwaltungsbehorde geltend zu machen.

I11. HAUPTSTUCK
Behandlungskosten

8 37. (1) Der Bund tragt die Kosten der Behandlung einer Erkrankung an
Tuberkulose, so lange beim Erkrankten zumindest ein sicheres Aktivititszeichen
vorliegt.

(2) Behandlungskosten sind tiber den im Abs. 1 genannten Zeitpunkt hinaus

§37. (1) Der Bund tragt die Kosten der Behandlung einer an
behandlungsbediirftiger Tuberkulose erkrankten Person und die Kosten einer
Infektionsprophylaxe oder préventiven Therapie bei erhdhter Erkrankungsgefahr
von  Ansteckungsverddchtigen, soweit hiefur nicht ein Tréger der
Sozialversicherung, eine  Krankenfirsorgeanstalt oder eine  private
Krankenversicherung aufzukommen hat. Anspriiche auf Ubernahme der
Behandlungskosten nach dem Kriegsopfergesetz, Heeresversorgungsgesetz oder
Opferfirsorgegesetz gehen einer Kostenubernahme nach diesem Bundesgesetz
vor.

(2) Hat der Bund Leistungen erbracht, auf die der Erkrankte einen Anspruch

nach MaRgabe der in der Anlage vorgesehenen Fristen zu Gbernehmen, wenn dies gegeniber einem Tréager der Sozialversicherung hatte, so bestimmt sich der

TG UOAGT

Bun|pisseqnuebeblxe | - JNMmuB RLBISIUIIA - dO "AXX INA6T



e ABruBWe |led MMM

Geltende Fassung
zur  Vermeidung von  Ruckfallen oder zur  Durchfihrung  von
RehabilitationsmaRnahmen erforderlich ist.

§38. (1) In den im § 37 Abs. 1 und 2 genannten Zeitrdumen sind auch die
Kosten der Behandlung anderer Erkrankungen zu Ubernehmen, sofern diese im
Zusammenhang mit der Erkrankung an Tuberkulose stehen oder zur Vermeidung
einer Reaktivierung der Tuberkulose notwendig sind.

(2) Hat der Bund Leistungen erbracht, auf die der Erkrankte einen Anspruch
gegeniber einem Tréger der Sozialversicherung hatte, so bestimmt sich der
Ersatzanspruch des Bundes nach Malgabe der sozialversicherungsrechtlichen
Bestimmungen Uber die Beziehungen der Versicherungstrdger zu den
Fursorgetrdgern. Der Anspruch des Bundes gegeniber den Trégern der
Sozialversicherung verjahrt nach 30 Jahren.

(3) Eine Ubernahme der Behandlungskosten durch den Bund entféllt, sofern
hieflr ein Trager der Sozialversicherung, eine Krankenfirsorgeanstalt oder eine
private Krankenversicherung aufzukommen hat. Anspriiche auf Ubernahme der
Behandlungskosten aus dem Titel der Kriegsopferversorgung, Heeresversorgung
oder Opferflirsorge gehen einer Kostenlibernahme nach diesem Gesetz vor.

8§ 39. (1) Die Kosten der Behandlung werden tibernommen fr:

a) arztliche Hilfe in dem fur in der Krankenversicherung nach dem
ASVG Versicherte vorgesehenen Ausmag;

b) Versorgung mit den notwendigen Arznei-, Verband- und Heilmitteln,
mit orthopadischen Behelfen, Zahnersatz sowie anderen Hilfsmitteln
oder Heilbehandlung;

c) Pflege und Behandlung in Krankenanstalten, Pflegeheimen,
Kuranstalten, und &hnlichen Einrichtungen in der allgemeinen
Gebiihrenklasse;

d) MaBnahmen zur gesundheitlichen und beruflichen Rehabilitation

(2) Die Kosten einer von der Bezirksverwaltungsbehtrde angeordneten
stationdren Untersuchung in einer Krankenanstalt zur Feststellung, ob eine aktive
Tuberkulose vorliegt, sind bis zur Hochstdauer von 21 Tagen zu ubernehmen,
auch wenn sich als Ergebnis der Untersuchung herausstellt, daf eine aktive
Tuberkulose (8 37 Abs. 1) nicht vorliegt.
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Ersatzanspruch des Bundes nach MaRgabe der sozialversicherungsrechtlichen
Bestimmungen uber die Beziehungen der Versicherungstrdger zu den
Fursorgetragern. Der Anspruch des Bundes gegeniiber den Trégern der
Sozialversicherung verjahrt nach 30 Jahren.

§ 38. Im Behandlungszeitraum sind auch die Kosten der Behandlung anderer
Erkrankungen zu (bernehmen, sofern diese im Zusammenhang mit der
Erkrankung an Tuberkulose stehen oder zur Vermeidung einer Reaktivierung der
Tuberkulose notwendig sind.

8 39. (1) Die Kosten der Behandlung werden ubernommen fir:

1. arztliche Hilfe in dem fir in der Krankenversicherung nach dem ASVG
Versicherte vorgesehenen Ausmaf;

2. Versorgung mit den notwendigen Arznei-, Verband- und Heilmitteln, mit
orthopadischen Behelfen sowie anderen Hilfsmitteln;

3. Pflege und Behandlung in Krankenanstalten in der allgemeinen
Gebiihrenklasse;

4. Manahmen zur gesundheitlichen Rehabilitation.

(2) Die Kosten einer von der Bezirksverwaltungsbehdrde angeordneten
ambulanten Untersuchung oder einer stationdren Untersuchung bis zur
Hochstdauer von 21 Tagen zur Feststellung, ob eine Tuberkuloseerkrankung
vorliegt, sind auch dann zu Ubernehmen, wenn das Ergebnis der Untersuchung
ergibt, dass keine Tuberkuloseerkrankung vorliegt.
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(3) Sofern mit der Behandlung Reise- oder Transportkosten verbunden sind,
sind diese nach MaRgabe der Bestimmungen des 8§ 35 zu ersetzen; bei Erkrankten
unter 16 Jahren auch fiir eine Begleitperson.

(4) (Anm.: Aufgehoben durch BGBI. Nr. 17/1992.)

§40. (1) Arztliche Hilfe (8§39 Abs. 1 lit. a) durch praktische Arzte und
Fachérzte ist durch Abschlu? von Vertrdgen zwischen dem Bundesminister fiir
Gesundheit und Umweltschutz und der ortlich zustandigen Arztekammer
sicherzustellen.

(2) Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bestehende
derartige Vertrage gelten als Vertrage im Sinne des Abs. 1.

§45. (1) Die Ubernahme der Behandlungskosten ist auf Antrag des
Erkrankten oder eines seiner Familienangehérigen oder von Amts wegen zu
gewédhren. Der Antrag ist bei der zustdandigen Bezirksverwaltungsbehdrde
einzubringen.

(2) Die Tréger der Sozialversicherung, die Krankenfirsorgeanstalten und die
gesetzlichen Interessenvertretungen sind zur Erteilung der zur Vollziehung dieses
Hauptstiickes notwendigen Auskunfte verpflichtet.

(3) Die Entscheidung auf Ubernahme der Behandlungskosten obliegt der
Bezirksverwaltungsbehorde.

(4) Bescheide, mit denen entgegen diesem Hauptstiick Behandlungskosten
Ubernommen wurden, leiden an einem mit Nichtigkeit bedrohten Fehler (8 68
Abs. 4Z 4 AVG).
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(3) Sofern mit der Behandlung Reise- oder Transportkosten verbunden sind,
sind diese nach MafRgabe der Bestimmungen des § 35 zu ersetzen; bei Erkrankten
unter 16 Jahren auch fiir eine Begleitperson.

(4) (Anm.: Aufgehoben durch BGBI. Nr. 17/1992.)

§45. (1) Die Ubernahme der Behandlungskosten ist auf Antrag des
Erkrankten oder eines seiner Familienangehdrigen oder von Amts wegen zu
gewahren. Der Antrag ist bei der zustandigen Bezirksverwaltungsbehérde
einzubringen.

(2) Die Tréger der Sozialversicherung, die Krankenfiirsorgeanstalten und die
gesetzlichen Interessenvertretungen sind zur Erteilung der zur Vollziehung dieses
Hauptstiickes notwendigen Auskinfte verpflichtet.

(3) Die Entscheidung auf Ubernahme der Behandlungskosten obliegt der
Bezirksverwaltungsbehorde. Eine Bescheidausfertigung ist auch dem
Bundesministerium flr Gesundheit zu bermitteln.

(4) Bescheide, mit denen entgegen diesem Hauptstiick Behandlungskosten
Ubernommen wurden, sind nichtig.

IV. HAUPTSTUCK
Bestreitung der Kosten

8 47. (1) Vom Bund sind zu tragen:
1. die Kosten der in Bundesstaatlichen Untersuchungsanstalten geméaR den
88 6, 26 und 27 vorgenommenen Untersuchungen,
2. die Kosten der Schutzimpfungen nach § 32 Abs. 2,

3.die Kosten der Desinfektion gemaR §& 33, einschlieRlich der
Entschadigung fir die dabei beschadigten oder vernichteten Gegensténde
gemaR § 34,

8 47. (1) Vom Bund sind zu tragen:

1. die Kosten der in der nationalen Referenzzentrale geméR § 1la
vorgenommenen Untersuchungen,

2. die Reisekosten gemal § 35 und
3. die Behandlungskosten gemaR den 88§ 37 bis 45.
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4. die Reisekosten gemaR § 35 und
5. die Behandlungskosten gemal den §8 37 bis 45.

(2) Uber Anspriiche, die nach Abs. 1 erhoben werden, entscheidet die
Bezirksverwaltungsbehérde.

(3) Die Gemeinden haben flr die Kosten der ihnen gemaBR § 23 Abs. 3
obliegenden  Aufgaben einschlieRlich der Betriebskosten der fir die
Reihenuntersuchung bentitzten Raume aufzukommen.
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(2) Uber Anspriiche, die nach Abs.1 erhoben werden, entscheidet die
Bezirksverwaltungsbehérde. Eine Bescheidausfertigung ist dem
Bundesministerium flr Gesundheit zu Ubermitteln.

(3) Die Gemeinden haben fir die Kosten der ihnen gemaR § 23 Abs. 3
obliegenden Aufgaben einschlieBlich der Betriebskosten der flir die
Reihenuntersuchung beniitzten Raume aufzukommen.

V. HAUPTSTUCK
Strafbestimmungen

8 48. Wer durch Handlungen oder Unterlassungen
a) den in den Bestimmungen der 88 4, 5, 6, 7, 11, 12, 24, 26, 27, 28, 29,
32 und 33 enthaltenen Geboten und Verboten oder
b) den auf Grund der in lit. a angefiihrten Bestimmungen erlassenen
behdrdlichen Geboten oder Verboten oder

c) den Geboten oder Verboten, die in den auf Grund dieses
Bundesgesetzes  erlassenen  Verordnungen  enthalten  sind,
zuwiderhandelt oder

d) in Verletzung seiner Flrsorgepflichten nicht dafir Sorge tragt, daR die
seiner Firsorge und Obhut unterstellte Person sich einer auf Grund
dieses Bundesgesetzes oder auf Grund einer nach diesem
Bundesgesetz erlassenen Verordnung angeordneten Untersuchung
unterzieht,

macht sich, sofern die Tat nicht mit gerichtlicher Strafe bedroht ist, einer
Verwaltungsubertretung schuldig und ist mit Geldstrafe bis zu 1 450
Euro oder mit Arrest bis zu vier Wochen zu bestrafen.

8 49. Wer vorsétzlich durch unwahre Angaben oder durch Verschweigen
wesentlicher Umstdnde Leistungen nach diesem Bundesgesetz in Anspruch
nimmt oder genieBt oder zu solchen MiRbrduchen anstiftet oder Hilfe leistet,
macht sich, sofern die Tat nicht mit gerichtlicher Strafe bedroht ist, einer
Verwaltungsubertretung schuldig und ist mit Geldstrafe bis zu 1 450 Euro oder
mit Arrest bis zu vier Wochen zu bestrafen.

8 48. Wer durch Handlungen oder Unterlassungen
1. den in den Bestimmungen der 8§84, 5, 6, 7, 11, 12, 23, 24 und 28
enthaltenen Geboten und Verboten zuwiderhandelt,
2.den auf Grund der in Z1 angeflihrten Bestimmungen erlassenen
behdrdlichen Geboten oder Verboten zuwiderhandelt,

3. den Geboten oder Verboten, die in den auf Grund dieses Bundesgesetzes
erlassenen Verordnungen enthalten sind, zuwiderhandelt oder

4. nicht dafir Sorge tragt, dass die in seiner Obsorge befindliche oder unter
seiner Sachwalterschaft stehende Person sich einer auf Grund dieses
Bundesgesetzes oder auf Grund einer nach diesem Bundesgesetz
erlassenen Verordnung angeordneten Untersuchung unterzieht,

begeht eine Verwaltungsubertretung und ist mit Geldstrafe bis zu 5 000 Euro, im
Wiederholungsfall bis zu 10 000 Euro, zu bestrafen.

8 49. Wer vorsétzlich durch unwahre Angaben oder durch Verschweigen
wesentlicher Umsténde Leistungen nach diesem Bundesgesetz in Anspruch
nimmt oder geniel’t, begeht eine Verwaltungsibertretung und ist mit Geldstrafe
bis zu 5 000 Euro, im Wiederholungsfall bis zu 10 000 Euro, zu bestrafen.
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VI. HAUPTSTUCK
SchluB- und Ubergangsbestimmungen

8§ 50. (1) Personen, die nach den bis zum Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
geltenden Rechtsvorschriften Tuberkulosehilfe bezogen haben, behalten diese bis
zu einer Entscheidung nach diesem Bundesgesetz im bisherigen Ausmald als
Leistung nach diesem Bundesgesetz, sofern die Voraussetzungen, auf Grund
derer sie bisher gewéhrt wurde, weiterbestehen.

(2) Personen, die bei Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes das 45. Lebensjahr
Uberschritten und in jenem Zeitpunkt bereits seit mehr als drei Jahren
wirtschaftliche Tuberkulosehilfe bezogen haben wund denen nach den
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes kein Anspruch auf Wirtschaftshilfe oder
nur in einem geringeren als dem bisherigen Ausmal zusteht, behalten ihren
Anspruch auf Leistungen in der bisherigen Hohe, solange die (brigen
Voraussetzungen, auf Grund derer sie bisher gewahrt wurden, weiterbestehen.

8§51. (1) Alle Eingaben, deren Beilagen, Verhandlungsschriften,
Niederschriften, Zeugnisse und Ausfertigungen in Angelegenheiten dieses
Bundesgesetzes sind von den Stempel- und Rechtsgebilihren sowie von den
Verwaltungsabgaben des Bundes befreit.

(2) Das gerichtliche Verfahren Uber die Zuldssigkeit der Anhaltung sowie
der Offnung und Beschlagnahme der Postsendungen geméaR 88§ 15 bis 20 ist von
den Gerichtsgebiihren und den Gerichtskosten befreit.

8 52. Fir Beteiligte, die sich in einer der im §4 Abs. 1 lit. b genannten
Anstalten befinden, ist fir MalRnahmen und Verfugungen geméaR dem |I.
Hauptstick die Bezirksverwaltungsbehdérde ortlich  zustandig, in deren
Verwaltungsbereich die Anstalt liegt.

8 53. (1) Die Bezirksverwaltungsbehérden kdnnen sich zur Besorgung der
ihnen gemal 8§ 8 obliegenden Aufgaben bestehender Einrichtungen anderer
Rechtstradger weiterhin bedienen, sofern dies im Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Bundesgesetzes bereits geschieht.

(2) Wurden die im 88 Abs. 2 genannten Aufgaben im Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes durch einen Arzt besorgt, der kein Facharzt
fir Lungenkrankheiten ist, konnen sich die Bezirksverwaltungshehdrden

851. (1) Alle Eingaben, deren Beilagen, Verhandlungsschriften,
Niederschriften, Zeugnisse und Ausfertigungen in Angelegenheiten dieses
Bundesgesetzes sind von den Stempel- und Rechtsgebiihren sowie von den
Verwaltungsabgaben des Bundes befreit.

(2) Die Kosten des gerichtlichen Verfahrens tragt der Bund.
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weiterhin dieses Arztes bedienen.

8 53a. Soweit dieses Bundesgesetz auf andere Bundesgesetze verweist, sind
diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

§54. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1968 in Kraft. Die
Durchflhrungsverordnungen konnen bereits von dem seiner Kundmachung
nachfolgenden Tag an erlassen werden; sie treten friihestens zugleich mit diesem
Bundesgesetz in Kraft.

(2) 845 Abs.3 und 8§47 Abs.2 in der Fassung des
Verwaltungsreformgesetzes 2001, BGBI. | Nr. 65/2002, treten mit 1. Juli 2002,
jedoch nicht vor dem vierten der Kundmachung des Verwaltungsreformgesetzes
2001 folgenden Monatsersten in Kraft.

(3) Zum in Abs. 2 bestimmten In-Kraft-Tretens-Zeitpunkt anhédngige
Verfahren sind nach der vor diesem Zeitpunkt in Kraft gestandenen Rechtslage
durchzufiihren.

(4) 8 45 Abs. 3 und § 47 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. |
Nr. 80/2013 treten mit 1. Janner 2014 in Kraft.

§55. (1) Mit dem Geltungsbeginn dieses Bundesgesetzes treten auler
Wirksamkeit:
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8 53a. Soweit dieses Bundesgesetz auf andere Bundesgesetze verweist, sind
diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

§54. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1968 in Kraft. Die
Durchftihrungsverordnungen konnen bereits von dem seiner Kundmachung
nachfolgenden Tag an erlassen werden; sie treten friihestens zugleich mit diesem
Bundesgesetz in Kraft.

(2) 845 Abs.3 und 8§47 Abs.2 in der Fassung des
Verwaltungsreformgesetzes 2001, BGBI. | Nr. 65/2002, treten mit 1. Juli 2002,
jedoch nicht vor dem vierten der Kundmachung des Verwaltungsreformgesetzes
2001 folgenden Monatsersten in Kraft.

(3) Zum in Abs. 2 bestimmten In-Kraft-Tretens-Zeitpunkt anhangige
Verfahren sind nach der vor diesem Zeitpunkt in Kraft gestandenen Rechtslage
durchzufihren.

(4) Mit dem Inkrafttreten der Verordnung des Bundesministers fir
Gesundheit nach § 23 dieses Bundesgesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. | Nr. xx /2015 treten die Verordnungen der Landeshauptménner nach § 23
dieses Bundesgesetzes in der Fassung vor der Novelle BGBI. I Nr. xx/2016 auler
Kraft.

(5) 88 13 bis 20 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. xx /2016
sind auf Verfahren anzuwenden, in denen der Antrag der
Bezirksverwaltungsbehdrde (88 14 und 20) nach dem Inkrafttreten dieses
Bundesgesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xx /2016 bei
Gericht eingelangt ist. Im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes
anhéngige gerichtliche Verfahren sind nach den bisher geltenden Vorschriften
durchzufiihren und zu beenden.

(6) Die 881, 2, 3,4 Abs. 1 und 1a, 5 Abs. 1 und 2, 6 Abs. 2 bis 5, 7 Abs. 2,
8 Abs.1 bis 3, 9, 10, 11, 114, 123, der 2. Abschnitt, 23 Abs. 1, 2 und 5, 25, 28, 35,
37, 38, 39 Abs. 1 und 2, 45 Abs. 3 und 4, 47 Abs. 1 und 2, 48, 49, 51 Abs. 2, 54
Abs. 4 bis 6, 56 sowie der Entfall der §§ 26, 27, 29 bis 34, 35, 40, 50, 52, 53 und
der Anlage in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. xx/2016 treten mit
dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft.*

8 55. (1) Mit dem Geltungsbeginn dieses Bundesgesetzes treten auBer
Wirksamkeit:
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Geltende Fassung
die Bestimmungen der Verordnung vom 8. September 1942, Deutsches
RGBI. | S. 549, und die zu dieser ergangenen Runderldsse des
Reichsministers des Innern,
8§ la des Epidemiegesetzes 1950, BGBI. Nr. 186.

(2) Mit dem Inkrafttreten der entsprechenden, auf Grund des zweiten
Hauptstiickes dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen, treten die
Bestimmungen des Runderlasses des Reichsministers des Inneren vom 30. April
1942, ZI. 1V g 330/42-5508, MBIiV. S. 951 (Schulseuchen-ErlaR), soweit sie sich
auf die Tuberkulose beziehen, auBer Wirksamkeit.

§ 56. Mit der Vollziehung

1.

des §4 Abs. 1 lit. d und des ersten Satzes des § 23 Abs. 4 ist der
Bundesminister fur Landesverteidigung, der 8§88 22 und 30 sowie des
zweiten  Satzes des 8§23 Abs.4 der Bundesminister fur
Landesverteidigung im Einvernehmen mit dem Bundesminister fir
Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz,

. der 88 14 bis 20 ist der Bundesminister fir Justiz im Einvernehmen mit

dem Bundesminister fir Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz,

. der 88 26 und 27, soweit sie sich auf den Antritt und die Austbung von

Gewerben beziehen, ist der Bundesminister flr Gesundheit, Sport und
Konsumentenschutz im Einvernehmen mit dem Bundesminister fir
wirtschaftliche Angelegenheiten,

. des § 28 ist, soweit es sich um land- und forstwirtschaftliche Schulen

handelt, der Bundesminister  fir  Gesundheit, Sport und
Konsumentenschutz im Einvernehmen mit dem Bundesminister fiir
Land- und Forstwirtschaft, soweit es sich nicht um land- und
forstwirtschaftliche Schulen handelt, der Bundesminister fiir Gesundheit,
Sport und Konsumentenschutz im Einvernehmen mit dem
Bundesminister fiir Unterricht und Kunst,

.des 829 ist der Bundesminister fir Gesundheit, Sport und

Konsumentenschutz im Einvernehmen mit dem Bundesminister fir
Wissenschaft und Forschung,

.des 8§51 ist der Bundesminister fir Finanzen, hinsichtlich der

Verwaltungsabgaben des Bundes die Bundesregierung,

. des § 51 Abs. 2 ist der Bundesminister fiir Justiz,

1.

2.
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die Bestimmungen der Verordnung vom 8. September 1942, Deutsches
RGBI. | S. 549, und die zu dieser ergangenen Runderlasse des
Reichsministers des Innern,

§ la des Epidemiegesetzes 1950, BGBI. Nr. 186.

(2) Mit dem Inkrafttreten der entsprechenden, auf Grund des zweiten
Hauptstiickes dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen, treten die
Bestimmungen des Runderlasses des Reichsministers des Inneren vom 30. April
1942, ZI. 1V g 330/42-5508, MBIiV. S. 951 (Schulseuchen-ErlaR), soweit sie sich
auf die Tuberkulose beziehen, auRer Wirksamkeit.

§ 56. Mit der Vollziehung

1.

des ersten Satzes des §23 Abs.4 ist der Bundesminister fir
Landesverteidigung und Sport, des § 22 sowie des zweiten Satzes des
8 23 Abs. 4 der Bundesminister fir Landesverteidigung und Sport im
Einvernehmen mit dem Bundesminister fir Gesundheit,

. der 88 13 bis 20 ist der Bundesminister fir Justiz im Einvernehmen mit

dem Bundesminister fiir Gesundheit,

. des § 28 ist, soweit es sich um land- und forstwirtschaftliche Schulen

handelt, der Bundesminister fir Gesundheit im Einvernehmen mit dem
Bundesminister fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und
Wasserwirtschaft, soweit es sich nicht um land- und forstwirtschaftliche
Schulen handelt, der Bundesminister fiir Gesundheit im Einvernehmen
mit dem Bundesminister fur Bildung und Frauen,

.des 8§51 st der Bundesminister fir Finanzen, hinsichtlich der

Verwaltungsabgaben des Bundes die Bundesregierung,

. des § 51 Abs. 2 ist der Bundesminister flr Justiz,
. aller tibrigen Bestimmungen ist der Bundesminister fur Gesundheit
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8. aller Ubrigen Bestimmungen ist der Bundesminister fiir Gesundheit,

Sport und Konsumentenschutz

Artikel 2
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Anderung des Epidemiegesetzes 1950

I. HAUPTSTUCK
Ermittlung der Krankheit

Anzeigepflichtige Krankheiten

8 1. (1) Der Anzeigepflicht unterliegen:
1. Verdachts-, Erkrankungs- und Todesfalle an Cholera, Gelbfieber,

virusbedingtem hdmorrhagischem Fieber, infektioser Hepatitis (Hepatitis
A, B, C, D, E, G), Hundebandwurm (Echinococcus granulosus) und
Fuchsbandwurm (Echinococcus multilocularis), Infektionen mit dem
Influenzavirus  A/H5N1 oder einem anderen Vogelgrippevirus,
Kinderlahmung, bakteriellen und viralen Lebensmittelvergiftungen,
Lepra, Leptospiren-Erkrankungen, Masern, Milzbrand, Psittakose,
Paratyphus, Pest, Pocken, Rickettsiose durch R. prowazekii, Rotz,
Ubertragbarer  Ruhr  (Amobenruhr), SARS (Schweres Akutes
Respiratorisches Syndrom), transmissiblen spongiformen
Enzephalopathien, Tularamie, Typhus (Abdominaltyphus),
Puerperalfieber, Wutkrankheit (Lyssa) und Bissverletzungen durch
wutkranke oder -verdachtige Tiere,

. Erkrankungs- und Todesfélle an Bang'scher Krankheit, Diphtherie,

virusbedingten Meningoenzephalitiden, invasiven bakteriellen
Erkrankungen (Meningitiden und Sepsis), Keuchhusten,
Legionarskrankheit, Malaria, Ro&teln, Scharlach, Ruckfallfieber,
Trachom, Trichinose, Tuberkulose, hervorgerufen durch Mycobakterium
bovis und schwer verlaufenden Clostridium difficile assoziierten
Erkrankungen.

(2) Der Bundesminister fir Gesundheit und Frauen kann, wenn dies aus

8 1. (1) Der Anzeigepflicht unterliegen:
1. Verdachts-, Erkrankungs- und Todesfalle an Cholera, Gelbfieber,

virusbedingtem hamorrhagischem Fieber, infektidser Hepatitis (Hepatitis
A, B, C, D, E, G), Hundebandwurm (Echinococcus granulosus) und
Fuchsbandwurm (Echinococcus multilocularis), Infektionen mit dem
Influenzavirus  A/H5N1 oder einem anderen Vogelgrippevirus,
Kinderlahmung, bakteriellen und viralen Lebensmittelvergiftungen,
Lepra, Leptospiren-Erkrankungen, Masern, MERS-CoV (Middle East
Respiratory Syndrome Coronavirus/,;neues Corona-Virus®), Milzbrand,
Psittakose, Paratyphus, Pest, Pocken, Rickettsiose durch R. prowazekii,
Rotz, Ubertragbarer Ruhr (Amdbenruhr), SARS (Schweres Akutes
Respiratorisches Syndrom), transmissiblen spongiformen
Enzephalopathien, Tulardmie, Typhus (Abdominaltyphus),
Puerperalfieber, Wutkrankheit (Lyssa) und Bissverletzungen durch
wutkranke oder -verdachtige Tiere,

. Erkrankungs- und Todesfalle an Bang'scher Krankheit, Chikungunya-

Fieber, Dengue-Fieber, Diphtherie, Hanta-Virus-Infektionen,
virusbedingten Meningoenzephalitiden, invasiven  bakteriellen
Erkrankungen (Meningitiden und Sepsis), Keuchhusten,
Legiondrskrankheit, Malaria, Roteln, Scharlach, Rickfallfieber,
Trachom, Trichinose, West-Nil-Fieber und schwer verlaufenden
Clostridium difficile assoziierten Erkrankungen und Zirka-Virus-
Infektionen.

(2) Der Bundesminister fir Gesundheit und Frauen kann, wenn dies aus
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epidemiologischen Griinden gerechtfertigt oder auf Grund internationaler
Verpflichtungen erforderlich ist, durch Verordnung weitere Ubertragbare
Krankheiten der Meldepflicht unterwerfen oder bestehende Meldepflichten
erweitern.

Erstattung der Anzeige

82. (1) Jede Erkrankung, jeder Sterbefall an einer anzeigepflichtigen
Krankheit, in den Fallen des § 1 Abs.1 Z 1 auch jeder Verdacht einer solchen
Erkrankung, ist der Bezirksverwaltungsbehdrde (Gesundheitsamt), in deren
Gebiet sich der Kranke oder Krankheitsverdachtige aufhdlt oder der Tod
eingetreten ist, unter Angabe des Namens, des Alters und der Wohnung und,
soweit tunlich, unter Bezeichnung der Krankheit binnen 24 Stunden anzuzeigen.

(2) Binnen der gleichen Frist sind Personen, die, ohne selbst krank zu sein,
Erreger der bakteriellen Lebensmittelvergiftung, des Paratyphus, der
Ubertragbaren Ruhr oder des Typhus ausscheiden, der
Bezirksverwaltungsbehdrde (Gesundheitsamt) bekanntzugeben.

(3) Die Bezirksverwaltungsbehdrde (Gesundheitsamt) hat sich wegen
Einleitung und Durchfuhrung der in diesem Gesetz vorgeschriebenen Erhebungen
und Vorkehrungen unverziiglich mit der zustdndigen Gemeindebehdrde ins
Einvernehmen zu setzen.

Zur Anzeige verpflichtete Personen

8 3. (1) Zur Erstattung der Anzeige sind verpflichtet:

1. Der zugezogene Arzt, in Kranken-, Gebar- und sonstigen
Humanitatsanstalten der Leiter der Anstalt oder der durch besondere
Vorschriften hiezu verpflichtete Vorstand einer Abteilung;

la. jedes Labor, das den Erreger einer meldepflichtigen Krankheit
diagnostiziert;

2. die zugezogene Hebamme;

3. die berufsméRigen Pflegepersonen, die mit der Wartung des Kranken
befalit sind;

4. der Haushaltungsvorstand (Leiter einer Anstalt) oder die an seiner Stelle
mit der Flhrung des Haushaltes (der Leitung der Anstalt) betraute
Person;

5. die Vorsteher 6ffentlicher und privater Lehranstalten und Kindergéarten in
bezug auf die ihrer Leitung unterstehenden Schiiler, Lehrpersonen und
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epidemiologischen Griinden gerechtfertigt oder auf Grund internationaler
Verpflichtungen erforderlich ist, durch Verordnung weitere Ubertragbare
Krankheiten der Meldepflicht unterwerfen oder bestehende Meldepflichten
erweitern.

Erstattung der Anzeige

82. (1) Jede Erkrankung, jeder Sterbefall an einer anzeigepflichtigen
Krankheit, in den Fallen des § 1 Abs.1 Z 1 auch jeder Verdacht einer solchen
Erkrankung, ist der Bezirksverwaltungsbehorde (Gesundheitsamt), in deren
Gebiet sich der Kranke oder Krankheitsverdachtige aufhélt oder der Tod
eingetreten ist, unter Angabe des Namens, des Alters und der Wohnung und,
soweit tunlich, unter Bezeichnung der Krankheit binnen 24 Stunden anzuzeigen.

(2) Binnen der gleichen Frist sind Personen, die, ohne selbst krank zu sein,
Erreger der bakteriellen Lebensmittelvergiftung, des Paratyphus, der
Ubertragbaren Ruhr oder des Typhus ausscheiden, der
Bezirksverwaltungsbehdrde (Gesundheitsamt) bekanntzugeben.

(3) Die Bezirksverwaltungsbehorde (Gesundheitsamt) hat sich wegen
Einleitung und Durchfiihrung der in diesem Gesetz vorgeschriebenen Erhebungen
und Vorkehrungen unverziiglich mit der zustdndigen Gemeindebehdrde ins
Einvernehmen zu setzen.

Zur Anzeige verpflichtete Personen

8 3. (1) Zur Erstattung der Anzeige sind verpflichtet:

1. Der zugezogene Arzt, in Kranken-, Gebar- und sonstigen
Humanitatsanstalten der Leiter der Anstalt oder der durch besondere
Vorschriften hiezu verpflichtete Vorstand einer Abteilung;

la. jedes Labor, das den Erreger einer meldepflichtigen Krankheit
diagnostiziert;

2. die zugezogene Hebamme;

3. die berufsméaRigen Pflegepersonen, die mit der Wartung des Kranken
befaft sind,;

4. der Haushaltungsvorstand (Leiter einer Anstalt) oder die an seiner Stelle
mit der Flhrung des Haushaltes (der Leitung der Anstalt) betraute
Person;

5. die Vorsteher 6ffentlicher und privater Lehranstalten und Kindergérten in
bezug auf die ihrer Leitung unterstehenden Schiler, Lehrpersonen und
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Schulbediensteten;

6. der Wohnungsinhaber oder die an seiner Stelle mit der Obsorge fiir die
Wohnung betraute Person;

7. Inhaber von Gast- und Schankgewerben sowie deren behordlich
genehmigte Stellvertreter bezuglich der von ihnen beherbergten oder bei
ihnen bediensteten Personen;

8. der Hausbesitzer oder die mit der Handhabung der Hausordnung betraute
Person;

9. bei Milzbrand, Psittakose, Rotz, Puerpalfieber und Wutkrankheit (Lyssa)
und Bissverletzungen durch wutkranke oder — verdédchtige Tiere,
Tulardmie,  Bang'scher  Krankheit,  Trichinose,  Leptospiren-
Erkrankungen, Tuberkulose, hervorgerufen durch Mycobakterium bovis,
und Infektionen mit dem Influenzavirus A/HSN1 oder einem anderen
Vogelgrippevirus auch Tierdrzte, wenn sie in Austbung ihres Berufes
von der erfolgten Infektion eines Menschen oder dem Verdacht einer
solchen Kenntnis erlangen;

10. der Totenbeschauer.

(2) Die Verpflichtung zur Anzeige obliegt den unter Z 2 bis 8 bezeichneten
Personen nur dann, wenn ein in der obigen Aufzéhlung unter Z 1 bis 7 friher
genannter Verpflichteter nicht vorhanden ist.

Register der anzeigepflichtigen Krankheiten

8 4. (1) Der Bundesminister fir Gesundheit, Familie und Jugend hat ein
elektronisches Register in Form eines Informationsverbundsystems (§8 4 Z 13
Datenschutzgesetz 2000, BGBI. | Nr. 165/1999) betreffend die Anzeigen nach § 1
Abs.1 und 2 und 82 Abs.2 sowie die Anzeigen nach 885 und 11 des
Tuberkulosegesetzes, BGBI. Nr. 127/1968, einzurichten und zu betreiben. Der
Bundesminister fir Gesundheit, Familie und Jugend ist Auftraggeber und
Betreiber des Registers, weitere Auftraggeber sind die
Bezirksverwaltungsbehdrden, die Daten dem Register Uberlassen. Den
Bundesminister fiir Gesundheit, Familie und Jugend trifft fir alle Auftraggeber
die Meldepflicht gemaR 8§ 17f Datenschutzgesetz 2000.

(2) Das Anzeigenregister dient der Erfillung der Aufgaben der
Bezirksverwaltungsbehdrden zur Durchfiihrung von Erhebungen dber das
Auftreten anzeigepflichtiger Krankheiten (8 5 Epidemiegesetz 1950 und § 6

27 von 51

Vorgeschlagene Fassung
Schulbediensteten;
6. der Wohnungsinhaber oder die an seiner Stelle mit der Obsorge fir die
Wohnung betraute Person;
7. Inhaber von Gast- und Schankgewerben sowie deren behordlich
genehmigte Stellvertreter beziglich der von ihnen beherbergten oder bei
ihnen bediensteten Personen;

8. der Hausbesitzer oder die mit der Handhabung der Hausordnung betraute
Person;

9. bei Milzbrand, Psittakose, Rotz, Puerpalfieber und Wutkrankheit (Lyssa)
und Bissverletzungen durch wutkranke oder — verdéachtige Tiere,
Tulardmie,  Bang'scher  Krankheit,  Trichinose,  Leptospiren-
Erkrankungen, Tuberkulose, hervorgerufen durch Mycobakterium bovis,
und Infektionen mit dem Influenzavirus A/H5N1 oder einem anderen
Vogelgrippevirus auch Tierdrzte, wenn sie in Ausiibung ihres Berufes
von der erfolgten Infektion eines Menschen oder dem Verdacht einer
solchen Kenntnis erlangen;

10. der Totenbeschauer.

(2) Die Verpflichtung zur Anzeige obliegt den unter Z 2 bis 8 bezeichneten
Personen nur dann, wenn ein in der obigen Aufz&hlung unter Z 1 bis 7 friher
genannter Verpflichteter nicht vorhanden ist.

Register der anzeigepflichtigen Krankheiten

8 4. (1) Der Bundesminister fir Gesundheit, Familie und Jugend hat ein
elektronisches Register in Form eines Informationsverbundsystems (8 4 Z 13
Datenschutzgesetz 2000, BGBI. I Nr. 165/1999) betreffend die Anzeigen nach § 1
Abs.1 und 2 und §2 Abs.2 sowie die Anzeigen nach 885 und 11 des
Tuberkulosegesetzes, BGBI. Nr. 127/1968, einzurichten und zu betreiben. Der
Bundesminister fir Gesundheit, Familie und Jugend ist Auftraggeber und
Betreiber des Registers, weitere Auftraggeber sind die
Bezirksverwaltungsbehdrden, die Daten dem Register Uberlassen. Den
Bundesminister fiir Gesundheit, Familie und Jugend trifft flir alle Auftraggeber
die Meldepflicht geméaR 8§ 17f Datenschutzgesetz 2000.

(2) Das Anzeigenregister dient der Erflllung der Aufgaben der
Bezirksverwaltungsbehdrden zur Durchfihrung von Erhebungen (ber das
Auftreten anzeigepflichtiger Krankheiten (8 5 Epidemiegesetz 1950 und § 6
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Geltende Fassung
Tuberkulosegesetz) sowie zur Verhiitung der Weiterverbreitung und Bekampfung
anzeigepflichtiger Krankheiten (8§ 6 bis 26 Epidemiegesetz 1950 und 88 7 bis
14, 21 und 33 Tuberkulosegesetz) und der Erfullung der Aufgaben der der
Landeshauptménner im Rahmen ihrer Koordinierungsfunktion gemaf § 43 Abs. 6
und 7.

(3) Die Bezirksverwaltungsbehdrden sind verpflichtet, die Daten aus
Anzeigen nach 8 1 Abs. 1 und 2 und 8 2 Abs. 2, die Daten, die im Rahmen von
Erhebungen (ber das Auftreten anzeigepflichtiger Krankheiten gesammelt
werden, und die Daten, die im Zusammenhang mit getroffenen Malinahmen
stehen, im Register zu verarbeiten. Die Bezirksverwaltungsbehdrden sind weiters
verpflichtet, die Daten aus Anzeigen nach 885 und 11 Tuberkulosegesetz, die
Daten, die im Rahmen von Erhebungen uber das Auftreten von Tuberkulose
gesammelt werden, und die Daten, die im Zusammenhang mit getroffenen
MaRnahmen stehen, im Register zu verarbeiten.

(4) Im Register werden folgende Datenarten verarbeitet:

1. Daten zur Identifikation von Erkrankten, einer Erkrankung Verdachtigen,
Gebissenen, Verstorbenen oder Ausscheidern (Name, Geschlecht,
Geburtsdatum, Sozialversicherungsnummer und bereichsspezifisches
Personenkennzeichen (8 9 E-GovG, BGBI. | Nr. 10/2004)),

2. gegebenenfalls Sterbedaten (Datum, Todesursache, Autopsiestatus),

3. die fir die anzeigepflichtige Krankheit relevanten klinischen Daten
(Vorgeschichte und Krankheitsverlauf) und Labordaten,

4. Daten zum Umfeld des Erkrankten, einer Erkrankung Verdéchtigen,
Gebissenen, Verstorbenen oder Ausscheiders, soweit sie in Bezug zur
anzeigepflichtigen Erkrankung stehen, und

5. Daten zu den getroffenen VVorkehrungsmafinahmen.

(5) Bei der Datenverarbeitung gemaR Abs. 2 bis 4 ist die Verwendung des
Namens und des bereichsspezifischen Personenkennzeichens GH zuldssig. Der
direkte Personenbezug ist unverziglich zu l6schen, sobald er fiir die Zwecke der
Erhebungen (ber das Auftreten und der Verhitung und Bekdmpfung einer
anzeigepflichtigen Krankheit nicht mehr erforderlich ist.

(6) Jede Verwendung der im Register verarbeiteten Daten darf nur in
Vollziehung dieses Bundesgesetzes, in VVollziehung des Tuberkulosegesetzes oder
in Vollziehung des Zoonosengesetzes, BGBI. | Nr. 128/2005, erfolgen.
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Vorgeschlagene Fassung
Tuberkulosegesetz) sowie zur Verhitung der Weiterverbreitung und Bekampfung
anzeigepflichtiger Krankheiten (88 6 bis 26 Epidemiegesetz 1950 und 88 7 bis
14, 21 und 33 Tuberkulosegesetz) und der Erfullung der Aufgaben der der
Landeshauptménner im Rahmen ihrer Koordinierungsfunktion gemaR § 43 Abs. 6
und 7.

(3) Die Bezirksverwaltungsbehdrden sind verpflichtet, die Daten aus
Anzeigen nach 8 1 Abs. 1 und 2 und 8 2 Abs. 2, die Daten, die im Rahmen von
Erhebungen (ber das Auftreten anzeigepflichtiger Krankheiten gesammelt
werden, und die Daten, die im Zusammenhang mit getroffenen MalRnahmen
stehen, im Register zu verarbeiten. Die Bezirksverwaltungsbehdrden sind weiters
verpflichtet, die Daten aus Anzeigen nach 88 5 und 11 Tuberkulosegesetz, die
Daten, die im Rahmen von Erhebungen Uber das Auftreten von Tuberkulose
gesammelt werden, und die Daten, die im Zusammenhang mit getroffenen
Mafnahmen stehen, im Register zu verarbeiten.

(4) Im Register werden folgende Datenarten verarbeitet:

1. Daten zur Identifikation von Erkrankten, einer Erkrankung Verdachtigen,
Gebissenen, Verstorbenen oder Ausscheidern (Name, Geschlecht,
Geburtsdatum, Sozialversicherungsnummer und bereichsspezifisches
Personenkennzeichen (8 9 E-GovG, BGBI. | Nr. 10/2004)),

2. gegebenenfalls Sterbedaten (Datum, Todesursache, Autopsiestatus),

3. die fur die anzeigepflichtige Krankheit relevanten klinischen Daten
(Vorgeschichte und Krankheitsverlauf) und Labordaten,

4. Daten zum Umfeld des Erkrankten, einer Erkrankung Verdachtigen,
Gebissenen, Verstorbenen oder Ausscheiders, soweit sie in Bezug zur
anzeigepflichtigen Erkrankung stehen, und

5. Daten zu den getroffenen Vorkehrungsmanahmen.

(5) Bei der Datenverarbeitung gemaR Abs. 2 bis 4 ist die Verwendung des
Namens und des bereichsspezifischen Personenkennzeichens GH zulédssig. Der
direkte Personenbezug ist unverziglich zu l6schen, sobald er fur die Zwecke der
Erhebungen ber das Auftreten und der Verhitung und Bekampfung einer
anzeigepflichtigen Krankheit nicht mehr erforderlich ist.

(6) Jede Verwendung der im Register verarbeiteten Daten darf nur in
Vollziehung dieses Bundesgesetzes, in Vollziehung des Tuberkulosegesetzes oder
in Vollziehung des Zoonosengesetzes, BGBI. | Nr. 128/2005, erfolgen.
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Geltende Fassung

(7) Die Bezirksverwaltungsbehorde darf im Rahmen ihrer Zustandigkeit fir
Zwecke der Erhebungen uber das Auftreten und der Verhitung und Bek&mpfung
einer anzeigepflichtigen Krankheit nach diesem Bundesgesetz und nach dem
Tuberkulosegesetz alle Daten einer Person im Register, die im Zusammenhang
mit einem bestimmten Verdachts-, Erkrankungs- oder Todesfall stehen, in direkt
personenbezogener Form verwenden. Der Landeshauptmann darf im Rahmen
seiner Koordinierungsfunktion geméai § 43 Abs. 6 und 7 alle Daten einer Person
im Register, die im Zusammenhang mit einem bestimmten Verdachts-,
Erkrankungs- oder Todesfall stehen, in direkt personenbezogener Form
verwenden. Sofern vom Bundesminister fur Gesundheit, Familie und Jugend
geméR 83 Abs.7 des Zoonosengesetzes ein Experte zur Abklarung
bundeslandertbergreifender Zoonosenausbriiche bestellt wurde, darf dieser alle
Daten von Personen im Register, die im Zusammenhang mit einem
Zoonosenausbruch stehen kdnnen, in direkt personenbezogener Form verwenden,
soweit dies zur Abklarung eines Ausbruchs erforderlich ist.

(8) Fir Zwecke der epidemiologischen Uberwachung und Statistik diirfen
die Bezirksverwaltungsbehorde, der Landeshauptmann, der Bundesminister fur
Gesundheit, Familie und Jugend, die Osterreichische Agentur fiir Gesundheit und
Erndhrungssicherheit und Referenzzentralen fur Ubertragbare Krankheiten die
Daten im Register in indirekt personenbezogener Form verwenden.

(9) Der Bundesminister fur Gesundheit, Familie und Jugend hat
sicherzustellen, dass jeder Zugriff auf das Register nur unter Nachweis der
eindeutigen Identitéat (§ 2 Z 2 E-GovG) und der Authentizitdt (8 2 Z5 E-GovG)
maoglich ist. Er muss sicherstellen, dass geeignete, dem jeweiligen Stand der
Technik entsprechende Vorkehrungen getroffen werden, um eine Vernichtung,
Verénderung oder Abfrage der Daten des Registers durch unberechtigte Benutzer
oder  Systeme zu  verhindern, und dass alle durchgefihrten
Verwendungsvorgange, wie insbesondere Eintragungen, Anderungen, Abfragen
und Ubermittlungen, im notwendigen AusmaR protokolliert werden.

(10) Die Vertraulichkeit der Datenubermittlung ist durch dem Stand der
Technik entsprechende verschliisselte Ubermittlungsverfahren zu gewéhrleisten.

(11) Der indirekte Personenbezug ist zu l6schen, sobald er zur Erfullung der
Aufgaben der Bezirksverwaltungsbehdrden im Zusammenhang mit der Erhebung
Uber das Auftreten und im Zusammenhang mit der Verhitung und Bekdmpfung
einer anzeigepflichtigen Krankheit nach diesem Bundesgesetz und nach dem
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Vorgeschlagene Fassung

(7) Die Bezirksverwaltungsbehorde darf im Rahmen ihrer Zustandigkeit fur
Zwecke der Erhebungen Uber das Auftreten und der Verhiitung und Bekdmpfung
einer anzeigepflichtigen Krankheit nach diesem Bundesgesetz und nach dem
Tuberkulosegesetz alle Daten einer Person im Register, die im Zusammenhang
mit einem bestimmten Verdachts-, Erkrankungs- oder Todesfall stehen, in direkt
personenbezogener Form verwenden. Der Landeshauptmann darf im Rahmen
seiner Koordinierungsfunktion geméR § 43 Abs. 5 und 6 alle Daten einer Person
im Register, die im Zusammenhang mit einem bestimmten Verdachts-,
Erkrankungs- oder Todesfall stehen, in direkt personenbezogener Form
verwenden. Sofern vom Bundesminister fur Gesundheit, Familie und Jugend
geméR 83 Abs.7 des Zoonosengesetzes ein Experte zur Abklarung
bundeslanderibergreifender Zoonosenausbriiche bestellt wurde, darf dieser alle
Daten von Personen im Register, die im Zusammenhang mit einem
Zoonosenausbruch stehen konnen, in direkt personenbezogener Form verwenden,
soweit dies zur Abklarung eines Ausbruchs erforderlich ist.

(8) Fur Zwecke der epidemiologischen Uberwachung und Statistik diirfen
die Bezirksverwaltungsbehorde, der Landeshauptmann, der Bundesminister flr
Gesundheit, Familie und Jugend, die Osterreichische Agentur fiir Gesundheit und
Erndhrungssicherheit und Referenzzentralen fur Ubertragbare Krankheiten die
Daten im Register in indirekt personenbezogener Form verwenden.

(9) Der Bundesminister fiur Gesundheit, Familie und Jugend hat
sicherzustellen, dass jeder Zugriff auf das Register nur unter Nachweis der
eindeutigen Identitat (§ 2 Z 2 E-GovG) und der Authentizitat (8§ 2 Z5 E-GovG)
mdoglich ist. Er muss sicherstellen, dass geeignete, dem jeweiligen Stand der
Technik entsprechende Vorkehrungen getroffen werden, um eine Vernichtung,
Veranderung oder Abfrage der Daten des Registers durch unberechtigte Benutzer
oder  Systeme zu  verhindern, und dass alle  durchgefiihrten
Verwendungsvorginge, wie insbesondere Eintragungen, Anderungen, Abfragen
und Ubermittlungen, im notwendigen Ausmaf protokolliert werden.

(10) Die Vertraulichkeit der Datentbermittlung ist durch dem Stand der
Technik entsprechende verschliisselte Ubermittlungsverfahren zu gewdhrleisten.

(11) Der indirekte Personenbezug ist zu l6schen, sobald er zur Erfiillung der
Aufgaben der Bezirksverwaltungsbehdrden im Zusammenhang mit der Erhebung
Uber das Auftreten und im Zusammenhang mit der Verhitung und Bekdmpfung
einer anzeigepflichtigen Krankheit nach diesem Bundesgesetz und nach dem
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Geltende Fassung
Tuberkulosegesetz nicht mehr erforderlich ist.

(12) Der Bezirkshauptmann, der Landeshauptmann und der Bundesminister
fir Gesundheit, Familie und Jugend sind verpflichtet, die Zugriffsberechtigung
fur die einzelnen Benutzer individuell zuzuweisen und zu dokumentieren. Die
Zugriffsberechtigten  sind  Gber die  Bestimmungen gemaR  §15
Datenschutzgesetz 2000 zu belehren. Zugriffsberechtigte sind von der weiteren
Ausibung ihrer Zugriffsberechtigung auszuschlielen, wenn sie diese zur weiteren
Erfullung der ihnen (bertragenen Aufgaben nicht mehr bendtigen oder sie die
Daten nicht entsprechend ihrer Zweckbestimmung verwenden.

(13) Die Bezirksverwaltungsbehérden und der Landeshauptmann haben
durch organisatorische und technische Vorkehrungen sicherzustellen, dass der
Zutritt zu Raumen, in denen sich eine Zugriffsmoglichkeit auf das Register
befindet, grundsétzlich nur Bediensteten der Behorde moglich ist. Ist es
erforderlich, dass in Rdumen mit einer Zugriffsmoglichkeit auf das Register
Parteienverkehr stattfindet, ist jedenfalls sicherzustellen, dass eine Einsichtnahme
in die Daten des Registers durch AuRenstehende nicht mdglich ist.

(14) Wird die kommunikationstechnische Einrichtung, die den Zugang zum
Register ermdglicht, aus dem Behdrdenbereich entfernt, ist sicherzustellen, dass
eine unberechtigte Einsichtnahme und Verwendung ausgeschlossen ist.

(15) Der Bundesminister fiur Gesundheit, Familie und Jugend kann durch
Verordnung nach MaRgabe der technischen Mdaglichkeiten vorsehen, dass Labors
ihrer Meldeverpflichtung nach 81 in Verbindung mit 83 Abs.1 Zla
elektronisch durch Eingabe der Meldung in das Register nachzukommen haben.
Dabei sind von den Labors sinngem&R die in den Abs. 12 bis 14 vorgesehenen
Datensicherheitsmalinahmen zu ergreifen.

(16) Die Osterreichische Agentur fur Gesundheit und Erndhrungssicherheit
als nationale Referenzzentrale und Referenzlabor fir Tuberkulose hat ihrer
Meldeverpflichtung nach § 1 in Verbindung mit § 3 Abs. 1 Z 1a (Laborbefunde)
elektronisch durch Eingabe der Meldung in das Register nachzukommen. Weiters
sind die Ergebnisse der Resistenzprifung und Typisierung elektronisch in das
Register einzugeben.

(17) Der Bundesminister fur Gesundheit kann durch Verordnung nach
Malgabe der technischen Mdglichkeiten vorsehen, dass Meldepflichtige nach § 3
Abs. 1 Z 1 ihrer Meldeverpflichtung nach § 1 auch elektronisch durch Eingabe
der Meldung in das Register nachkommen kdnnen. Dabei sind von den
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Vorgeschlagene Fassung
Tuberkulosegesetz nicht mehr erforderlich ist.

(12) Der Bezirkshauptmann, der Landeshauptmann und der Bundesminister
fur Gesundheit, Familie und Jugend sind verpflichtet, die Zugriffsberechtigung
fur die einzelnen Benutzer individuell zuzuweisen und zu dokumentieren. Die
Zugriffsberechtigten  sind  (ber  die  Bestimmungen gemaR  §15
Datenschutzgesetz 2000 zu belehren. Zugriffsberechtigte sind von der weiteren
Auslbung ihrer Zugriffsberechtigung auszuschlieRen, wenn sie diese zur weiteren
Erflllung der ihnen (bertragenen Aufgaben nicht mehr bendtigen oder sie die
Daten nicht entsprechend ihrer Zweckbestimmung verwenden.

(13) Die Bezirksverwaltungsbehtdrden und der Landeshauptmann haben
durch organisatorische und technische Vorkehrungen sicherzustellen, dass der
Zutritt zu Raumen, in denen sich eine Zugriffsmdglichkeit auf das Register
befindet, grundsétzlich nur Bediensteten der Behdrde mdglich ist. Ist es
erforderlich, dass in Rdumen mit einer Zugriffsmdglichkeit auf das Register
Parteienverkehr stattfindet, ist jedenfalls sicherzustellen, dass eine Einsichtnahme
in die Daten des Registers durch AufRenstehende nicht mdglich ist.

(14) Wird die kommunikationstechnische Einrichtung, die den Zugang zum
Register ermdglicht, aus dem Behdrdenbereich entfernt, ist sicherzustellen, dass
eine unberechtigte Einsichtnahme und Verwendung ausgeschlossen ist.

(15) Der Bundesminister fur Gesundheit, Familie und Jugend kann durch
Verordnung nach MaRgabe der technischen Mdglichkeiten vorsehen, dass Labors
ihrer Meldeverpflichtung nach §1 in Verbindung mit 83 Abs.1 Zla
elektronisch durch Eingabe der Meldung in das Register nachzukommen haben.
Dabei sind von den Labors sinngemé&R die in den Abs. 12 bis 14 vorgesehenen
Datensicherheitsmafinahmen zu ergreifen.

(16) Die Osterreichische Agentur fir Gesundheit und Ernahrungssicherheit
als nationale Referenzzentrale und Referenzlabor fiir Tuberkulose hat ihrer
Meldeverpflichtung nach 8 1 in Verbindung mit § 3 Abs. 1 Z 1a (Laborbefunde)
elektronisch durch Eingabe der Meldung in das Register nachzukommen. Weiters
sind die Ergebnisse der Resistenzpriifung und Typisierung elektronisch in das
Register einzugeben.

(17) Der Bundesminister fir Gesundheit kann durch Verordnung nach
Malgabe der technischen Mdglichkeiten vorsehen, dass Meldepflichtige nach § 3
Abs. 1 Z 1 ihrer Meldeverpflichtung nach § 1 auch elektronisch durch Eingabe
der Meldung in das Register nachkommen kénnen. Dabei sind von den
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Geltende Fassung
Meldepflichtigen sinngema die in den Abs.12 bis 14 vorgesehenen
Datensicherheitsmalinahmen zu ergreifen.

Erhebungen tber das Auftreten einer Krankheit

§ 5. (1) Uber jede Anzeige sowie iiber jeden Verdacht des Auftretens einer
anzeigepflichtigen Krankheit haben die zustdndigen Behdrden durch die ihnen
zur Verfilgung stehenden Arzte unverziiglich die zur Feststellung der Krankheit
und der Infektionsquelle erforderlichen Erhebungen und Untersuchungen
einzuleiten. Kranke, Krankheitsverddchtige und Ansteckungsverdéachtige sind
verpflichtet, den zustdndigen Behdrden die erforderlichen Auskiinfte zu erteilen
und sich den notwendigen &rztlichen Untersuchungen sowie der Entnahme von
Untersuchungsmaterial zu unterziehen. Zum Zwecke der Feststellung von
Krankheitskeimen sind hiebei nach Méglichkeit fachliche
Untersuchungsanstalten in Anspruch zu nehmen.

(2) Unter welchen Voraussetzungen und von welchen Organen bei diesen
Erhebungen die Offnung von Leichen und die Untersuchung von Leichenteilen
vorgenommen werden kann, wird durch Verordnung bestimmt.
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Vorgeschlagene Fassung
Meldepflichtigen sinngemal die in den Abs.12 bis 14 vorgesehenen
Datensicherheitsmafnahmen zu ergreifen.

Erhebungen Uber das Auftreten einer Krankheit

§ 5. (1) Uber jede Anzeige sowie tiber jeden Verdacht des Auftretens einer
anzeigepflichtigen Krankheit haben die zustdndigen Behdrden durch die ihnen
zur Verfilgung stehenden Arzte unverziiglich die zur Feststellung der Krankheit
und der Infektionsquelle erforderlichen Erhebungen und Untersuchungen
einzuleiten. Kranke, Krankheitsverddchtige und Ansteckungsverdéachtige sind
verpflichtet, den zustdndigen Behdrden die erforderlichen Auskiinfte zu erteilen
und sich den notwendigen &rztlichen Untersuchungen sowie der Entnahme von
Untersuchungsmaterial zu unterziehen. Zum Zwecke der Feststellung von
Krankheitskeimen sind hiebei nach Mdglichkeit fachliche
Untersuchungsanstalten in Anspruch zu nehmen.

(2) Unter welchen Voraussetzungen und von welchen Organen bei diesen
Erhebungen die Offnung von Leichen und die Untersuchung von Leichenteilen
vorgenommen werden kann, wird durch Verordnung bestimmt.

I1. HAUPTSTUCK
Vorkehrungen zur Verhutung und Bekdmpfung anzeigepflichtiger Krankheiten

Einleitung von Vorkehrungen bei Auftreten anzeigepflichtiger Krankheiten

§ 6. (1) Uber jeden Fall einer anzeigepflichtigen Krankheit sowie tber jeden
Verdachtsfall einer solchen Krankheit sind, neben den nach §5 etwa
erforderlichen  Erhebungen, ohne Verzug die zur Verhutung der
Weiterverbreitung der betreffenden Krankheit notwendigen Vorkehrungen im
Sinne der folgenden Bestimmungen flr die Dauer der Ansteckungsgefahr zu
treffen.

(2) Zur allgemeinen Kenntnis bestimmte Anordnungen sind in jeder
Gemeinde des betroffenen Gebietes in ortsiiblicher Weise und nach Erfordernis in
den zu amtlichen Kundmachungen bestimmten Zeitungen zu verlautbaren. In der
gleichen Weise ist auch die Aufhebung solcher Anordnungen ohne Verzug
kundzumachen.

Absonderung Kranker
8 7. (1) Durch Verordnung werden jene anzeigepflichtigen Krankheiten

§ 6. (1) Uber jeden Fall einer anzeigepflichtigen Krankheit sowie tber jeden
Verdachtsfall einer solchen Krankheit sind, neben den nach §5 etwa
erforderlichen  Erhebungen, ohne Verzug die zur Verhitung der
Weiterverbreitung der betreffenden Krankheit notwendigen Vorkehrungen im
Sinne der folgenden Bestimmungen flr die Dauer der Ansteckungsgefahr zu
treffen.

(2) Zur allgemeinen Kenntnis bestimmte Anordnungen sind in jeder
Gemeinde des betroffenen Gebietes in ortsiiblicher Weise und nach Erfordernis in
den zu amtlichen Kundmachungen bestimmten Zeitungen zu verlautbaren. In der
gleichen Weise ist auch die Aufhebung solcher Anordnungen ohne Verzug
kundzumachen.

Absonderung Kranker
8 7. (1) Durch Verordnung werden jene anzeigepflichtigen Krankheiten
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Geltende Fassung
bezeichnet, bei  deren  Auftreten die  hievon  befallenen  oder
krankheitsverdachtigen Personen abzusondern sind. Hiebei sind auch die Art und
Weise zu bestimmen, in der die Absonderung bei jeder einzelnen Krankheit
durchzufihren ist.

(2) Kann eine zweckentsprechende Absonderung im Sinne der getroffenen
Anordnungen in der Wohnung des Kranken nicht erfolgen oder wird die
Absonderung unterlassen, so ist die Unterbringung des Kranken in einer
Krankenanstalt oder einem anderen geeigneten Raume durchzufiihren, falls die
Uberfithrung ohne Gefihrdung des Kranken erfolgen kann.

(3) Zum Zwecke der Absonderung sind, wo es mit Ricksicht auf die
drtlichen Verhéltnisse geboten erscheint, geeignete Rdume und zuléssig erkannte
Transportmittel rechtzeitig bereitzustellen, beziehungsweise transportable, mit
den nétigen Einrichtungen und Personal ausgestattete Barackenspitaler
einzurichten.

(4) Abgesehen von den Féllen der Absonderung eines Kranken im Sinne des
Abs. 2 kann die Uberfiihrung aus der Wohnung, in der er sich befindet, nur mit
behdrdlicher Genehmigung und unter genauer Beobachtung der hiebei von der
Behorde anzuordnenden VorsichtsmalBregeln erfolgen.

(5) Diese Genehmigung ist nur dann zu erteilen, wenn eine Geféhrdung
oOffentlicher Ricksichten hiedurch nicht zu besorgen steht und der Kranke
entweder in eine zur Aufnahme solcher Kranker bestimmte Anstalt gebracht
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bezeichnet, bei  denen  fiir  kranke, krankheitsverddchtige  oder
ansteckungsverdéchtige Personen AbsonderungmaBnahmen verfiigt werden
kénnen.

(1a) Zur Verhitung der Weiterverbreitung einer anzeigepflichtigen
Krankheit in einer Verordnung nach Abs. 1 kénnen kranke, krankheitsverdéachtige
oder ansteckungsverdéchtige Personen angehalten oder im Verkehr mit der
AuBenwelt beschrankt werden, sofern nach der Art der Krankheit und das
Verhalten des Betroffenen eine eernstliche und erhebliche Gefahr fiir die
Gesundheit anderer Personen besteht, die nicht durch gelindere Malnahmen
beseitigt werden kann. Die angehaltene Person kann bei dem Bezirksgericht, in
dessen Sprengel der Anhaltungsort liegt, die Uberpriifung der Zulissigkeit und
Aufhebung der Freiheitsbeschrénkung nach Malgabe des 2. Abschnitts des
Tuberkulosegesetzes beantragen. Die Anhaltung ist dem Bezirksgericht von der
Bezirksverwaltungsbehérde anzuzeigen, die sie verfligt hat. Das Bezirksgericht
hat die Zulassigkeit der Anhaltung in sinngemaBer Anwendung des § 17
Tuberkulosgesetzes von Amts wegen im Abstand von drei Monaten zu
Uberprifen, sofern die Anhaltung nicht vorher aufgehoben wurde.

(2) Kann eine zweckentsprechende Absonderung im Sinne der getroffenen
Anordnungen in der Wohnung des Kranken nicht erfolgen oder wird die
Absonderung unterlassen, so ist die Unterbringung des Kranken in einer
Krankenanstalt oder einem anderen geeigneten Raume durchzufiihren, falls die
Uberfiihrung ohne Gefahrdung des Kranken erfolgen kann.

(3) Zum Zwecke der Absonderung sind, wo es mit Ricksicht auf die
ortlichen Verhéltnisse geboten erscheint, geeignete Rdume und zul&ssig erkannte
Transportmittel rechtzeitig bereitzustellen, beziehungsweise transportable, mit
den nétigen Einrichtungen und Personal ausgestattete Barackenspitéler
einzurichten.

(4) Abgesehen von den Féllen der Absonderung eines Kranken im Sinne des
Abs. 2 kann die Uberfiihrung aus der Wohnung, in der er sich befindet, nur mit
behdrdlicher Genehmigung und unter genauer Beobachtung der hiebei von der
Behorde anzuordnenden VorsichtsmaRregeln erfolgen.

(5) Diese Genehmigung ist nur dann zu erteilen, wenn eine Gefdhrdung
offentlicher Rucksichten hiedurch nicht zu besorgen steht und der Kranke
entweder in eine zur Aufnahme solcher Kranker bestimmte Anstalt gebracht
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) Geltende Fassung
werden soll oder die Uberfiihrung nach der Sachlage unbedingt geboten erscheint.

Desinfektion

8 8. (1) Gegenstande und Raume, von denen anzunehmen ist, daf sie mit
Krankheitskeimen einer anzeigepflichtigen Krankheit behaftet
(ansteckungsverdéchtig) sind, unterliegen der behordlichen Desinfektion. Ist eine
zweckentsprechende Desinfektion nicht mdglich oder im Verhdltnis zum Werte
des Gegenstandes zu kostspielig, so kann der Gegenstand vernichtet werden.

(2) Ansteckungsverdachtige Gegenstdande durfen der Desinfektion oder
Vernichtung nicht entzogen und vor Durchfiihrung dieser Malnahmen nicht aus
der Wohnung entfernt werden.

(3) Von der erfolgten Durchfiihrung der Desinfektion hat die zur Anzeige
des betreffenden Falles nach §3 verpflichtete Person in der nach §2
vorgeschriebenen Weise die Anzeige zu erstatten.

(4) Die Desinfektion ist nach Erfordernis unter fachménnischer Leitung
durchzufthren.

(5) Die ndheren Vorschriften (ber die Einleitung und die Art der
Durchfiihrung der Desinfektion und der Vernichtung von Gegenstanden werden
durch Verordnung erlassen.

AusschlieBung einzelner Personen von Lehranstalten

89. (1) Bewohner von Ortschaften oder Hausern, in denen eine
anzeigepflichtige Krankheit aufgetreten ist, koénnen vom Besuche von
Lehranstalten, Kindergérten und &hnlichen Anstalten ausgeschlossen werden.

(2) Von der erfolgten AusschlieBung ist die Leitung der Anstalt zu
verstandigen.

(3) Fur die Beobachtung dieses Verbotes sind sowohl die ausgeschlossenen
Personen selbst, bei Unmiindigen deren gesetzliche Vertreter, als auch die zur
Uberwachung des Besuches der Anstalt berufenen Organe derselben
verantwortlich.

Beschréankung der Wasserbenltzung und sonstige VVorsichtsmaliregeln

810. (1) In Ortschaften, in denen eine anzeigepflichtige Krankheit
aufgetreten ist oder die von einer solchen anderwérts aufgetretenen Krankheit
bedroht sind, sowie in der Umgebung solcher Ortschaften kénnen, soweit dies zur

33von51

) Vorgeschlagene Fassung
werden soll oder die Uberfilhrung nach der Sachlage unbedingt geboten erscheint.

Desinfektion

§ 8. (1) Gegenstande und Raume, von denen anzunehmen ist, daf sie mit
Krankheitskeimen einer anzeigepflichtigen Krankheit behaftet
(ansteckungsverdéchtig) sind, unterliegen der behérdlichen Desinfektion. Ist eine
zweckentsprechende Desinfektion nicht moglich oder im Verhéltnis zum Werte
des Gegenstandes zu kostspielig, so kann der Gegenstand vernichtet werden.

(2) Ansteckungsverdachtige Gegenstande dirfen der Desinfektion oder
Vernichtung nicht entzogen und vor Durchfiihrung dieser MalRnahmen nicht aus
der Wohnung entfernt werden.

(3) Von der erfolgten Durchfiihrung der Desinfektion hat die zur Anzeige
des betreffenden Falles nach §3 verpflichtete Person in der nach §2
vorgeschriebenen Weise die Anzeige zu erstatten.

(4) Die Desinfektion ist nach Erfordernis unter fachménnischer Leitung
durchzufthren.

(5) Die naheren Vorschriften (ber die Einleitung und die Art der
Durchfiihrung der Desinfektion und der Vernichtung von Gegenstanden werden
durch Verordnung erlassen.

AusschlieBung einzelner Personen von Lehranstalten

89. (1) Bewohner von Ortschaften oder H&usern, in denen eine
anzeigepflichtige Krankheit aufgetreten ist, koénnen vom Besuche von
Lehranstalten, Kindergérten und &hnlichen Anstalten ausgeschlossen werden.

(2) Von der erfolgten AusschlieBung ist die Leitung der Anstalt zu
verstandigen.

(3) Fur die Beobachtung dieses Verbotes sind sowohl die ausgeschlossenen
Personen selbst, bei Unmindigen deren gesetzliche Vertreter, als auch die zur
Uberwachung des Besuches der Anstalt berufenen Organe derselben
verantwortlich.

Beschréankung der Wasserbeniitzung und sonstige VorsichtsmaRregeln

§10. (1) In Ortschaften, in denen eine anzeigepflichtige Krankheit
aufgetreten ist oder die von einer solchen anderwérts aufgetretenen Krankheit
bedroht sind, sowie in der Umgebung solcher Ortschaften kénnen, soweit dies zur
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Geltende Fassung
Verhitung der Weiterverbreitung der Krankheit geboten erscheint, die Ben(itzung
von 6ffentlichen Bade-, Wasch- und Bedirfnisanstalten beschrénkt oder untersagt
und andere geeignete Vorsichtsmaliregeln verftgt werden.

(2) In gleicher Weise kann beim Auftreten von Abdominaltyphus,
Paratyphus,  Ruhr,  Flecktyphus,  Asiatischer =~ Cholera,  Agyptischer
Augenentziindung oder Milzbrand die Beniitzung von Quellen, Brunnen,
Wasserleitungen, Béchen, Teichen und anderen Gewassern beschrankt oder
untersagt werden. (BGBI. Nr. 449/1925, Artikel 111 Abs. 2.)

(3) Die im vorigen Absatz bezeichneten Verbote erstrecken sich jedoch nicht
auf die Wasserbeniitzung zur Erzeugung motorischer Kraft, zu Verkehrs- und
Industriezwecken, wohl aber auf die Wasserbenitzung zur Erzeugung und zum
Vertriebe von Nahrungs- und GenuBmitteln.

Beschrankung des Lebensmittelverkehrs

8 11. Die Abgabe von Lebensmitteln aus Verkaufsstatten, Hausern oder
erforderlichenfalls aus einzelnen Ortsgebieten, in denen Scharlach, Diphtherie,
Abdominaltyphus, Paratyphus, Ruhr, Flecktyphus, Blattern, Asiatische Cholera,
Pest oder Agyptische Augenentziindung aufgetreten ist, kann untersagt oder von
bestimmten Vorsichten abhéngig gemacht werden.

AbschlieBung von Wohnungen, Verbot von Totenfeierlichkeiten

8 12. (1) Beim Auftreten von Scharlach, Diphtherie, Flecktyphus, Blattern,
Asiatischer Cholera oder Pest dirfen vor Durchfuhrung der Desinfektion die
ansteckungsverdéchtigen R&ume von unberufenen Personen nicht betreten,
Leichenmahle und sonstige Totenfeierlichkeiten im selben Hause nicht
veranstaltet werden.

(2) Durch Verordnung kann bestimmt werden, daR dasselbe Verbot auch
beim Auftreten einer anderen anzeigepflichtigen Krankheit Platz zu greifen hat.

Malinahmen in Bezug auf Leichen

8 13. (1) Leichen von mit Flecktyphus, Blattern, Asiatischer Cholera, Pest
behafteten Personen sind mit tunlichster Beschleunigung in eine Leichenkammer
zu Uberfihren.

(2) Beim Auftreten von Scharlach, Diphtherie, Milzbrand oder Rotz kann
gleichfalls die Uberfihrung der Leichen von mit einer dieser Krankheiten
behafteten Personen in eine Leichenkammer angeordnet werden.
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Vorgeschlagene Fassung
Verhitung der Weiterverbreitung der Krankheit geboten erscheint, die Beniitzung
von offentlichen Bade-, Wasch- und Bedirfnisanstalten beschrénkt oder untersagt
und andere geeignete Vorsichtsmafiregeln verfiigt werden.

(2) In gleicher Weise kann beim Auftreten von Abdominaltyphus,
Paratyphus,  Ruhr,  Flecktyphus,  Asiatischer = Cholera,  Agyptischer
Augenentziindung oder Milzbrand die Benutzung von Quellen, Brunnen,
Wasserleitungen, Béchen, Teichen und anderen Gewadssern beschrankt oder
untersagt werden. (BGBI. Nr. 449/1925, Artikel I11 Abs. 2.)

(3) Die im vorigen Absatz bezeichneten Verbote erstrecken sich jedoch nicht
auf die Wasserbeniuitzung zur Erzeugung motorischer Kraft, zu Verkehrs- und
Industriezwecken, wohl aber auf die Wasserbenitzung zur Erzeugung und zum
Vertriebe von Nahrungs- und GenuBmitteln.

Beschrankung des Lebensmittelverkehrs

8 11. Die Abgabe von Lebensmitteln aus Verkaufsstitten, Hausern oder
erforderlichenfalls aus einzelnen Ortsgebieten, in denen Scharlach, Diphtherie,
Abdominaltyphus, Paratyphus, Ruhr, Flecktyphus, Blattern, Asiatische Cholera,
Pest oder Agyptische Augenentziindung aufgetreten ist, kann untersagt oder von
bestimmten Vorsichten abhéngig gemacht werden.

AbschlieBung von Wohnungen, Verbot von Totenfeierlichkeiten

8 12. (1) Beim Auftreten von Scharlach, Diphtherie, Flecktyphus, Blattern,
Asiatischer Cholera oder Pest durfen vor Durchfuhrung der Desinfektion die
ansteckungsverdéchtigen Raume von unberufenen Personen nicht betreten,
Leichenmahle und sonstige Totenfeierlichkeiten im selben Hause nicht
veranstaltet werden.

(2) Durch Verordnung kann bestimmt werden, dal dasselbe Verbot auch
beim Auftreten einer anderen anzeigepflichtigen Krankheit Platz zu greifen hat.

Malnahmen in Bezug auf Leichen

8 13. (1) Leichen von mit Flecktyphus, Blattern, Asiatischer Cholera, Pest
behafteten Personen sind mit tunlichster Beschleunigung in eine Leichenkammer
zu Uberfihren.

(2) Beim Auftreten von Scharlach, Diphtherie, Milzbrand oder Rotz kann
gleichfalls die Uberfihrung der Leichen von mit einer dieser Krankheiten
behafteten Personen in eine Leichenkammer angeordnet werden.
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(3) Kann die Uberfilhrung in eine Leichenkammer nicht erfolgen, so ist die
Leiche bis zur Beerdigung in der Weise abgesondert zu verwahren, daf
unberufene Personen nicht Zutritt zur Leiche erhalten.

(4) Die Uberfiihrung oder Absonderung der Leiche ist erforderlichenfalls
zwangsweise vorzunehmen.

(5) Nahere Vorschriften tiber die Einsargung, Uberfiihrung und Bestattung
solcher Leichen sowie Uber Einrichtung von Leichenkammern werden durch
Verordnung erlassen.

Vertilgung von Tieren

8 14. Zur Hintanhaltung der Weiterverbreitung ubertragbarer Krankheiten
kénnen MaRnahmen zur Vertilgung tierischer Schadlinge getroffen werden.

MafRnahmen gegen das Zusammenstromen grofRerer Menschenmengen

8 15. Die Bezirksverwaltungsbehérde hat Veranstaltungen, die ein
Zusammenstromen gréBerer Menschenmengen mit sich bringen, zu untersagen,
sofern und solange dies im Hinblick auf Art und Umfang des Auftretens einer
meldepflichtigen Erkrankung zum Schutz vor deren Weiterverbreitung unbedingt
erforderlich ist.

Besondere Meldevorschriften

8§ 16. Fir Orte und Gebiete, fiir welche die Gefahr des Entstehens oder der
Einschleppung einer anzeigepflichtigen Krankheit aus anderen Gegenden besteht,
kdnnen - unbeschadet der geltenden Meldevorschriften - besondere Anordnungen
Uber die Meldung von Fremden und Einheimischen sowie (ber die
Evidenthaltung der Meldungen erlassen werden.

Uberwachung bestimmter Personen

817. (1) Personen, die als Trager von Krankheitskeimen einer
anzeigepflichtigen Krankheit anzusehen sind, konnen einer besonderen
sanitétspolizeilichen Beobachtung oder Uberwachung unterworfen werden. Sie
dirfen  nach  ndherer  Anordnung  der  Bezirksverwaltungsbehdrde
(Gesundheitsamt) nicht bei der Gewinnung oder Behandlung von Lebensmitteln
in einer Weise tétig sein, welche die Gefahr mit sich bringt, daf Krankheitskeime
auf andere Personen oder auf Lebensmittel Ubertragen werden. Fir diese
Personen kann eine besondere Meldepflicht, die periodische &rztliche
Untersuchung sowie erforderlichenfalls die Desinfektion und Absonderung in
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Vorgeschlagene Fassung

(3) Kann die Uberfithrung in eine Leichenkammer nicht erfolgen, so ist die
Leiche bis zur Beerdigung in der Weise abgesondert zu verwahren, dafl
unberufene Personen nicht Zutritt zur Leiche erhalten.

(4) Die Uberfiihrung oder Absonderung der Leiche ist erforderlichenfalls
zwangsweise vorzunehmen.

(5) Nahere Vorschriften tber die Einsargung, Uberfilhrung und Bestattung
solcher Leichen sowie Uber Einrichtung von Leichenkammern werden durch
Verordnung erlassen.

Vertilgung von Tieren

8 14. Zur Hintanhaltung der Weiterverbreitung ubertragbarer Krankheiten
kdnnen MaRnahmen zur Vertilgung tierischer Schédlinge getroffen werden.

MaRnahmen gegen das Zusammenstromen grofierer Menschenmengen

8 15. Die Bezirksverwaltungsbehtrde hat Veranstaltungen, die ein
Zusammenstrdmen grélerer Menschenmengen mit sich bringen, zu untersagen,
sofern und solange dies im Hinblick auf Art und Umfang des Auftretens einer
meldepflichtigen Erkrankung zum Schutz vor deren Weiterverbreitung unbedingt
erforderlich ist.

Besondere Meldevorschriften

8§ 16. Fir Orte und Gebiete, fur welche die Gefahr des Entstehens oder der
Einschleppung einer anzeigepflichtigen Krankheit aus anderen Gegenden besteht,
kdnnen - unbeschadet der geltenden Meldevorschriften - besondere Anordnungen
Uber die Meldung von Fremden und Einheimischen sowie (ber die
Evidenthaltung der Meldungen erlassen werden.

Uberwachung bestimmter Personen

817. (1) Personen, die als Trager von Krankheitskeimen einer
anzeigepflichtigen Krankheit anzusehen sind, koénnen einer besonderen
sanitatspolizeilichen Beobachtung oder Uberwachung unterworfen werden. Sie
dirfen  nach  ndherer  Anordnung  der  Bezirksverwaltungsbehdrde
(Gesundheitsamt) nicht bei der Gewinnung oder Behandlung von Lebensmitteln
in einer Weise tétig sein, welche die Gefahr mit sich bringt, da Krankheitskeime
auf andere Personen oder auf Lebensmittel Ubertragen werden. Fir diese
Personen kann eine besondere Meldepflicht, die periodische &rztliche
Untersuchung sowie erforderlichenfalls die Desinfektion und Absonderung in

Bun|pisseqnuebeblxe | - JNMmuB RLBISIUIIA - dO "AXX INA6T

TG UOA GE



e ABruBWe |led MMM

Geltende Fassung
ihrer Wohnung angeordnet werden; ist die Absonderung in der Wohnung in
zweckmaliger Weise nicht durchfihrbar, so kann die Absonderung und
Verpflegung in eigenen R&umen verfligt werden. (BGBI. Nr. 151/1947, Artikel |1
Z5lit. f)

(2) Bezieht sich der Ansteckungsverdacht auf die Ubertragung des
Flecktyphus, der Blattern, der Asiatischen Cholera oder der Pest, so ist die
sanitétspolizeiliche Beobachtung und Uberwachung der ansteckungsverdachtigen
Person im Sinne des vorhergehenden Absatzes jedenfalls durchzufiihren.

(3) Fur Personen, die sich berufsmallig mit der Krankenbehandlung, der
Krankenpflege oder Leichenbesorgung beschéftigen, und fir Hebammen ist die
Beobachtung besonderer Vorsichten anzuordnen. Fir solche Personen kdnnen
Verkehrs- und Berufsbeschrankungen sowie SchutzmaBnahmen, insbesondere
Schutzimpfungen, angeordnet werden. (BGBI. Nr. 151/1947, Artikel 11 Z 5 lit. g.)

(4) Sofern dies im Hinblick auf Art und Umfang des Auftretens einer
meldepflichtigen Erkrankung zum Schutz vor deren Weiterverbreitung unbedingt
erforderlich ist, kann die Bezirksverwaltungsbehorde im Einzelfall fir bestimmte
gefahrdete Personen die Durchfuihrung von Schutzimpfungen oder die Gabe von
Prophylaktika anordnen.

SchlieBung von Lehranstalten

8 18. Die vollstindige oder teilweise SchlieBung von Lehranstalten,
Kindergarten und &hnlichen Anstalten kann im Falle des Auftretens einer
anzeigepflichtigen Krankheit ausgesprochen werden. Von dieser Verfligung ist
die zustdndige Schulbehtérde zu verstdndigen, welche die Schlielung
unverziglich durchzufuhren hat.

Verbot des Hausierhandels

8 19. (1) Die Auslbung des Hausierhandels sowie der im Herumwandern
ausgelibten Erwerbstatigkeiten kann bei Auftreten einer anzeigepflichtigen
Krankheit fir das Gebiet einzelner oder mehrerer Ortschaften oder Gemeinden
untersagt werden.

(2) Dieses Verbot sowie seine Aufhebung ist nach Erfordernis auch in den
angrenzenden Gemeinden zu verlautbaren.

Betriebsbeschrankung oder SchlieRung gewerblicher Unternehmungen
§20. (1) Beim Auftreten von Scharlach, Diphtherie, Abdominaltyphus,
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ihrer Wohnung angeordnet werden; ist die Absonderung in der Wohnung in
zweckmaBiger Weise nicht durchfuhrbar, so kann die Absonderung und
Verpflegung in eigenen R&umen verfligt werden. (BGBI. Nr. 151/1947, Artikel |1
Z51lit. f.)

(2) Bezieht sich der Ansteckungsverdacht auf die Ubertragung des
Flecktyphus, der Blattern, der Asiatischen Cholera oder der Pest, so ist die
sanitatspolizeiliche Beobachtung und Uberwachung der ansteckungsverdachtigen
Person im Sinne des vorhergehenden Absatzes jedenfalls durchzufihren.

(3) Fur Personen, die sich berufsmafig mit der Krankenbehandlung, der
Krankenpflege oder Leichenbesorgung beschéftigen, und fir Hebammen ist die
Beobachtung besonderer Vorsichten anzuordnen. Fir solche Personen kdnnen
Verkehrs- und Berufsbeschrédnkungen sowie Schutzmafinahmen, insbesondere
Schutzimpfungen, angeordnet werden. (BGBI. Nr. 151/1947, Artikel 11 Z 5 lit. g.)

(4) Sofern dies im Hinblick auf Art und Umfang des Auftretens einer
meldepflichtigen Erkrankung zum Schutz vor deren Weiterverbreitung unbedingt
erforderlich ist, kann die Bezirksverwaltungsbehorde im Einzelfall fir bestimmte
gefahrdete Personen die Durchfiihrung von Schutzimpfungen oder die Gabe von
Prophylaktika anordnen.

SchlieBung von Lehranstalten

8 18. Die volistindige oder teilweise SchlieBung von Lehranstalten,
Kindergarten und &hnlichen Anstalten kann im Falle des Auftretens einer
anzeigepflichtigen Krankheit ausgesprochen werden. Von dieser Verfligung ist
die zustandige Schulbehérde zu verstdndigen, welche die Schlielung
unverziglich durchzufuhren hat.

Verbot des Hausierhandels

8 19. (1) Die Ausibung des Hausierhandels sowie der im Herumwandern
ausgelibten Erwerbstatigkeiten kann bei Auftreten einer anzeigepflichtigen
Krankheit fiur das Gebiet einzelner oder mehrerer Ortschaften oder Gemeinden
untersagt werden.

(2) Dieses Verbot sowie seine Aufhebung ist nach Erfordernis auch in den
angrenzenden Gemeinden zu verlautbaren.

Betriebsbeschrankung oder SchlieRung gewerblicher Unternehmungen
§20. (1) Beim Auftreten von Scharlach, Diphtherie, Abdominaltyphus,
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Paratyphus, bakterieller  Lebensmittelvergiftung,  Flecktyphus, Blattern,
Asiatischer Cholera, Pest oder Milzbrand kann die SchlieBung von
Betriebsstatten, in denen bestimmte Gewerbe ausgelibt werden, deren Betrieb
eine besondere Gefahr fir die Ausbreitung dieser Krankheit mit sich bringt, fur
bestimmt zu bezeichnende Gebiete angeordnet werden, wenn und insoweit nach
den im Betriebe bestehenden Verhaltnissen die Aufrechterhaltung desselben eine
dringende und schwere Gefahrdung der Betriebsangestellten selbst sowie der
Offentlichkeit tberhaupt durch die Weiterverbreitung der Krankheit begriinden
wirde. (BGBI. Nr. 449/1925, Artikel Ill Abs.2, und BGBI. Nr.151/1947,
Artikel 11 Z 5 1it. h.)

(2) Beim Auftreten einer der im ersten Absatz angefiihrten Krankheiten kann
unter den sonstigen dort bezeichneten Bedingungen der Betrieb einzelner
gewerbsmalRig betriebener Unternehmungen mit fester Betriebsstéatte beschrankt
oder die SchlieBung der Betriebsstatte verfligt sowie auch einzelnen Personen, die
mit Kranken in Beriihrung kommen, das Betreten der Betriebsstatten untersagt
werden.

(3) Die SchlieBung einer Betriebsstatte ist jedoch erst dann zu verfugen,
wenn ganz aullerordentliche Gefahren sie nétig erscheinen lassen.

(4) Inwieweit die in den Abs. 1 bis 3 bezeichneten Vorkehrungen auch beim
Auftreten einer anderen anzeigepflichtigen Krankheit getroffen werden kdnnen,
wird durch Verordnung bestimmt.

Bezeichnung von Hausern und Wohnungen

8 21. (1) Beim Auftreten von Abdominaltyphus, Paratyphus, Flecktyphus,
Blattern, Asiatischer Cholera oder Pest kénnen Hauser, bei Scharlach, Diphtherie,
epidemischer Genickstarre Wohnungen, in denen erkrankte Personen sich
befinden, durch entsprechende Bezeichnungen kenntlich gemacht werden. Diese
Bezeichnungen dirfen nicht vor Durchfiihrung der Desinfektion entfernt werden.
(BGBI. Nr. 449/1925, Artikel Il Abs. 1.)

(2) Die Form der Bezeichnung wird durch Verordnung festgestellt.
Raumung von Wohnungen

§ 22. (1) Die Bezirksverwaltungsbehdrde hat die R&umung von Wohnungen
und Gebéduden anzuordnen, wenn diese Mainahme nach Art des Auftretens einer
meldepflichtigen Erkrankung zum Schutz vor deren Weiterverbreitung unbedingt
erforderlich ist.
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Paratyphus, bakterieller  Lebensmittelvergiftung,  Flecktyphus, Blattern,
Asiatischer Cholera, Pest oder Milzbrand kann die SchlieBung von
Betriebsstatten, in denen bestimmte Gewerbe ausgelibt werden, deren Betrieb
eine besondere Gefahr flr die Ausbreitung dieser Krankheit mit sich bringt, fur
bestimmt zu bezeichnende Gebiete angeordnet werden, wenn und insoweit nach
den im Betriebe bestehenden Verhaltnissen die Aufrechterhaltung desselben eine
dringende und schwere Gefahrdung der Betriebsangestellten selbst sowie der
Offentlichkeit (berhaupt durch die Weiterverbreitung der Krankheit begriinden
wirde. (BGBI. Nr.449/1925, Artikel Ill Abs.2, und BGBI. Nr.151/1947,
Artikel 11 Z 5 lit. h.)

(2) Beim Auftreten einer der im ersten Absatz angefiihrten Krankheiten kann
unter den sonstigen dort bezeichneten Bedingungen der Betrieb einzelner
gewerbsmalig betriebener Unternehmungen mit fester Betriebsstétte beschrénkt
oder die SchlieBung der Betriebsstatte verfligt sowie auch einzelnen Personen, die
mit Kranken in Berlihrung kommen, das Betreten der Betriebsstitten untersagt
werden.

(3) Die Schlieung einer Betriebsstétte ist jedoch erst dann zu verfligen,
wenn ganz aulerordentliche Gefahren sie nétig erscheinen lassen.

(4) Inwieweit die in den Abs. 1 bis 3 bezeichneten Vorkehrungen auch beim
Auftreten einer anderen anzeigepflichtigen Krankheit getroffen werden konnen,
wird durch Verordnung bestimmt.

Bezeichnung von Hausern und Wohnungen

8 21. (1) Beim Auftreten von Abdominaltyphus, Paratyphus, Flecktyphus,
Blattern, Asiatischer Cholera oder Pest kdnnen Hauser, bei Scharlach, Diphtherie,
epidemischer Genickstarre Wohnungen, in denen erkrankte Personen sich
befinden, durch entsprechende Bezeichnungen kenntlich gemacht werden. Diese
Bezeichnungen dirfen nicht vor Durchfliihrung der Desinfektion entfernt werden.
(BGBI. Nr. 449/1925, Artikel 111 Abs. 1.)

(2) Die Form der Bezeichnung wird durch Verordnung festgestellt.
Raumung von Wohnungen

8§ 22. (1) Die Bezirksverwaltungsbehdrde hat die R&umung von Wohnungen
und Geb&duden anzuordnen, wenn diese Malinahme nach Art des Auftretens einer
meldepflichtigen Erkrankung zum Schutz vor deren Weiterverbreitung unbedingt
erforderlich ist.
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Geltende Fassung

(2) Den betreffenden Bewohnern ist tiber ihr Begehren, und zwar im Falle
ihrer Mittellosigkeit unentgeltlich, eine angemessene Unterkunft und Verpflegung
beizustellen.

Verkehrsbeschrankung fiir bestimmte Gegenstande

§23. Beim Auftreten von Scharlach, Diphtherie, Abdominaltyphus,
Paratyphus, Ruhr, Flecktyphus, Blattern, Asiatischer Cholera, Pest, Agyptischer
Augenentziindung, Milzbrand oder Rotz kann der Verkehr mit Gegenstanden, die
als Trager von Krankheitskeimen in Betracht kommen und aus einem von der
Krankheit befallenen Gebiete stammen, untersagt oder von bestimmten
Vorsichten abhangig gemacht werden.

Verkehrsbeschrankungen fir die Bewohner bestimmter Ortschaften

8 24. Sofern dies im Hinblick auf Art und Umfang des Auftretens einer
meldepflichtigen Erkrankung zum Schutz vor deren Weiterverbreitung unbedingt
erforderlich ist, hat die Bezirksverwaltungsbehérde fir die Bewohner von
Epidemiegebieten Verkehrbeschrankungen zu verfligen. Ebenso konnen
Beschrénkungen fir den Verkehr mit den Bewohnern solcher Gebiete von auflen
angeordnet werden.

Verkehrsbeschrankungen gegeniiber dem Auslande

8 25. Durch Verordnung wird auf Grund der bestehenden Gesetze und
Staatsvertrage bestimmt, welchen MalRnahmen zur Verhiitung der Einschleppung
einer Krankheit aus dem Auslande der Einlal? von Seeschiffen sowie anderer dem
Personen- oder Frachtverkehre dienenden Fahrzeuge, die Ein- und Durchfuhr von
Waren und Gebrauchsgegenstanden, endlich der Eintritt und die Beférderung von
Personen unterworfen werden.

Vorschriften in Bezug auf Verkehrsanstalten im Inlande

826. (1) Fur den Betrieb Offentlicher Verkehrsanstalten (Eisenbahnen,
Binnenschiffahrtsunternehmungen, FI6Re usw.) und fur den Verkehr auf
denselben wird durch Verordnung bestimmt, in welcher Weise und durch welche
Organe die in diesem Gesetze bezeichneten Vorkehrungen zur Verhltung und
Bekampfung anzeigepflichtiger Krankheiten in Anwendung zu bringen sind.

(2) In gleicher Weise werden die erforderlichen Anordnungen (ber die
Anwendung der Bestimmungen dieses Gesetzes auf Schiffen und Hafenbauten
und sonstigen im Bereiche der Seebehdrden gelegenen Objekten durch
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(2) Den betreffenden Bewohnern ist {ber ihr Begehren, und zwar im Falle
ihrer Mittellosigkeit unentgeltlich, eine angemessene Unterkunft und Verpflegung
beizustellen.

Verkehrsbeschrankung fur bestimmte Gegenstande

§23. Beim Auftreten wvon Scharlach, Diphtherie, Abdominaltyphus,
Paratyphus, Ruhr, Flecktyphus, Blattern, Asiatischer Cholera, Pest, Agyptischer
Augenentziindung, Milzbrand oder Rotz kann der Verkehr mit Gegensténden, die
als Trager von Krankheitskeimen in Betracht kommen und aus einem von der
Krankheit befallenen Gebiete stammen, untersagt oder von bestimmten
Vorsichten abhangig gemacht werden.

Verkehrsbeschrankungen fir die Bewohner bestimmter Ortschaften

8 24. Sofern dies im Hinblick auf Art und Umfang des Auftretens einer
meldepflichtigen Erkrankung zum Schutz vor deren Weiterverbreitung unbedingt
erforderlich ist, hat die Bezirksverwaltungsbehérde fiir die Bewohner von
Epidemiegebieten Verkehrbeschrankungen zu verfligen. Ebenso konnen
Beschrénkungen fir den Verkehr mit den Bewohnern solcher Gebiete von auflen
angeordnet werden.

Verkehrsbeschrankungen gegeniiber dem Auslande

8 25. Durch Verordnung wird auf Grund der bestehenden Gesetze und
Staatsvertrage bestimmt, welchen MalRnahmen zur Verhiitung der Einschleppung
einer Krankheit aus dem Auslande der Einlal} von Seeschiffen sowie anderer dem
Personen- oder Frachtverkehre dienenden Fahrzeuge, die Ein- und Durchfuhr von
Waren und Gebrauchsgegenstanden, endlich der Eintritt und die Beforderung von
Personen unterworfen werden.

Vorschriften in Bezug auf Verkehrsanstalten im Inlande

826. (1) Fur den Betrieb offentlicher Verkehrsanstalten (Eisenbahnen,
Binnenschiffahrtsunternehmungen, FI6Re usw.) und fur den Verkehr auf
denselben wird durch Verordnung bestimmt, in welcher Weise und durch welche
Organe die in diesem Gesetze bezeichneten Vorkehrungen zur Verhiitung und
Bekampfung anzeigepflichtiger Krankheiten in Anwendung zu bringen sind.

(2) In gleicher Weise werden die erforderlichen Anordnungen uber die
Anwendung der Bestimmungen dieses Gesetzes auf Schiffen und Hafenbauten
und sonstigen im Bereiche der Seebehtrden gelegenen Objekten durch
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Geltende Fassung
Verordnung erlassen.

Besondere Vorschriften betreffend Zoonosen

§ 26a. (1) Labors, die Zoonoseerreger im Sinne des Anhang | des
Zoonosengesetzes, BGBI. 1 Nr. 128/2005, diagnostizieren, haben - soweit
Erkrankungen an diesen Erregern der Meldepflicht nach diesem Bundesgesetz
unterliegen - die entsprechenden Isolate an das zustdndige nationale
Referenzlabor zur weiteren Untersuchung zu tGbermitteln.

(2) Die nationalen Referenzlaboratorien sind verpflichtet, das ortlich und
zeitlich gehdufte Auftreten von Zoonoseerregern im Sinne des Abs. 1 in einem
Bundesland oder bundeslénderiibergreifend den betroffenen Leitern der
Landeskommissionen flr Zoonosenbekampfung, den betroffenen
Bezirksverwaltungsbehorden, der Geschaftsstelle der Bundeskommission zur
Uberwachung von Zoonosen und der Osterreichischen Agentur fiir Gesundheit
und Erndhrungssicherheit unverziglich zu melden.

(3) Die nationalen Referenzlaboratorien sind verpflichtet, monatlich den
Leitern der Landeskommissionen fliir Zoonosenbekampfung eine Aufstellung
samtlicher Befunde von Erkrankungen an Zoonoseerregern im Sinne des Abs. 1
fiir das jeweilige Bundesland zu Gibermitteln.

(4) Art. Inhalt und Umfang der Meldungen nach Abs.2 und 3 hat der
Bundesminister fur Gesundheit und Frauen durch Verordnung festzulegen. Dabei
kann eine Ubermittlung personenbezogener Daten in jenem Umfang festgelegt
werden, als dies zur Abklarung lebensmittelbedingter Krankheitsausbriiche durch
Zoonoseerreger erforderlich ist.

Epidemieérzte

8 27. (1) Falls bei Auftreten einer anzeigepflichtigen Krankheit die in den
betroffenen Gebieten zur Verfiigung stehenden Arzte, in erster Linie die
Gemeinde- und Distriktérzte, zur wirksamen Bek&mpfung der Krankheit nicht
ausreichen, konnen fir die Dauer des Bedarfes Epidemieérzte bestellt werden.

(2) Bei der Bestellung der Epidemieérzte werden ihre Beziige durch Vertrag
mit der MalRgabe geregelt, daR sie im Falle ihrer Erkrankung auch dann, wenn sie
nicht die Berufsunfahigkeit begriindet, ihren vollen Gehalt fortbeziehen.

Malinahmen in Bezug auf Krankheitserreger
§28. Fur die Ausflhrung von Untersuchungen und Arbeiten mit
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Vorgeschlagene Fassung
Verordnung erlassen.

Besondere Vorschriften betreffend Zoonosen

§26a. (1) Labors, die Zoonoseerreger im Sinne des Anhang | des
Zoonosengesetzes, BGBI. | Nr. 128/2005, diagnostizieren, haben - soweit
Erkrankungen an diesen Erregern der Meldepflicht nach diesem Bundesgesetz
unterliegen - die entsprechenden Isolate an das zustdndige nationale
Referenzlabor zur weiteren Untersuchung zu tbermitteln.

(2) Die nationalen Referenzlaboratorien sind verpflichtet, das ortlich und
zeitlich gehdufte Auftreten von Zoonoseerregern im Sinne des Abs. 1 in einem
Bundesland oder bundesléanderiibergreifend den betroffenen Leitern der
Landeskommissionen flir Zoonosenbekampfung, den betroffenen
Bezirksverwaltungsbehorden, der Geschaftsstelle der Bundeskommission zur
Uberwachung von Zoonosen und der Osterreichischen Agentur fir Gesundheit
und Erndhrungssicherheit unverziiglich zu melden.

(3) Die nationalen Referenzlaboratorien sind verpflichtet, monatlich den
Leitern der Landeskommissionen fir Zoonosenbekampfung eine Aufstellung
samtlicher Befunde von Erkrankungen an Zoonoseerregern im Sinne des Abs. 1
fur das jeweilige Bundesland zu ibermitteln.

(4) Art. Inhalt und Umfang der Meldungen nach Abs.2 und 3 hat der
Bundesminister fur Gesundheit und Frauen durch Verordnung festzulegen. Dabei
kann eine Ubermittlung personenbezogener Daten in jenem Umfang festgelegt
werden, als dies zur Abklarung lebensmittelbedingter Krankheitsausbriiche durch
Zoonoseerreger erforderlich ist.

Epidemieérzte

8§ 27. (1) Falls bei Auftreten einer anzeigepflichtigen Krankheit die in den
betroffenen Gebieten zur Verfigung stehenden Arzte, in erster Linie die
Gemeinde- und Distriktérzte, zur wirksamen Bek&mpfung der Krankheit nicht
ausreichen, kdnnen fir die Dauer des Bedarfes Epidemieéarzte bestellt werden.

(2) Bei der Bestellung der Epidemieérzte werden ihre Beziige durch Vertrag
mit der MalRgabe geregelt, daR sie im Falle ihrer Erkrankung auch dann, wenn sie
nicht die Berufsunfahigkeit begriindet, ihren vollen Gehalt fortbeziehen.

Malinahmen in Bezug auf Krankheitserreger
§28. Fir die Ausfihrung von Untersuchungen und Arbeiten mit
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Geltende Fassung
Krankheitserregern sowie fir deren Aufbewahrung und den Verkehr mit
denselben kdnnen besondere Anordnungen durch Verordnung erlassen werden.

Mitwirkung von Organen des ¢ffentlichen Sicherheitsdienstes

§ 28a. (1) Die Organe des Offentlichen Sicherheitsdienstes haben die nach
diesem Bundesgesetz zustdndigen Behdrden und Organe tber deren Ersuchen bei
der Auslibung ihrer gemal den 885, 6, 7, 15, 17, 22 und 24 beschriebenen
Aufgaben bzw. zur Durchsetzung der vorgesehenen Malinahmen
erforderlichenfalls unter Anwendung von Zwangsmitteln zu untersttzen.

(2) Sofern nach der fachlichen Beurteilung der nach diesem Bundesgesetz
zustandigen Behdrden im Rahmen der nach Abs. 1 vorgesehenen Unterstiitzung
fir die Organe des Offentlichen Sicherheitsdienstes nach der Art der
uibertragbaren Krankheit und deren Ubertragungsmdglichkeiten eine Gefahrdung
verbunden ist, der nur durch besondere Schutzmalinahmen begegnet werden
kann, so sind die nach diesem Bundesgesetz zustandigen Behdrden verpflichtet,
adaquate SchutzmalRnahmen zu treffen.
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Vorgeschlagene Fassung
Krankheitserregern sowie fur deren Aufbewahrung und den Verkehr mit
denselben kdnnen besondere Anordnungen durch Verordnung erlassen werden.

Mitwirkung von Organen des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes

§ 28a. (1) Die Organe des &ffentlichen Sicherheitsdienstes haben die nach
diesem Bundesgesetz zustdndigen Behdrden und Organe Uber deren Ersuchen bei
der Ausiibung ihrer gemdR den 885, 6, 7, 15, 17, 22 und 24 beschriebenen
Aufgaben  bzw. zur Durchsetzung der vorgesehenen  Malnahmen
erforderlichenfalls unter Anwendung von Zwangsmitteln zu unterstttzen.

(2) Sofern nach der fachlichen Beurteilung der nach diesem Bundesgesetz
zustandigen Behdrden im Rahmen der nach Abs. 1 vorgesehenen Unterstiitzung
fir die Organe des Offentlichen Sicherheitsdienstes nach der Art der
tibertragbaren Krankheit und deren Ubertragungsméglichkeiten eine Gefahrdung
verbunden ist, der nur durch besondere Schutzmalinahmen begegnet werden
kann, so sind die nach diesem Bundesgesetz zustandigen Behorden verpflichtet,
adaquate SchutzmalRnahmen zu treffen.

I11. HAUPTSTUCK
Entschadigung und Bestreitung der Kosten

Entschadigungsanspruch

8 29. (1) Fir Gegenstande, die nach den Vorschriften dieses Gesetzes der
behordlichen Desinfektion unterzogen und hiebei derart beschadigt worden sind,
dal? sie zu ihrem bestimmungsgemalen Gebrauche nicht mehr verwendet werden
kénnen, sowie fur vernichtete Gegenstande wird eine angemessene Vergitung
gewabhrt.

(2) Die Entschéadigung ist demjenigen auszubezahlen, in dessen Besitz sich
der Gegenstand befand.

(3) Fur Gegenstande, die sich im Eigentum einer 6ffentlichen Korperschaft
(Bund, Land, Bezirk, Ortsgemeinde, Schulgemeinde usw.) oder eines ¢ffentlichen
Fonds befinden, wird keine Entschadigung gewéhrt.

Verlust des Entschadigungsanspruches

830. (1) Der Anspruch auf Entschddigung geht verloren, wenn der
Eigentlimer oder Besitzer des Gegenstandes sich in Bezug auf die Krankheit, zu

8 29. (1) Fir Gegenstande, die nach den Vorschriften dieses Gesetzes der
behordlichen Desinfektion unterzogen und hiebei derart beschadigt worden sind,
daf? sie zu ihrem bestimmungsgemaien Gebrauche nicht mehr verwendet werden
kénnen, sowie fur vernichtete Gegenstande wird eine angemessene Verglitung
gewabhrt.

(2) Die Entschéadigung ist demjenigen auszubezahlen, in dessen Besitz sich
der Gegenstand befand.

(3) Fir Gegenstande, die sich im Eigentum einer &ffentlichen Kérperschaft
(Bund, Land, Bezirk, Ortsgemeinde, Schulgemeinde usw.) oder eines ¢ffentlichen
Fonds befinden, wird keine Entschadigung gewahrt.

Verlust des Entschadigungsanspruches

830. (1) Der Anspruch auf Entschddigung geht verloren, wenn der
Eigentimer oder Besitzer des Gegenstandes sich in Bezug auf die Krankheit, zu
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Geltende Fassung
deren Verhitung oder Bekdmpfung die Desinfektion oder Vernichtung verfiigt
wurde, einer den Bestimmungen dieses Gesetzes oder der auf Grund derselben
erlassenen Anordnungen widerstreitenden Handlung oder Unterlassung schuldig
gemacht hat.

(2) Ebenso geht der Anspruch auf Entschadigung verloren, wenn der
Besitzer der beschadigten oder vernichteten Gegenstdnde sie oder einzelne von
ihnen an sich gebracht hat, obwohl er wulite oder den Umstanden nach annehmen
muBte, daB sie bereits mit dem Krankheitsstoff behaftet oder auf behérdliche
Anordnung zu desinfizieren waren.

Ermittlung der Hohe des Schadens

8 31. (1) Wenn der durch die Desinfektion oder Vernichtung verursachte
Schaden nicht auf Grund der Erklarung des Eigentimers, Besitzers oder
Verwahrers oder sonstiger geeigneter Anhaltspunkte in ausreichender Weise
ermittelt werden kann, ist derselbe vor der Riickstellung oder Vernichtung durch
beeidete Sachverstandige und, wo dies nicht tunlich ist, durch unbefangene
Gedenkzeugen, welche den Wert der beschadigten Gegenstande zu beurteilen
vermogen, abzuschéatzen.

(2) Die Abschatzung entféallt, wenn der Eigentimer oder Besitzer des
Gegenstandes einen Entschadigungsanspruch nicht geltend zu machen erklart.

Vergutung fur den Verdienstentgang

§ 32. Q) Naturlichen und juristischen Personen sowie
Personengesellschaften des Handelsrechtes ist wegen der durch die Behinderung
ihres Erwerbes entstandenen Vermdgensnachteile dann eine Vergitung zu leisten,
wenn und soweit

1. sie gemé&R 88 7 oder 17 abgesondert worden sind, oder

2. ihnen die Abgabe von Lebensmitteln gemaR § 11 untersagt worden ist,
oder

3. ihnen die Ausiibung einer Erwerbstatigkeit gemaR § 17 untersagt worden
ist, oder

4. sie in einem gemal § 20 im Betrieb beschrénkten oder geschlossenen
Unternehmen beschéftigt sind, oder

5. sie ein Unternehmen betreiben, das gemaR 8§ 20 in seinem Betrieb
beschrankt oder gesperrt worden ist, oder

6. sie in Wohnungen oder Gebauden wohnen, deren Ra&umung gemaR § 22
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Vorgeschlagene Fassung
deren Verhitung oder Bekdmpfung die Desinfektion oder Vernichtung verfiigt
wurde, einer den Bestimmungen dieses Gesetzes oder der auf Grund derselben
erlassenen Anordnungen widerstreitenden Handlung oder Unterlassung schuldig
gemacht hat.

(2) Ebenso geht der Anspruch auf Entschddigung verloren, wenn der
Besitzer der beschédigten oder vernichteten Gegenstdnde sie oder einzelne von
ihnen an sich gebracht hat, obwohl er wufite oder den Umstanden nach annehmen
muBte, daB sie bereits mit dem Krankheitsstoff behaftet oder auf behdrdliche
Anordnung zu desinfizieren waren.

Ermittlung der Hohe des Schadens

8 31. (1) Wenn der durch die Desinfektion oder Vernichtung verursachte
Schaden nicht auf Grund der Erklarung des Eigentimers, Besitzers oder
Verwahrers oder sonstiger geeigneter Anhaltspunkte in ausreichender Weise
ermittelt werden kann, ist derselbe vor der Riickstellung oder Vernichtung durch
beeidete Sachverstdndige und, wo dies nicht tunlich ist, durch unbefangene
Gedenkzeugen, welche den Wert der beschadigten Gegenstande zu beurteilen
vermogen, abzuschatzen.

(2) Die Abschatzung entfallt, wenn der Eigentiimer oder Besitzer des
Gegenstandes einen Entschédigungsanspruch nicht geltend zu machen erklart.

Vergitung fur den Verdienstentgang

8§ 32. (1) Naturlichen und juristischen Personen sowie
Personengesellschaften des Handelsrechtes ist wegen der durch die Behinderung
ihres Erwerbes entstandenen Vermdgensnachteile dann eine Vergitung zu leisten,
wenn und soweit

1. sie gemé&R 88 7 oder 17 abgesondert worden sind, oder

2. ihnen die Abgabe von Lebensmitteln gemaR § 11 untersagt worden ist,
oder

3. ihnen die Ausiibung einer Erwerbstatigkeit gemaR § 17 untersagt worden
ist, oder

4. sie in einem gemalR § 20 im Betrieb beschrankten oder geschlossenen
Unternehmen beschéftigt sind, oder

5.sie ein Unternehmen betreiben, das gemaR § 20 in seinem Betrieb
beschrankt oder gesperrt worden ist, oder

6. sie in Wohnungen oder Geb&uden wohnen, deren Rdumung geman § 22
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angeordnet worden ist, oder
7.sie in einer Ortschaft wohnen oder berufstatig sind, Ober welche
Verkehrsbeschrankungen gemal § 24 verhangt worden sind,

und dadurch ein Verdienstentgang eingetreten ist.

(2) Die Vergitung ist fir jeden Tag zu leisten, der von der in Abs. 1
genannten behordlichen Verfligung umfaft ist.

(3) Die Vergltung fur Personen, die in einem Arbeitsverhaltnis stehen, ist
nach dem regelmdRigen Entgelt im Sinne des Entgeltfortzahlungsgesetzes, BGBI.
Nr. 399/1974, zu bemessen. Die Arbeitgeber haben ihnen den gebiihrenden
Vergutungsbetrag an den fir die Zahlung des Entgelts im Betrieb Ublichen
Terminen auszuzahlen. Der Anspruch auf Vergitung gegentiber dem Bund geht
mit dem Zeitpunkt der Auszahlung auf den Arbeitgeber tber. Der fur die Zeit der
Erwerbsbehinderung vom Arbeitgeber zu entrichtende Dienstgeberanteil in der
gesetzlichen Sozialversicherung und der Zuschlag gemdR §21 des
Bauarbeiterurlaubsgesetzes 1972, BGBI. Nr. 414, ist vom Bund zu ersetzen.

(4) Fur selbstdndig erwerbstatige Personen und Unternehmungen ist die
Entschadigung nach dem vergleichbaren fortgeschriebenen wirtschaftlichen
Einkommen zu bemessen.

(5) Auf den gebuhrenden Vergutungsbetrag sind Betrdge anzurechnen, die
dem Vergltungsberechtigten wegen einer solchen Erwerbsbehinderung nach
sonstigen Vorschriften oder Vereinbarungen sowie aus einer anderweitigen
wahrend der Zeit der Erwerbsbehinderung aufgenommenen Erwerbstétigkeit
zukommen.

Frist zur Geltendmachung des Anspruches auf Entschadigung oder
Vergutung des Verdienstentganges

§ 33. Der Anspruch auf Entschadigung gemaR § 29 ist binnen sechs Wochen
nach erfolgter Desinfektion oder Riickstellung des Gegenstandes oder nach
Verstdndigung von der erfolgten Vernichtung, der Anspruch auf Vergitung des
Verdienstentganges gemal § 32 binnen sechs Wochen vom Tage der Aufhebung
der behérdlichen MaRnahmen bei der Bezirksverwaltungsbehorde, in deren
Bereich diese MaRnahmen getroffen wurden, geltend zu machen, widrigenfalls
der Anspruch erlischt.
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Vorgeschlagene Fassung
angeordnet worden ist, oder
7.sie in einer Ortschaft wohnen oder berufstatig sind, ber welche
Verkehrsbeschrankungen gemal § 24 verhdngt worden sind,

und dadurch ein Verdienstentgang eingetreten ist.

(2) Die Vergiitung ist fur jeden Tag zu leisten, der von der in Abs. 1
genannten behordlichen Verfligung umfaft ist.

(3) Die Vergitung fiir Personen, die in einem Arbeitsverhaltnis stehen, ist
nach dem regelmdRigen Entgelt im Sinne des Entgeltfortzahlungsgesetzes, BGBI.
Nr. 399/1974, zu bemessen. Die Arbeitgeber haben ihnen den gebihrenden
Vergutungsbetrag an den flr die Zahlung des Entgelts im Betrieb (blichen
Terminen auszuzahlen. Der Anspruch auf Vergltung gegeniber dem Bund geht
mit dem Zeitpunkt der Auszahlung auf den Arbeitgeber tber. Der fur die Zeit der
Erwerbsbehinderung vom Arbeitgeber zu entrichtende Dienstgeberanteil in der
gesetzlichen Sozialversicherung und der Zuschlag gemdR §21 des
Bauarbeiterurlaubsgesetzes 1972, BGBI. Nr. 414, ist vom Bund zu ersetzen.

(4) Fur selbstandig erwerbstétige Personen und Unternehmungen ist die
Entschaddigung nach dem vergleichbaren fortgeschriebenen wirtschaftlichen
Einkommen zu bemessen.

(5) Auf den gebiihrenden Vergutungsbetrag sind Betrdge anzurechnen, die
dem Vergltungsberechtigten wegen einer solchen Erwerbsbehinderung nach
sonstigen Vorschriften oder Vereinbarungen sowie aus einer anderweitigen
wahrend der Zeit der Erwerbsbehinderung aufgenommenen Erwerbstétigkeit
zukommen.

Frist zur Geltendmachung des Anspruches auf Entschadigung oder
Vergitung des Verdienstentganges

§ 33. Der Anspruch auf Entschadigung gemaR § 29 ist binnen sechs Wochen
nach erfolgter Desinfektion oder Rickstellung des Gegenstandes oder nach
Verstdndigung von der erfolgten Vernichtung, der Anspruch auf Vergitung des
Verdienstentganges gemal § 32 binnen sechs Wochen vom Tage der Aufhebung
der behordlichen MaRnahmen bei der Bezirksverwaltungsbehorde, in deren
Bereich diese Malnahmen getroffen wurden, geltend zu machen, widrigenfalls
der Anspruch erlischt.
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Geltende Fassung

Ersatz der Behandlungskosten fiir von wutkranken Hunden gebissene
Personen

§33a. (1) Die Behandlungskosten fiir von einem wutkranken oder
wutverddchtigen Hund gebissene Personen hat, soweit nicht ein Tréger der
Krankenversicherung oder eine Krankenfiirsorgeanstalt oder ein Tréger der
Unfallversicherung aufzukommen hat, der zahlungsfahige Hundeeigentimer zu
tragen.

(2) Ist der Hundeeigentiimer nicht zahlungsféhig oder nicht feststellbar, so
sind die Behandlungskosten (Abs. 1) zu einem Drittel von der Gemeinde, in deren
Gebiet die BiBverletzung erfolgt ist, zu zwei Dritteln vom Bund zu tragen.

(3) Ersatzanspriiche nach Abs. 1 und 2 sind bei sonstigem Ausschlul? binnen
sechs  Monaten nach  Beendigung der  Behandlung  bei  der
Bezirksverwaltungsbehdrde geltend zu machen.

Ruhe- und Versorgungsgeniisse fir Arzte und ihre Hinterbliebenen

8§ 34. (1) Wenn ein Arzt bei Bekdmpfung einer anzeigepflichtigen Krankheit,
im Inland tatig, berufsunféhig wird oder den Tod findet, so gebiihren ihm und im
Falle seines Ablebens seinen Hinterbliebenen Ruhe- und Versorgungsgenisse.
Bei Zuerkennung dieser Ruhe- und Versorgungsgenlsse sowie des
Todfallsbeitrages sind die allgemeinen Pensionsnormen zu beobachten. (BGBI.
Nr. 161/1925.)

(2) Wenn dem Arzt oder seinen Hinterbliebenen nach sonstigen Vorschriften
aus seinem Dienstverhaltnis Ruhe- und Versorgungsgeniisse gebuhren, so werden
sie in den im Abs. 1 bezeichneten Féllen auf das in der Verordnung BGBI.
Nr. 161/1925 oder in einer an ihre Stelle tretenden Vorschrift vorgeschriebene
Ausmall erganzt.

(3) Wenn die dem Arzt oder seinen Hinterbliebenen nach sonstigen
Vorschriften aus seinem  Dienstverhédltnis geblhrenden Ruhe- und
Versorgungsgeniisse das im Abs. 1 vorgeschriebene Ausmal erreichen oder
Ubersteigen, so finden die vorangehenden Bestimmungen dieses Paragraphen
keine Anwendung.

Ruhe- und Versorgungsgenusse fur Pflegepersonen und ihre
Hinterbliebenen

835. (1) Wenn eine Pflegeperson vermdge ihrer dauernden oder
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Vorgeschlagene Fassung

Ersatz der Behandlungskosten fiir von wutkranken Hunden gebissene
Personen

§33a. (1) Die Behandlungskosten fir von einem wutkranken oder
wutverdédchtigen Hund gebissene Personen hat, soweit nicht ein Tréger der
Krankenversicherung oder eine Krankenfiirsorgeanstalt oder ein Tréger der
Unfallversicherung aufzukommen hat, der zahlungsfahige Hundeeigentliimer zu
tragen.

(2) Ist der Hundeeigentlimer nicht zahlungsfahig oder nicht feststellbar, so
sind die Behandlungskosten (Abs. 1) zu einem Drittel von der Gemeinde, in deren
Gebiet die BiRverletzung erfolgt ist, zu zwei Dritteln vom Bund zu tragen.

(3) Ersatzanspriiche nach Abs. 1 und 2 sind bei sonstigem Ausschlu binnen
sechs  Monaten nach  Beendigung der Behandlung  bei  der
Bezirksverwaltungsbehdrde geltend zu machen.

Ruhe- und Versorgungsgendisse fiir Arzte und ihre Hinterbliebenen

8 34. (1) Wenn ein Arzt bei Bek&mpfung einer anzeigepflichtigen Krankheit,
im Inland tatig, berufsunfahig wird oder den Tod findet, so gebihren ihm und im
Falle seines Ablebens seinen Hinterbliebenen Ruhe- und Versorgungsgendisse.
Bei Zuerkennung dieser Ruhe- und Versorgungsgeniisse sowie des
Todfallsbeitrages sind die allgemeinen Pensionsnormen zu beobachten. (BGBI.
Nr. 161/1925.)

(2) Wenn dem Arzt oder seinen Hinterbliebenen nach sonstigen Vorschriften
aus seinem Dienstverhaltnis Ruhe- und Versorgungsgeniisse gebuihren, so werden
sie in den im Abs. 1 bezeichneten Féllen auf das in der Verordnung BGBI.
Nr. 161/1925 oder in einer an ihre Stelle tretenden Vorschrift vorgeschriebene
Ausmal} erganzt.

(3) Wenn die dem Arzt oder seinen Hinterbliebenen nach sonstigen
Vorschriften aus seinem  Dienstverhéltnis geblhrenden Ruhe- und
Versorgungsgeniisse das im Abs. 1 vorgeschriebene Ausmal® erreichen oder
Ubersteigen, so finden die vorangehenden Bestimmungen dieses Paragraphen
keine Anwendung.

Ruhe- und Versorgungsgenusse fur Pflegepersonen und ihre
Hinterbliebenen

§35. (1) Wenn eine Pflegeperson vermdge ihrer dauernden oder

Bun|pisseqnuebeblxe | - JNMmuB RLBISIUIIA - dO "AXX INA6T

TGUOAEY



e ABruBWe |led MMM

Geltende Fassung
voriibergehenden Verwendung im &ffentlichen Sanitatsdienst bei Bekampfung
einer anzeigepflichtigen Krankheit erwerbsunfahig wird oder den Tod findet, so
gebihren ihr und im Falle ihres Ablebens ihren Hinterbliebenen Ruhe- und
Versorgungsgenlsse. Bei Zuerkennung dieser Ruhe- und Versorgungsgeniisse
sowie des Todfallsbeitrages sind im Ubrigen die allgemeinen Pensionsnormen zu
beobachten. (BGBI. Nr. 161/1925.)

(2) Wenn der Pflegeperson oder ihren Hinterbliebenen nach sonstigen
Vorschriften aus ihrem Dienstverhéltnis Ruhe- und Versorgungsgenisse
gebiihren, so werden sie in den im Abs. 1 bezeichneten Fallen auf das in der
Verordnung BGBI. Nr. 161/1925 oder in einer an ihre Stelle tretenden Vorschrift
vorgeschriebene AusmaR erganzt.

(3) Wenn die der Pflegeperson oder ihren Hinterbliebenen nach sonstigen
Vorschriften aus ihrem  Dienstverhdltnis  gebuhrenden  Ruhe- und
Versorgungsgenisse das im Abs. 1 vorgeschriebene Ausmall erreichen oder
Ubersteigen, so finden die vorangehenden Bestimmungen dieses Paragraphen
keine Anwendung.

(4) Wenn eine Pflegeperson unter den im Abs. 1 bezeichneten Bedingungen
erkrankt, ohne dal3 die dort vorgesehenen Wirkungen eintreten, hat sie Anspruch
auf den Fortbezug ihres Gehaltes.

(5) Dieser Paragraph findet auch auf die beim Krankentransport und bei der
Desinfektion nach § 8 beschéftigten Personen Anwendung.

Kostenbestreitung aus dem Bundesschatz

8§ 36. (1) Aus dem Bundesschatz sind zu bestreiten:

a) (Anm.: aufgehoben durch BGBI. Nr. 151/1947, Artikel 11 Z 5 lit. j.)

b) die Kosten der in staatlichen Untersuchungsanstalten nach §5
vorgenommenen Untersuchungen;

c) die Kosten der Vertilgung von Tieren, durch die Krankheitskeime
verbreitet werden kénnen (§ 14);

d) die Kosten der Uberwachung und Absonderung ansteckungsverdachtiger
Personen (8§ 17);

e) die Kosten flr die Beistellung von Unterkinften (§ 22);

f) die Kosten der Vorkehrungen zur Einschrénkung des Verkehrs mit
Bewohnern verseuchter Ortschaften und Niederlassungen (8§ 24);
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Vorgeschlagene Fassung
voribergehenden Verwendung im &ffentlichen Sanitatsdienst bei Bekampfung
einer anzeigepflichtigen Krankheit erwerbsunfahig wird oder den Tod findet, so
gebihren ihr und im Falle ihres Ablebens ihren Hinterbliebenen Ruhe- und
Versorgungsgentisse. Bei Zuerkennung dieser Ruhe- und Versorgungsgeniisse
sowie des Todfallsbeitrages sind im tbrigen die allgemeinen Pensionsnormen zu
beobachten. (BGBI. Nr. 161/1925.)

(2) Wenn der Pflegeperson oder ihren Hinterbliebenen nach sonstigen
Vorschriften aus ihrem Dienstverhéltnis Ruhe- und Versorgungsgeniisse
gebuhren, so werden sie in den im Abs. 1 bezeichneten Fallen auf das in der
Verordnung BGBI. Nr. 161/1925 oder in einer an ihre Stelle tretenden Vorschrift
vorgeschriebene AusmaR erganzt.

(3) Wenn die der Pflegeperson oder ihren Hinterbliebenen nach sonstigen
Vorschriften aus ihrem  Dienstverhdltnis  gebuhrenden  Ruhe- und
Versorgungsgeniisse das im Abs. 1 vorgeschriebene Ausmal} erreichen oder
Ubersteigen, so finden die vorangehenden Bestimmungen dieses Paragraphen
keine Anwendung.

(4) Wenn eine Pflegeperson unter den im Abs. 1 bezeichneten Bedingungen
erkrankt, ohne dal’ die dort vorgesehenen Wirkungen eintreten, hat sie Anspruch
auf den Fortbezug ihres Gehaltes.

(5) Dieser Paragraph findet auch auf die beim Krankentransport und bei der
Desinfektion nach § 8 beschaftigten Personen Anwendung.

Kostenbestreitung aus dem Bundesschatz

8§ 36. (1) Aus dem Bundesschatz sind zu bestreiten:

a) (Anm.: aufgehoben durch BGBI. Nr. 151/1947, Artikel 11 Z 5 lit. j.)

b) die Kosten der in staatlichen Untersuchungsanstalten nach §5
vorgenommenen Untersuchungen;

c) die Kosten der Vertilgung von Tieren, durch die Krankheitskeime
verbreitet werden konnen (8§ 14);

d) die Kosten der Uberwachung und Absonderung ansteckungsverdachtiger
Personen (8§ 17);

e) die Kosten fir die Beistellung von Unterkunften (§ 22);

f) die Kosten der Vorkehrungen zur Einschrénkung des Verkehrs mit
Bewohnern verseuchter Ortschaften und Niederlassungen (8§ 24);
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Geltende Fassung
g) die Gebiihren der Epidemiedrzte (8 27);
h) die Entschadigungen fir die bei einer Desinfizierung beschédigten oder
vernichteten Gegenstande (88 29 bis 31);
i) die Vergutungen fir den Verdienstentgang (§32) wund die
Behandlungskosten gemal § 33a Abs. 2;
k) die Ruhe- und Versorgungsgeniisse fir Arzte und ihre Hinterbliebenen
(8 34);
I) die Ruhe- und Versorgungsgenisse fiir Pflegepersonen und ihre
Hinterbliebenen (§ 35);
m) die Kosten der von den staatlichen Behdrden und Organen aus Anlaf} der
Durchfilhrung dieses Gesetzes zu pflegenden Amtshandlungen.

(2) Uber Anspriiche, die nach Abs. 1 erhoben werden, entscheidet die
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Vorgeschlagene Fassung
g) die Gebiihren der Epidemiedrzte (8§ 27);
h) die Entschadigungen fir die bei einer Desinfizierung beschédigten oder
vernichteten Gegenstande (8§ 29 bis 31);
i) die Vergutungen fir den Verdienstentgang (832) und die
Behandlungskosten gemal § 33a Abs. 2;
k) die Ruhe- und Versorgungsgeniisse fir Arzte und ihre Hinterbliebenen
(8 34);
I) die Ruhe- und Versorgungsgenisse flir Pflegepersonen und ihre
Hinterbliebenen (§ 35);
m) die Kosten der von den staatlichen Behdrden und Organen aus Anla der
Durchfihrung dieses Gesetzes zu pflegenden Amtshandlungen.

(2) Uber Anspriiche, die nach Abs.1 erhoben werden, entscheidet die

Bezirksverwaltungsbehdrde. Bezirksverwaltungsbehdorde.

(3) Die Bundesregierung hat bei Auftreten oder Umsichgreifen von (3) Die Kosten des gerichtlichen Verfahrens tragt der Bund.
Epidemien bedlrftigen Gemeinden, insbesondere in Grenzbezirken, im
Bedarfsfalle Beihilfen in der Hohe von wenigstens der Hélfte der Ausgaben zu
gewéhren, die ihnen durch die im §7 und §8 vorgesehenen MafRnahmen

erwachsen.
Kostenersatz durch die Parteien Kostenersatz durch die Parteien
§37. Wird als nicht mehr geltend festgestellt. (Ubergangsnovelle BGBI. § 37. Wird als nicht mehr geltend festgestellt. (Ubergangsnovelle BGBI.
Nr. 269/1925.) Nr. 269/1925.)

IV. HAUPTSTUCK
Strafbestimmungen

Verletzung einer Anzeige- oder Meldepflicht

§39. (1) Wer den in diesem Bundesgesetz enthaltenen oder auf Grund §39. (1) Wer den in diesem Bundesgesetz enthaltenen oder auf Grund
desselben erlassenen Anordnungen Uber die Erstattung von Anzeigen und desselben erlassenen Anordnungen Uber die Erstattung von Anzeigen und
Meldungen zuwiderhandelt, macht sich einer Verwaltungsibertretung schuldig Meldungen zuwiderhandelt, macht sich einer Verwaltungsibertretung schuldig
und ist mit Geldstrafe bis zu 2 180 Euro, im Nichteinbringungsfall mit und ist mit Geldstrafe bis zu 2 180 Euro, im Nichteinbringungsfall mit
Freiheitsstrafe bis zu sechs Wochen zu bestrafen. Freiheitsstrafe bis zu sechs Wochen zu bestrafen.

(2) Die Strafverfolgung tritt nicht ein, wenn die Anzeige zwar nicht von den (2) Die Strafverfolgung tritt nicht ein, wenn die Anzeige zwar nicht von den
zunéchst Verpflichteten, jedoch rechtzeitig gemacht worden ist. zunéchst Verpflichteten, jedoch rechtzeitig gemacht worden ist.
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Sonstige Ubertretungen

8 40. Wer durch Handlungen oder Unterlassungen
a) den in den Bestimmungen der 885, 8, 12, 13, 21 und 44 Abs.?2
enthaltenen Geboten und Verboten oder
b) den auf Grund der in den 8§87, 9, 10, 11, 12, 13, 14, 15, 17, 19, 20, 21,
22, 23 und 24 angefiihrten Bestimmungen erlassenen behdrdlichen
Geboten oder Verboten oder
c) den Geboten oder Verboten, die in den auf Grund dieses Bundesgesetzes
erlassenen Verordnungen enthalten sind, zuwiderhandelt oder
d) in Verletzung seiner Fursorgepflichten nicht dafir Sorge tragt, dal’ die
seiner Flrsorge und Obhut unterstellte Person sich einer auf Grund des
8 5 Abs. 1 angeordneten &rztlichen Untersuchung sowie Entnahme von
Untersuchungsmaterial unterzieht,
macht sich, sofern die Tat nicht mit gerichtlicher Strafe bedroht ist, einer
Verwaltungsubertretung schuldig und ist mit Geldstrafe bis zu
1 450 Euro, im Nichteinbringungsfall mit Freiheitsstrafe bis zu vier
Wochen zu bestrafen.

Beschlagnahme und Verfall von Gegenstanden

841. (1) Gegenstdnde, durch deren Verwahrung, Behandlung oder
Benltzung eine Bestimmung dieses Gesetzes oder eine auf Grund desselben
erlassene Anordnung verletzt oder umgangen wurde, kénnen von den berufenen
Organen der Sanitétshehdrden mit Beschlag belegt werden.

(2) Gegenstande, mit denen ein nach § 25 erlassenes Verkehrsverbot verletzt
oder umgangen wurde, sind jedenfalls mit Beschlag zu belegen und durch die
Bezirksverwaltungsbehdrde, in deren Sprengel sie betreten wurden, als verfallen
zu erklédren. (StGBI. Nr. 94/1945 in der Fassung BGBI. Nr. 142/1946, Abschnitt
I1C815Abs. 2)

(3) Die Beschlagnahme und der Verfall von Gegenstanden im Sinne des
Abs. 2 sind von der Einleitung der Strafverfolgung einer bestimmten Person und
von der Verurteilung derselben unabhéngig.

(4) Wenn die Vernichtung eines verfallenen Gegenstandes nicht einzutreten
hat, so ist derselbe nach entsprechend durchgefilhrter Desinfektion im
offentlichen Versteigerungswege zu verdauflern.
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Vorgeschlagene Fassung
Sonstige Ubertretungen

8 40. Wer durch Handlungen oder Unterlassungen

a) den in den Bestimmungen der 885, 8, 12, 13, 21 und 44 Abs.2
enthaltenen Geboten und Verboten oder

b) den auf Grund der in den 88 7, 9, 10, 11, 12, 13, 14, 15, 17, 19, 20, 21,
22, 23 und 24 angefuhrten Bestimmungen erlassenen behdrdlichen
Geboten oder Verboten oder

c¢) den Geboten oder Verboten, die in den auf Grund dieses Bundesgesetzes
erlassenen Verordnungen enthalten sind, zuwiderhandelt oder

d) in Verletzung seiner Firsorgepflichten nicht dafiir Sorge tragt, dal die
seiner Flrsorge und Obhut unterstellte Person sich einer auf Grund des
8 5 Abs. 1 angeordneten &rztlichen Untersuchung sowie Entnahme von
Untersuchungsmaterial unterzieht,
macht sich, sofern die Tat nicht mit gerichtlicher Strafe bedroht ist, einer
Verwaltungsubertretung schuldig und ist mit Geldstrafe bis zu
1 450 Euro, im Nichteinbringungsfall mit Freiheitsstrafe bis zu vier
Wochen zu bestrafen.

Beschlagnahme und Verfall von Gegenstéanden

841. (1) Gegenstdnde, durch deren Verwahrung, Behandlung oder
Benltzung eine Bestimmung dieses Gesetzes oder eine auf Grund desselben
erlassene Anordnung verletzt oder umgangen wurde, kénnen von den berufenen
Organen der Sanitétsbehdrden mit Beschlag belegt werden.

(2) Gegenstande, mit denen ein nach § 25 erlassenes Verkehrsverbot verletzt
oder umgangen wurde, sind jedenfalls mit Beschlag zu belegen und durch die
Bezirksverwaltungsbehdrde, in deren Sprengel sie betreten wurden, als verfallen
zu erkléaren. (StGBI. Nr. 94/1945 in der Fassung BGBI. Nr. 142/1946, Abschnitt
I1C 815 Abs. 2)

(3) Die Beschlagnahme und der Verfall von Gegenstanden im Sinne des
Abs. 2 sind von der Einleitung der Strafverfolgung einer bestimmten Person und
von der Verurteilung derselben unabhéngig.

(4) Wenn die Vernichtung eines verfallenen Gegenstandes nicht einzutreten
hat, so ist derselbe nach entsprechend durchgefilhrter Desinfektion im
offentlichen Versteigerungswege zu verauflern.
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Widmung der Geldstrafen

842. Die Geldstrafen sowie der Erlos fur die in Verfall erkléarten
Gegenstande flieBen jenen Gemeinden zu, in deren Gebiet die strafbare Handlung
begangen oder der in Verfall erklarte Gegenstand betreten wurde, und sind fur
Zwecke der offentlichen Sanitatspflege zu verwenden.
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Vorgeschlagene Fassung
Widmung der Geldstrafen

842. Die Geldstrafen sowie der Erlos fur die in Verfall erklarten
Gegenstande flieBen jenen Gemeinden zu, in deren Gebiet die strafbare Handlung
begangen oder der in Verfall erklarte Gegenstand betreten wurde, und sind fur

Zwecke der offentlichen Sanitéatspflege zu verwenden.

V. HAUPTSTUCK
Allgemeine Bestimmungen

Behdérdliche Kompetenzen

843. (1) Die Bestimmungen des Gesetzes vom 30. April 1870, RGBI.
Nr. 68, betreffend die Organisation des oOffentlichen Sanitatsdienstes, bleiben
durch die Vorschriften des gegenwartigen Gesetzes unbertihrt.

(2) Demnach obliegen in erster Linie die Einleitung und Durchflihrung der
im 85 Abs. 1 bezeichneten Erhebungen und der in den 88 7 bis 14 und 18
bezeichneten Vorkehrungen zur Verhiitung ansteckender Krankheiten und ihrer
Weiterverbreitung sowie auch die ortliche Mitwirkung bei allen anderen im Sinne
dieses Gesetzes zu treffenden Vorkehrungen den Gemeinden im Ubertragenen
Wirkungskreise.

(3) Beim Auftreten wvon Scharlach, Diphtherie, Abdominaltyphus,
Paratyphus, Flecktyphus, Blattern, Asiatischer Cholera, Pest, Agyptischer
Augenentziindung, Wutkrankheit, Bilverletzungen durch wutkranke oder
wutverdéchtige Tiere sowie in sonstigen Fallen dringender Gefahr sind die im § 5
Abs. 1 bezeichneten Erhebungen und die in den 8§87 bis 14 bezeichneten
Vorkehrungen auch sofort an Ort und Stelle von den zustandigen, im 6ffentlichen
Sanitatsdienste stehenden Arzten zu treffen.

(4) Die Einleitung, Durchfiihrung und Sicherstellung sémtlicher in diesem
Gesetze vorgeschriebener Erhebungen und Vorkehrungen zur Verhitung und
Bekampfung anzeigepflichtiger Krankheiten beziehungsweise die Uberwachung
und Forderung der in erster Linie von den Gemeinden oder im Sinne des Abs. 3
von den zustandigen Sanitatsorganen getroffenen VVorkehrungen sind Aufgabe der
Bezirksverwaltungsbehorde.

(5) Dem Landeshauptmann obliegt im Rahmen seines Ortlichen
Wirkungsbereichs die Koordinierung und Kontrolle der MaRnahmen der

843. (1) Die Bestimmungen des Gesetzes vom 30. April 1870, RGBI.
Nr. 68, betreffend die Organisation des Offentlichen Sanitatsdienstes, bleiben
durch die Vorschriften des gegenwartigen Gesetzes unberiihrt.

(3) Beim Auftreten wvon Scharlach, Diphtherie, Abdominaltyphus,
Paratyphus, Flecktyphus, Blattern, Asiatischer Cholera, Pest, Agyptischer
Augenentziindung, Wutkrankheit, Bilverletzungen durch wutkranke oder
wutverdéchtige Tiere sowie in sonstigen Fallen dringender Gefahr sind die im § 5
Abs. 1 bezeichneten Erhebungen und die in den 8§87 bis 14 bezeichneten
Vorkehrungen auch sofort an Ort und Stelle von den zustandigen, im 6ffentlichen
Sanitatsdienste stehenden Arzten zu treffen.

(4) Die Einleitung, Durchfiihrung und Sicherstellung sémtlicher in diesem
Gesetze vorgeschriebener Erhebungen und Vorkehrungen zur Verhitung und
Bekampfung anzeigepflichtiger Krankheiten beziehungsweise die Uberwachung
und Forderung der in erster Linie von den Gemeinden oder im Sinne des Abs. 3
von den zustédndigen Sanitatsorganen getroffenen VVorkehrungen sind Aufgabe der
Bezirksverwaltungsbehorde.

(5) Dem Landeshauptmann obliegt im Rahmen seines Ortlichen
Wirkungsbereichs die Koordinierung und Kontrolle der MaBnahmen der
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Geltende Fassung
Bezirksverwaltungsbehdrden gemaR Abs. 4. Besteht der Verdacht oder die
Kenntnis Gber einen bundeslanderlbergreifenden Ausbruch einer Erkrankung
gemédB §1 Abs.1 und 2, so haben die Landeshauptmanner der betroffenen
Bundeslander zusammenzuarbeiten und ihre Tétigkeiten zu koordinieren.

(6) Das Bundesministerium fur Gesundheit, Familie und Jugend ist im Fall
von Krankheitsausbriichen vom Landeshauptmann unverziglich zu verstdndigen.

Besondere Befugnisse der Sanitatsbehdrden und ihrer Organe

8§ 44. (1) Die zur Untersuchung eines Krankheitsfalles im Sinne des § 43
Abs. 3 oder auf Grund behordlicher Verfiigung berufenen Arzte sind nach
Verstdndigung des Haushaltungsvorstandes oder der mit der Leitung der Pflege
eines Kranken betrauten Person zum Zutritte zum Kranken oder zur Leiche und
zur Vornahme der behufs Feststellung der Krankheit erforderlichen
Untersuchungen berechtigt. Hiebei ist nach Mdglichkeit im Einvernehmen mit
dem behandelnden Arzte vorzugehen.

(2) Den zur Vornahme der Desinfektion oder zu sonstigen Vorkehrungen im
Sinne dieses Gesetzes behordlich abgeordneten Organen darf der Zutritt in
Grundstlicke, Hauser und  sonstige  Anlagen, insbesondere  in
ansteckungsverdachtige Raume und zu ansteckungsverdachtigen Gegenstédnden
sowie die Vornahme der erforderlichen MalRnahmen und der zur Desinfektion
oder Vernichtung erforderlichen Verfligungen Uber Gegenstdnde und R&ume
nicht verwehrt werden.

(3) Ergibt sich der Verdacht, dafl eine anzeigepflichtige Krankheit
verheimlicht wird oder daB ansteckungsverddchtige Gegenstande verborgen
werden, so kann durch die Bezirksverwaltungsbehérde nach den Vorschriften der
883 und 5 des Gesetzes vom 27.Oktober 1862, RGBI. Nr. 88, eine
Hausdurchsuchung vorgenommen werden. (StGBI. Nr. 94/1945 in der Fassung
BGBI. Nr. 142/1946, Abschnitt Il C § 15 Abs. 2.)

Vorkehrungen im Bereiche der Militarverwaltung

8§ 45. Die Durchfuhrung der nach MalRgabe dieses Gesetzes im Bereiche der
Militarverwaltung zu treffenden Vorkehrungen obliegt den Militarbehérden. Zu
den gedachten Zwecken st zwischen den Militdrbehérden und den
Sanitatsbehdrden das Einvernehmen zu pflegen.

Portobehandlung
847. (1) Die nach diesem Gesetz zur Erstattung von Anzeigen und
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Vorgeschlagene Fassung
Bezirksverwaltungsbehdrden gemaR Abs. 4. Besteht der Verdacht oder die
Kenntnis tber einen bundeslanderlbergreifenden Ausbruch einer Erkrankung
gemédR §1 Abs.1 und 2, so haben die Landeshauptménner der betroffenen
Bundeslander zusammenzuarbeiten und ihre Tétigkeiten zu koordinieren.

(6) Das Bundesministerium fur Gesundheit, Familie und Jugend ist im Fall
von Krankheitsausbriichen vom Landeshauptmann unverzuglich zu verstandigen.

Besondere Befugnisse der Sanitatsbehdrden und ihrer Organe

§ 44, (1) Die zur Untersuchung eines Krankheitsfalles im Sinne des § 43
Abs. 3 oder auf Grund behordlicher Verfigung berufenen Arzte sind nach
Verstdndigung des Haushaltungsvorstandes oder der mit der Leitung der Pflege
eines Kranken betrauten Person zum Zutritte zum Kranken oder zur Leiche und
zur Vornahme der behufs Feststellung der Krankheit erforderlichen
Untersuchungen berechtigt. Hiebei ist nach Mdglichkeit im Einvernehmen mit
dem behandelnden Arzte vorzugehen.

(2) Den zur Vornahme der Desinfektion oder zu sonstigen Vorkehrungen im
Sinne dieses Gesetzes behdrdlich abgeordneten Organen darf der Zutritt in
Grundstlcke, Héauser und  sonstige  Anlagen, insbesondere in
ansteckungsverdachtige Raume und zu ansteckungsverdéachtigen Gegenstédnden
sowie die Vornahme der erforderlichen MalBnahmen und der zur Desinfektion
oder Vernichtung erforderlichen Verfligungen (ber Gegenstdnde und Raume
nicht verwehrt werden.

(3) Ergibt sich der Verdacht, dafl eine anzeigepflichtige Krankheit
verheimlicht wird oder daB ansteckungsverdachtige Gegenstdnde verborgen
werden, so kann durch die Bezirksverwaltungsbehdrde nach den Vorschriften der
883 und 5 des Gesetzes vom 27.Oktober 1862, RGBI. Nr. 88, eine
Hausdurchsuchung vorgenommen werden. (StGBI. Nr. 94/1945 in der Fassung
BGBI. Nr. 142/1946, Abschnitt Il C § 15 Abs. 2.)

Vorkehrungen im Bereiche der Militarverwaltung

8 45. Die Durchfiihrung der nach MaRgabe dieses Gesetzes im Bereiche der
Militarverwaltung zu treffenden Vorkehrungen obliegt den Militarbehérden. Zu
den gedachten Zwecken ist zwischen den Militdrbehdrden und den
Sanitétsbehdrden das Einvernehmen zu pflegen.

Portobehandlung
§47. (1) Die nach diesem Gesetz zur Erstattung von Anzeigen und
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Geltende Fassung
Meldungen verpflichteten Personen haben fiir nicht eingeschriebene und nicht mit
Zustellungsnachweis erfolgende Postbeforderung solcher  Anzeigen und
Meldungen Briefumschlédge oder Karten zu verwenden, die mit dem Vermerk
,»Postgebiihr beim Empfanger einheben und dem Dienstsiegel der empfangenden
Behérde zu versehen sind. Diese hat bei der Aushandigung der Meldung die
einfache Postgebuhr fiir die Briefpostsendung zu entrichten.

(2) Wenn die empfangende Behorde die entfallenden Gebihren nicht in
jedem Einzelfalle bezahlen will, so kdnnen diese Gebiihren monatlich gestundet
werden. (BGBI. Nr. 151/1947, Artikel 11 Z 5 lit. i.)

Aufhebung alterer Vorschriften

8§ 48. (1) Alle Vorschriften Uber Gegenstande, die in diesem Gesetze geregelt
sind, oder auf Grund desselben durch Verordnung geregelt werden, sind mit dem
Beginne der Wirksamkeit dieses Gesetzes oder der betreffenden Verordnung
auBer Kraft getreten.

(2) Das Hofkanzleidekret vom 11.Janner 1816, PGS. Bd. 44 Nr. 3,
betreffend die Bestreitung der Heilungskosten bei armen, von witenden Hunden
beschadigten  Personen, wurde mit 1. September 1925 als dem
Wirksamkeitsbeginn des Artikel 35 des Verwaltungsentlastungsgesetzes, BGBI.
Nr. 277/1925, aufgehoben.

(3) Das Patent vom 21. Mai 1805, JGS. Nr. 731, ist mit dem Inkrafttreten
dieses Gesetzes in seiner urspringlichen Fassung aulRer Wirksamkeit getreten (die
Worte ,,Die §§ 393 bis einschlielich 397 des Strafgesetzes vom 27. Mai 1852,
RGBI. Nr.117 und“ entfallen im Hinblick auf das 0Osterreichische
Strafgesetz 1945, ASIg. Nr. 2).

(4) Die Verordnungen vom 17. Dezember 1917, RGBI. Nr. 490, betreffend
die Bekampfung der Malaria (Wechselfieber), vom 16. Juni 1923, BGBI. Nr. 329,
betreffend die Anzeigepflicht bei Varicellen (Windpocken) und vom 11. J&nner
1927, BGBI. Nr. 38, betreffend die Anzeigepflicht bei Poliomyelitis anterior
acuta und Encephalitis lethargica epidemica, sind mit Wirksamkeitsbeginn des
Bundesgesetzes vom 18. Juni 1947, BGBI. Nr. 151, aufgehoben worden. (BGBI.
Nr. 151/1947, Artikel 1V Abs. 4.)

Wirksamkeit des Gesetzes

8 50. (1) Dieses Gesetz ist in der Fassung des Gesetzes vom 17. Februar
1920, StGBI. Nr. 83 (Epidemiegesetznovelle), und des Bundesgesetzes vom
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Vorgeschlagene Fassung
Meldungen verpflichteten Personen haben fiir nicht eingeschriebene und nicht mit
Zustellungsnachweis erfolgende Postbeférderung solcher Anzeigen und
Meldungen Briefumschldge oder Karten zu verwenden, die mit dem Vermerk
,,Postgebiihr beim Empfanger einheben und dem Dienstsiegel der empfangenden
Behdrde zu versehen sind. Diese hat bei der Aushandigung der Meldung die
einfache Postgebuhr fur die Briefpostsendung zu entrichten.

(2) Wenn die empfangende Behorde die entfallenden Geblhren nicht in
jedem Einzelfalle bezahlen will, so kénnen diese Gebuhren monatlich gestundet
werden. (BGBI. Nr. 151/1947, Artikel 11 Z 5 lit. i.)

Aufhebung alterer Vorschriften

8§ 48. (1) Alle Vorschriften Uber Gegenstande, die in diesem Gesetze geregelt
sind, oder auf Grund desselben durch Verordnung geregelt werden, sind mit dem
Beginne der Wirksamkeit dieses Gesetzes oder der betreffenden Verordnung
auBer Kraft getreten.

(2) Das Hofkanzleidekret vom 11.Janner 1816, PGS. Bd. 44 Nr. 3,
betreffend die Bestreitung der Heilungskosten bei armen, von witenden Hunden
beschadigten  Personen, wurde mit 1. September 1925 als dem
Wirksamkeitsbeginn des Artikel 35 des Verwaltungsentlastungsgesetzes, BGBI.
Nr. 277/1925, aufgehoben.

(3) Das Patent vom 21. Mai 1805, JGS. Nr. 731, ist mit dem Inkrafttreten
dieses Gesetzes in seiner urspringlichen Fassung aufRer Wirksamkeit getreten (die
Worte ,,Die §§ 393 bis einschlielich 397 des Strafgesetzes vom 27. Mai 1852,
RGBI. Nr.117 und“ entfallen im Hinblick auf das Osterreichische
Strafgesetz 1945, ASIg. Nr. 2).

(4) Die Verordnungen vom 17. Dezember 1917, RGBI. Nr. 490, betreffend
die Bekampfung der Malaria (Wechselfieber), vom 16. Juni 1923, BGBI. Nr. 329,
betreffend die Anzeigepflicht bei Varicellen (Windpocken) und vom 11. J&nner
1927, BGBI. Nr. 38, betreffend die Anzeigepflicht bei Poliomyelitis anterior
acuta und Encephalitis lethargica epidemica, sind mit Wirksamkeitsbeginn des
Bundesgesetzes vom 18. Juni 1947, BGBI. Nr. 151, aufgehoben worden. (BGBI.
Nr. 151/1947, Artikel 1V Abs. 4.)

Wirksamkeit des Gesetzes

8 50. (1) Dieses Gesetz ist in der Fassung des Gesetzes vom 17. Februar
1920, StGBI. Nr. 83 (Epidemiegesetznovelle), und des Bundesgesetzes vom
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Geltende Fassung
3. Dezember 1925, BGBI. Nr. 449 (Il. Epidemiegesetznovelle), sowie der
Bestimmungen des Bundesgesetzes vom 18. Juni 1947, BGBI. Nr. 151, Artikel Il
Z5 und Artikel 111 sowie 1V Abs. 3 und 4 - nach Aufhebung der beziiglichen
reichsrechtlichen Vorschriften durch das Bundesgesetz vom 18. Juni 1947, BGBI.
Nr. 151, Artikel | Z 6 - am 22. August 1947 wieder in Kraft getreten.

(2) Die Anderungen im § 36 Abs. 2 und § 43 Abs. 4 sowie § 43 Abs. 5 in der
Fassung des Verwaltungsreformgesetzes 2001, BGBI. | Nr. 65/2002, treten mit
1.Juli 2002, jedoch nicht wvor dem vierten der Kundmachung des
Verwaltungsreformgesetzes 2001 folgenden Monatsersten in Kraft.

(3) Zum in Abs. 2 bestimmten In-Kraft-Tretens-Zeitpunkt anhédngige
Verfahren sind nach der vor diesem Zeitpunkt in Kraft gestandenen Rechtslage
durchzufiihren.

(4) 843 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 80/2013 tritt mit
1. Janner 2014 in Kraft.

8 50a. Soweit dieses Bundesgesetz auf andere Bundesgesetze verweist, sind
diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

8 50b. Mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 43/2012 tritt die Verordnung des Bundesministers
fir Gesundheit betreffend anzeigepflichtige (bertragbare Krankheiten 2009,
BGBI. 1l Nr. 359, zuletzt gedndert durch die Verordnung BGBI. Il Nr. 359/2011,
auler Kraft.

Vollziehung

8 51. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister fiir
Gesundheit und Frauen, hinsichtlich §28a im Einvernehmen mit dem
Bundesminister fiir Inneres, betraut.
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Vorgeschlagene Fassung
3. Dezember 1925, BGBI. Nr. 449 (Il. Epidemiegesetznovelle), sowie der
Bestimmungen des Bundesgesetzes vom 18. Juni 1947, BGBI. Nr. 151, Artikel |1
Z5 und Artikel 111 sowie IV Abs. 3 und 4 - nach Aufhebung der beziglichen
reichsrechtlichen Vorschriften durch das Bundesgesetz vom 18. Juni 1947, BGBI.
Nr. 151, Artikel | Z 6 - am 22. August 1947 wieder in Kraft getreten.

(2) Die Anderungen im § 36 Abs. 2 und § 43 Abs. 4 sowie § 43 Abs. 5 in der
Fassung des Verwaltungsreformgesetzes 2001, BGBI. | Nr. 65/2002, treten mit
1.Juli 2002, jedoch nicht wvor dem vierten der Kundmachung des
Verwaltungsreformgesetzes 2001 folgenden Monatsersten in Kraft.

(3) Zum in Abs.2 bestimmten In-Kraft-Tretens-Zeitpunkt anhangige
Verfahren sind nach der vor diesem Zeitpunkt in Kraft gestandenen Rechtslage
durchzufihren.

(4) 843 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 80/2013 tritt mit
1. Janner 2014 in Kraft.

~ (5) 881 Abs. 1,7 Abs.1 und 1a, § 36 Abs. 3, der Entfall des 43 Abs. 2, die
Anderungen in 8 50b und § 51 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr.
xx/2016 treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

8 50a. Soweit dieses Bundesgesetz auf andere Bundesgesetze verweist, sind
diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

8 50b. (1) Mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 43/2012 tritt die Verordnung des Bundesministers
fur Gesundheit betreffend anzeigepflichtige Ubertragbare Krankheiten 2009,
BGBI. Il Nr. 359, zuletzt gedndert durch die Verordnung BGBI. Il Nr. 359/2011,
auBer Kraft.

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. | Nr. xx/2016 tritt die Verordnung der Bundesministerin
fur Gesundheit betreffend anzeigepflichtige Ubertragbare Krankheiten 2015,
BGBI. Il Nr. 224, auler Kraft.

Vollziehung

§ 51. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist

1. hinsichtlich 8 7 Abs. 1 — soweit er das gerichtliche Verfahren betrifft —
und § 36 Abs. 3 der Bundesminister fiir Justiz,

2. hinsichtlich § 28a der Bundesminister fiir Gesundheit im Einvernehmen
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Geltende Fassung
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Vorgeschlagene Fassung
mit dem Bundesminister fur Inneres und

3. im Ubrigen der Bundesminister fiir Gesundheit
betraut.

Bun|pisseqnuebeblxe | - JNMmuB RLBISIUIIA - dO "AXX INA6T

TG UOA TG



	Textgegenüberstellung



